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      Vorwort


      Der Versuch, der Geschichte hinterherzulaufen, ist unweigerlich zum Scheitern verurteilt, gerade in einem Jahr wie 2011, das ständig neue Überraschungen für uns bereithielt. Ich bemühte mich seit Monaten, mit der Lawine von Ereignissen Schritt zu halten, die die Wirtschaftskrise losgetreten hat. Ein Augenblick mangelnder Aufmerksamkeit genügt, um den roten Faden zu verlieren, der sich durch die sich überschlagenden Ereignisse zieht – absurd, unbegreiflich, bedrohlich. Und doch ist es gerade in diesem Chaos wichtig, die Zusammenhänge zu erkennen, um nicht in Panik zu verfallen.


      Nach den außerordentlichen Ereignissen im Herbst 2011 war es erforderlich, das Vorwort und die Schlussfolgerungen in der Originalausgabe dieses Buchs zu aktualisieren. In der kurzen Zeit zwischen Ende August 2011, als die erste Auflage in Druck ging, und Ende November 2011, dem Erscheinungstermin der vierten, ist so einiges geschehen: Am 20. Oktober 2011 ereilte Gaddafi dasselbe Schicksal wie Mussolini, er wurde von den eigenen Leuten getötet. Am 16. November trat Silvio Berlusconi als Ministerpräsident zurück, ein historisches Ereignis, das in Italien auf Straßen und Plätzen im ganzen Land gefeiert wurde. Der Flächenbrand der Revolution ist auf Europa übergesprungen, hat den Atlantik überquert und die ganze Welt erfasst. Dies wurde am 15. Oktober 2011 offensichtlich, als beim ersten weltweiten Protesttag Bürger in den verschiedensten, teils weit voneinander entfernten Ländern gemeinsam auf die Straße gingen und riefen: »Wir wollen die Demokratie zurück!«


      Wer hätte sich zu Beginn des Sommers vorstellen können, dass das Zentrum des globalen Finanzkapitalismus, die Wall Street, von Aktivisten der Occupy-Bewegung besetzt werden würde? Doch wenn man Zahlen wie die folgenden kennt, sind diese Ereignisse gar nicht mehr so verwunderlich: In den ersten neun Monaten des Jahres 2010 – für die Mehrzahl der Menschen ein schwieriges Jahr – bildeten die acht größten amerikanischen Banken Rückstellungen in Höhe von 130 Milliarden Dollar für Bonuszahlungen – das macht 121.000 Dollar pro Angestellten. Vier Jahre zuvor, als die Wirtschaft boomte, waren es noch 113 Milliarden Dollar. Ein geringerer Betrag also, genauer gesagt 114.000 Dollar pro Angestellten. Offensichtlich bekommen die Rezession nur jene zu spüren, die nicht zum Geldadel gehören, also 99 Prozent der Wähler.


      Die Demonstranten, die im Zuccotti-Park ihr Hauptquartier aufschlugen, eine kleine Grünfläche zwischen Ground Zero und der New Yorker Börse, unterscheiden sich nicht allzu sehr von ihren »Kollegen« in den arabischen und europäischen Ländern oder in Israel: Sie sind arbeitslos oder unterbeschäftigt und fühlen sich von der Politik nicht ernst genommen. In den folgenden Tagen schossen die Zeltlager weltweit wie Pilze aus dem Boden: in den Vereinigten Staaten, Australien, Asien und im Rest der Welt. Der Funkenflug wurde begünstigt durch ein Klima allgemeiner Unzufriedenheit, die ihre Wurzeln in den enormen gesellschaftlichen Verwerfungen hat, die sich im Gefolge der Globalisierung in den USA gebildet und dann über den ganzen Planeten ausgebreitet hatten. Aus einer Umfrage des Informationsdienstleisters Bloomberg ging hervor, dass ein Erdöltrader an der Rohstoffbörse mit zehn Jahren Berufserfahrung im Jahr etwa eine Million Dollar verdient. Ein Neurochirurg mit derselben Berufserfahrung bringt es nur auf 600.000 Dollar. Banker, die sich auf den lohnenden Bereich »Mergers & Acquisitions« spezialisiert haben, also Firmenfusionen bzw. -aufkäufe, haben ein durchschnittliches Jahreseinkommen von zwei Millionen Dollar, etwa zehnmal so viel wie ein Forscher, der ein Mittel gegen den Krebs sucht. Das ist nicht die Gesellschaft, in der wir leben wollen.


      Doch das Epizentrum des Flächenbrandes ist zweifellos der Mittelmeerraum, der sich im Jahr 2011 vollkommen verändert hat. In Europa sind zwei Regierungen gestürzt: die griechische und die italienische. Schuld daran ist der Druck – der Straße und der Wirtschaft gleichermaßen. Am 21. November 2011 ging Spanien zur Wahl und brachte von Neuem die Konservativen des Partido Popular an die Macht. Auch in Tunesien wurde gewählt, während in Ägypten einmal mehr die Menschen auf die Straße gingen und bei den Protestmärschen Gefahr für Leib und Leben riskierten, nur um die alten Machthaber daran zu hindern, die ersten freien Wahlen für ein neues Parlament und eine neue Verfassung zu manipulieren. Dieses Mal wurde die grundsätzlich gewaltfreie Haltung der ägyptischen Protestbewegung von Polizei und Heer auf eine harte Probe gestellt. Im Juni 2012 protestierten viele Ägypter erneut, weil die Urteile bzw. Freisprüche im Prozess gegen Mubarak und weitere ehemalige Protagonisten des Unterdrückungsapparats als viel zu milde empfunden wurden. Auch in Syrien und im Jemen gab es heftige Proteste gegen das herrschende Regime. Beide Länder sind Zeitbomben, die früher oder später hochgehen werden.


      Die Bereitschaft zur Revolution lässt die Märkte nicht gerade ruhiger werden. Der Flächenbrand der Auflehnung versetzt Menschen wie Börsen gleichermaßen in Unruhe, ein Zeichen, dass die Krise nicht nur ein ökonomisches oder politisches Problem ist, sondern vielmehr ein systemimmanentes. Daher gelingt es den Regierungen in aller Welt auch nicht, ihn einzudämmen. Im November räumte die Polizei das Zeltlager im Zuccotti-Park. Präsident Obama lobte die Entscheidung der Italiener, ihr Vertrauen nicht weiter in die Regierung Berlusconi zu setzen, sondern in die Fähigkeiten eines Teams aus katholischen Technokraten der politischen Mitte. Die europäischen Regierungschefs taten es ihm gleich und lobten die Griechen dafür, dass Lucas Papademos, einstiger Funktionär der Europäischen Zentralbank, endlich George Papandreou abgelöst hatte. Er blieb bis zum 16. Mai 2012 Premierminister und Chef der griechischen Übergangsregierung. Irgendwie hoffte man wohl, den Ausnahmezustand ausrufen zu können. Man hoffte, es möge genügen, das Lager der Demonstranten zu räumen, um die Ausbreitung des Protestfunkens einzudämmen. Hoffte, dass ein Regimewechsel ausreicht, um einem Land neue Glaubwürdigkeit zu verschaffen. Dass es Mario Monti, der maßgeblich am Euro-Stabilitätspakt mitgewirkt hat und früher Berater der Investmentfirma Goldman Sachs war, wie durch Zauberhand gelingen möge, den Märkten das grassierende Misstrauen auszutreiben, das die hohen Staatsschulden in manchen Ländern der Euro-Zone ausgelöst haben. Aber Schlagstöcke und ein paar technokratische Betonschädel genügen wohl doch nicht, um die öffentliche Ordnung wiederherzustellen und den Zinssatz zu senken, den die verschuldeten Staaten ihren Gläubigern bieten müssen, damit der Geldhahn weiter tröpfelt.


      Doch nicht nur ungeeignetes Personal macht die Eindämmung unmöglich, auch die diesseits und jenseits des Atlantiks angewandten Strategien dazu sind widersinnig. Die Amerikaner bekämpfen die Rezession mit einer ordentlichen Portion quantitative easing, das heißt: Sie drucken Geld. Eine Politik, die die Deutschen in den dreißiger Jahren angewandt haben, um die astronomischen Reparationszahlungen aus dem Ersten Weltkrieg leisten zu können. Jeder weiß, wie die Geschichte seinerzeit ausging: Hyperinflation, Aufstieg der Nazis und Ausbruch des Zweiten Weltkriegs.


      Die EU hingegen verteidigt den Wert des Euro mit gezücktem Säbel und vergisst dabei, dass diese Politik die Länder am Mittelmeer nur noch ärmer macht und sie in einen unkontrollierbaren Bankrott treibt. Vor weniger als einem Jahrhundert legten die Amerikaner dieselbe Verbohrtheit an den Tag, als sie nach dem Schock von 1929 an der Goldparität des Dollars festhielten und dadurch Millionen Amerikaner in die Armut stürzten. Auch das Ende dieser Geschichte ist bekannt: Zusammenbruch der Banken, massiv ansteigende Arbeitslosigkeit und die Weltwirtschaftskrise.


      Wenn man sieht, wie auf beiden Seiten des Atlantiks die politischen Führer nach einem Drehbuch agieren, das eine Neuauflage wohlbekannter historischer Szenarien scheint, fragt man sich unwillkürlich, ob wir aus der Geschichte nichts gelernt haben. Denn augenscheinlich hat man aus den Lehren der Vergangenheit die falschen Schlüsse gezogen. Beide Tragödien sind in unserem Unbewussten offensichtlich tief eingraviert, so tief, dass dies rationalen Entscheidungen im Weg steht. Um die Fehler der Vergangenheit zu vermeiden, begehen die Amerikaner die Fehler der Deutschen und die Europäer die der Amerikaner.


      Deutschland kämpft immer noch mit dem Gespenst der Weimarer Republik. Aus diesem Grund verhindert es, dass die Europäische Zentralbank mehr Geld ausgibt und als Gläubiger letzter Instanz auftritt. Das ist, als würde man einen Sprinter auf einen Hundertmeterlauf schicken und ihm vorher ins Bein schießen. Dass Europa nur eine gemeinsame Währung braucht, um seine jahrhundertelang mit Blut und Kanonen geschriebene Geschichte zu überwinden, ist eine Illusion, der heute noch viele Europäer unterliegen. Es ist wohl kein Zufall, dass im Mittelpunkt der Krise ausgerechnet jene Länder stehen, in denen die Erinnerung an die Diktaturen der Vergangenheit noch lebendig ist: Spanien, Italien, Griechenland, Portugal und auch Deutschland. Das geradezu irrationale Festhalten am Euro ist Frucht der Idee, dass allein eine gemeinsame Währung die europäischen Demokratien vor den Gefahren des Nationalismus und Faschismus bewahren kann. Mehr als der gemeinsame Markt, als das Europaparlament und alle geschlossenen Verträge garantiert die gemeinsame Währung in den Augen der Europäer den Frieden.


      Doch leider steht hinter der gemeinsamen Währung keine echte Integration. In mehr als zehn Jahren ist es Brüssel nicht gelungen, die europäische Finanzlandschaft zu vereinheitlichen, ein europäisches »Schatzamt« zu schaffen oder gar die berühmten »Eurobonds«. Der Grund? Die Deutschen wollen nicht für die Schulden der Griechen geradestehen, und die Griechen wollen ihre Steuergelder nicht nach Brüssel abführen.


      In der Zwischenzeit verrennt Europa sich in die Illusion, der Euro sei der Schutzschild des Kontinents, ohne den wir alle verloren wären, und läuft Gefahr, dass die Wirtschaft des Kontinents auseinanderbricht und die Welt in eine neue Weltwirtschaftskrise abgleitet. Die eigentliche Lektion aber, die wir aus der Geschichte lernen sollten, ist, dass die Gegenwart nie mit der Vergangenheit gleichzusetzen ist und dass es gilt, ihre Besonderheiten zu respektieren. Weder das Anwerfen der Gelddruckmaschinen noch die sture Verteidigung des Euro werden uns aus der aktuellen Situation heraushelfen. Was wir brauchen, ist eine gegenwartsbezogene Politik, die verschiedenen Entwicklungen wie dem Auseinanderdriften der Einkommen oder dem geplanten Bankrott von Ländern wie Griechenland und Italien einen Riegel vorschiebt. Wenn es dazu nötig sein sollte, dass manche Länder aus der Euro-Zone ausscheren, dann sollte dies möglich sein, bevor die Märkte es erzwingen und bevor es zu spät ist, um zu retten, was noch zu retten ist.

    

  


  
    
      


      1 Der Flächenbrand der Demokratisierung


      Ein gefährlicher Flächenbrand hat den Mittelmeerraum erfasst. Er zieht von Nordafrika nach Europa, scheinbar unaufhaltsam. Er erfasst hauptsächlich die jüngeren Mitglieder der Zivilgesellschaft, aber auch ältere sind dagegen nicht gefeit. Demokratische Gedanken verbreiten sich wie Feuer.


      Die Flammen der Auflehnung sind nun sogar in Amerika angekommen, dem Herzen des Imperiums westlicher Globalisierung. Ein Schreckgespenst geht um, das weltweit allen Politikern zusetzt: der Funke. Denn gegen diesen Funken helfen weder Wasser noch Sand. Das Feuer nimmt einen atypischen Verlauf, weil ihm zwei Brände vorausgingen, die sozusagen das Feld bereitet haben: die Schuldenkrise und die Krise der politischen Institutionen, die sich zu überholten und untauglichen Instrumenten entwickelt haben. Erstere hat den allgemeinen Wohlstand verringert und somit die Widerstandskraft der betroffenen Länder herabgesetzt. Letztere stellt die Regierungsorgane in Frage. Wenn dem Flächenbrand nicht Einhalt geboten wird, könnte er die kränkelnden Demokratien Europas mit derselben Geschwindigkeit hinwegfegen, mit der im Süden die arabischen Diktaturen fallen.


      Die Frage ist nun: Wäre das wirklich so schlecht?


      Ein erstes Aufflackern des Feuers gab es bereits vor gut zehn Jahren. Tatsächlich beginnt alles mit dem Bankrott Argentiniens im Jahr 2001. Die politischen Folgen des Zusammenbruchs reißen bald ganz Lateinamerika mit sich. Überall entstehen neue Regierungen, die auf Konfrontationskurs zu den Eliten des westlichen Imperiums gehen, da man diese für die katastrophale wirtschaftliche Lage in mehr als einem Land verantwortlich macht. Eine politische Bewegung entsteht, die für die Rechte des Volkes eintritt und sie gegen die lokale wie internationale Oligarchie des Geldes verteidigt. Ihre Köpfe sind Menschen wie der brasilianische Regierungschef Lula oder der bolivianische Präsident Evo Morales.


      Während im ersten Jahrzehnt des neuen Jahrtausends die Wirtschaft immer mehr in die Fänge des Finanzkapitalismus gerät, schafft der Funke den Sprung über den Atlantik. Periodisch wiederkehrende Krisen lassen das Feuer immer wieder aufflackern. Da ist zum Beispiel der immense Anstieg der Lebensmittelpreise seit 2007. Oder die von der Politik offen betriebene Diskriminierung und Kriminalisierung der Einwanderung. Gegen Ende 2010 wälzt das Feuer sich auf das Mittelmeergebiet zu und setzt alle Anrainerstaaten in Brand.


      Dass der Unmut der Jugend einen Höhepunkt erreicht hat, merkten wir erst, als im Frühjahr 2011 immer mehr junge Leute auf die Straße gingen, zuerst in den Städten Nordafrikas, dann auch in den Zentren Europas. Doch die jungen Leute, die sich gegen Arbeitslosigkeit und fehlende Zukunftsperspektiven auflehnen, sind sozusagen nur der Resonanzkörper einer Zivilgesellschaft, die allmählich verarmt, die von betrügerischen und heuchlerischen Politikern gedemütigt wird, die aus den Zirkeln der Entscheidungsträger ausgeschlossen ist. Dieser Befund trifft auf alle Gesellschaften rund um das Mittelmeer zu, ob sie nun an seiner Süd- oder seiner Nordküste liegen. Und so gehen in Griechenland, Portugal, Spanien, Frankreich und Italien nicht nur die Söhne und Töchter auf die Straße. Mit ihnen gehen ihre Eltern und Großeltern. Das Volk.


      »Wir wollen unsere Würde zurück«, skandiert man in den Straßen der arabischen Welt. »Empört euch!«, ruft man in Europa. »Soziale Gerechtigkeit für alle!«, fordert man in Israel. Überall sind Arbeitslosigkeit und hohe Lebenshaltungskosten nur die Spitze des Eisbergs. Sogar die Euro-Krise, so bedeutsam sie auch sein mag, liefert dem Protest nur den Rahmen. Denn was die Wirtschaft eigentlich in die Knie zwingt, ist die Misswirtschaft auf politischer Ebene. Mittlerweile zeigt sich deutlich, dass die Demokratie in vielen Staaten nur eine Farce ist, dass einige europäische Demokratien sämtliche Symptome eines untergehenden Kaiserreichs zeigen, in dem Finanzbarone und Politiker um ihre Privilegien kämpfen wie mittelalterliche Feudalherren.


      Schlechte Regierungsführung und Misswirtschaft, die im gesamten Mittelmeerraum an der Tagesordnung sind, haben die Anrainerstaaten zum Überträger gemacht – und das Mittelmeer selbst zur Grabstätte für all jene Unglücklichen, die Nordafrika verlassen, um ihr Heil in Europa zu suchen. Nun, da sich in Ägypten, Libyen, Syrien, Tunesien, Jemen und Bahrain die Menge gegen die Diktatoren erhebt, die einst als »Freunde des Westens« gehandelt wurden, protestieren die Menschen in Europa gegen Demokratien, die von einigen wenigen Interessengruppen gesteuert werden. Und sie tun dies auf ganz unterschiedliche Art und Weise: In Italien werden die Kommunalwahlen im Mai 2011 und die Volksabstimmung vom Juni desselben Jahres zum Plebiszit gegen Silvio Berlusconi, seine irrwitzige Regierungsführung und die herrschende Klasse, die ihm dabei sekundiert. In Spanien streichen die Indignados den Begriff »politisch« wegen seiner mittlerweile negativen Bedeutung aus dem Vokabular und weigern sich, zur Wahl zu gehen. Auch auf den Straßen wehren sich die Menschen: In Griechenland protestieren sie gegen das Parlament, das dem Land einen harten Sparkurs verordnet und dann die Polizei gegen die Demonstranten schickt. In Portugal schreit man der herrschenden Klasse ihre Verantwortung für den wirtschaftlichen Ruin des Landes entgegen. In Paris, auf der Place de la Bastille, protestiert man gegen das »Sarkozy-Regime«, dessen Tage im Mai 2012 gezählt sind. Ende Juli 2011 schließlich marschieren die Empörten Europas nach Brüssel. Im August kommt es in England zu Plünderungen. Entsetzt sieht die Welt zu, wie es in den Straßen jener Stadt, die in weniger als einem Jahr die Olympischen Spiele beherbergen soll, zu Ausschreitungen kommt. Die globale Zivilgesellschaft probt den Aufstand, weil sie sich allmählich der politischen Realität bewusst wird. Und weil sie sich, koste es, was es wolle, den Staat zurückerobern will.


      Hatten wir es bis vor kurzem noch mit einer postindustriellen Gesellschaft zu tun, stehen wir nun am Anbeginn der postimperialen Gesellschaft. Und es sind vor allem die Mittelmeerländer, die die Tore in diese Ära weit aufstoßen. Doch während man in Nordafrika darum kämpfte, die Diktatoren, die mit westlicher Billigung ihr Volk unterdrückten, zu stürzen und Demokratien zu bilden, geht es in Europa um die Erneuerung der demokratischen Institutionen, die zu Machtinstrumenten in den Händen einer neuen Oligarchie verkommen sind.


      Unterschiedliche Ziele also, aber gleiche Beweggründe. Was sich im Mittelmeerraum abspielt, ist nicht neu, denn es ähnelt der Geschichte Argentiniens, wo vor über zehn Jahren ein ganzes Volk bankrottging, was als Konsequenz einen politischen Umschwung in Lateinamerika bewirkte: Hier rebellieren die Ausgeschlossenen, die modernen Sklaven, die Leibeigenen der Globalisierung. Doch der Protest in Europa kann sehr viel gefährlicher werden als die Revolte in Tunesien und Ägypten, gefährlicher sogar als der Sturz des Gaddafi-Regimes in Libyen bzw. der mögliche Sturz von Assad in Syrien. Viel gefährlicher als der Bankrott Argentiniens. Denn das, wogegen man auf den Straßen Europas protestiert, ist keine brutale Diktatur, sondern vielmehr unsere vielgeliebte Demokratie, die – wenn man genauer hinschaut – nur noch eine Maske ist, die in Fetzen hängt. Aus diesem Grund wird man alles tun, um die Epidemie einzudämmen.


      Im Augenblick stehen wir noch ganz am Anfang. Die Mobilisierung der Massen zielt nicht darauf ab, ein Regierungssystem zu beseitigen, das – um mit Churchill zu sprechen – immer noch »die schlechteste aller Regierungsformen ist, von allen anderen mal abgesehen«. Der Protest wendet sich gegen jene, die dieses System bislang gelenkt haben. Und es ist kein Zufall, wenn die neuen Formen des Protests Rückgriff nehmen auf die Urform der Kommunikation des Bürgers mit seinen Mitbürgern. Die Studenten, die in Rom den Piazzale Aldo Moro besetzt hatten, verweisen auf die agorá, den Marktplatz in der altgriechischen Stadt, wo die Demokratie ihren Anfang nahm. Auf der Plaça de Catalunya im Herzen Barcelonas versammeln sich die Demonstranten zu einem öffentlichen Bürgerforum, um »Staat zu machen«, weil der existierende Staat nicht mehr funktioniert.


      Eines ist klar: Unser Vorbild kann nicht die klassische partizipatorische Demokratie sein. Dazu sind wir einfach zu viele. Doch im Augenblick ist dies das einzige Instrument, das uns zur Verfügung steht, um das Hemmnis »politische Klasse« zu überwinden, ohne zum Gewehr zu greifen. Das einzige, mit dessen Hilfe wir die Welt daran erinnern können, dass Volk und Staat nicht zwei getrennte Elemente sind. In Israel hat die Regierung zu einem neuen Mittel gegriffen: Sie hat den Dialog mit den empörten Bürgern eröffnet, indem sie eine Kommission einrichtete, in der neben Vertretern aller Parteien und Staatsorgane auch Vertreter der Demonstranten zu Wort kommen.


      In den letzten zwanzig Jahren hat die Globalisierungselite, fast ohne dass wir es bemerkt hätten, die Demokratie als Geisel genommen, sodass diese Regierungsform heute sie repräsentiert und nicht uns. Nun ist die Zeit gekommen, dass wir uns das zurückholen, was uns gehört. Zumindest ertönt der Ruf danach auf den Straßen und Plätzen Europas. In allen Ländern ähneln sich die Forderungen: Abschaffung der Privilegien der politischen Klasse, Rechenschaftspflicht, Transparenz. Anders gesagt: Wer unterschlägt und Schmiergeld zahlt, wird angeklagt. Und wer rechtskräftig verurteilt wurde, kann kein öffentliches Amt mehr übernehmen. Vor allem aber: die Aufgabe des neoliberalistischen Entwicklungsmodells, das den Staatsstreich der politischen Klasse erst möglich machte, und Rückkehr der Ausgeschlossenen in die Politik. All diese Forderungen wurden stets gewaltfrei vorgetragen. Utopisch? Nun, wenn jemand uns im Herbst 2010 gefragt hätte, ob wir glauben, dass in den Städten der arabischen Welt das Volk gegen seine Herrscher aufsteht und eine friedliche Revolution anzettelt, was hätten wir damals geantwortet?


      Denn noch etwas macht diese Revolution zu einer Besonderheit: die Tatsache, dass sie gewaltfrei verläuft. Wie wir noch sehen werden, bildet England die einzige Ausnahme. Dort hat die Sparpolitik von Premierminister David Cameron die Spannungen zwischen den Rassen verstärkt, die – zusammen mit den enormen sozialen Unterschieden – seit gut zwanzig Jahren das Land prägen. Doch sogar dort haben die Bilder von der Zerstörung die Menschen mobilisiert, die mit Besen und Kehrschaufel auszogen, um ihr Viertel wieder in Ordnung zu bringen. Die Botschaft ist dieselbe: Erobern wir uns den gesellschaftlichen Raum zurück.


      Bestürzt sahen wir die Bilder von den Plünderungen in den englischen Städten, von den Polizeieinsätzen, dem Eingreifen der Anti-Terror-Kräfte oder privater arabischer Milizen, die sich auf Menschen stürzten, welche den Dialog mit ihnen suchten. Doch wir schreiben nicht mehr 1956, und wir sind nicht in Ungarn. Wir sind nicht 1968 in Prag oder 1989 auf dem Platz des Himmlischen Friedens. Dort und damals glaubten die Verantwortlichen, das Erinnerungsvermögen der Menschen einfach auslöschen zu können wie Kreideschrift auf einer Tafel. Wir leben längst im globalen Dorf, in dem die Technik dafür sorgt, dass jeder alles von jedem weiß. Die sozialen Medien sorgen dafür, dass wir die Demonstrationen in Syrien in Echtzeit miterleben. Dass wir dabei sind, wenn die libyschen Rebellen auf Tripolis vorrücken, das in der Nacht vom 21. August 2011 eingenommen wird, und die Occupy-Wall-Street-Bewegung auf der Brooklyn Bridge demonstriert.


      Die Revolution reist via Internet, vor allem unter Nutzung sozialer Netzwerke. In wenigen Monaten sind Tausende von Blogs entstanden, auf denen wir die Protestierenden begleiten können, wenn sie auf Straßen und Plätzen ihre Stimme erheben. Auf Twitter, einer überaus mächtigen »Buschtrommel«, verbreiten sich Nachrichten in Windeseile ums ganze Mittelmeer. Ein Netzwerk aus Telekommunikationsmitteln verbindet Griechen mit Syrern, Ägypter mit Portugiesen, Italiener mit Libyern. Im virtuellen Umfeld der sozialen Medien wird der Funke gehegt und gepflegt, die Brandgefahr steigt.


      All dies spielt sich ab vor dem Hintergrund des finanziellen und wirtschaftlichen Zusammenbruchs des westlichen Kapitalismus. Die Vereinigten Staaten verlieren das Triple-A-Rating für ihre Staatsanleihen, die Märkte brechen ein, Gold und Schweizer Franken sind heißbegehrte Zuflucht. Italien muss seinen Haushalt korrigieren und die Neuverschuldung in den nächsten Jahren um weitere 47 Milliarden Euro kürzen. Auch Frankreichs Rating ist betroffen. Nun wird der Funke von der Euro-Krise weitergetragen, die zwar keine physische, dafür aber wirtschaftliche und psychologische Gewalt ausübt. Der Zerfall der Währungseinheit schreckt die Europäer, die davon ausgehen, dass dies die Rezession verschärfen würde. Und dass dadurch die Einigung eines Kontinents zumindest gebremst, wenn nicht gar verhindert würde, dessen Bürger im Lauf der Jahrhunderte viel Blut vergossen haben. Besonders ängstlich reagieren diesbezüglich die Mittelmeeranrainerstaaten, war der Euro doch für sie die Eintrittskarte zum Club der hochentwickelten und durchmodernisierten Länder Nordeuropas. Bedauerlicherweise ist die Clubzugehörigkeit ein Mythos, gestrickt von Politikern, die ebendiesen Ländern enorme Opfer abverlangten, damit sie überhaupt Aufnahme in die Währungsunion fanden. Der Euro-Beitritt hat nur die Eliten fett gemacht.


      Wenn dieser Mythos heute verblasst, wenn trotzdem keine Gewalt vonnöten ist, dann verdanken wir das dem Internet, das uns Möglichkeiten an die Hand gab, der politischen Propaganda und Repression auszuweichen. Die sozialen Netzwerke strafen jede Propaganda Lügen, und die Clips, die im Internet verbreitet werden, sind eine mächtige Waffe im Krieg der Meinungen. Die Revolution, der wir beiwohnen, ist friedlich, weil sich zum ersten Mal in der Geschichte Bilder als wirksamer denn konventionelle Waffen erweisen. Das wissen auch die Politiker. Nicht umsonst fürchten sie nichts mehr als die Ausbreitung der Flammen.


      Tot und begraben ist im Übrigen auch das Instrument der Ideologie, zusammen mit dem Kalten Krieg und den Verträgen von Bretton Woods auf dem Müllhaufen der Geschichte gelandet. Die alten Schemata, die alten Parolen interessieren niemanden mehr. Heute geht es nicht mehr um Polarisierung. Bin Laden oder Busch, Kommunismus oder Kapitalismus – diese Dichotomien gehören der Vergangenheit an, denn die Welt, die sie beschrieben, liegt mittlerweile in Trümmern. Auch der Internationale Währungsfonds musste sich dem anpassen: Zum ersten Mal bot er einem Land – Ägypten – ein Darlehen an, ohne ihm, wie bislang in solchen Fällen üblich, ein anachronistisches Finanzkorsett überzustülpen. Nur dass die Ägypter es ablehnten und meinten, sie würden das auch allein schaffen. Und wenn die Empörten es schaffen, dann werden die Bürger, die Europa vor der Schuldenkrise schützen wollen, auch den IWF loswerden. Im Moment allerdings sieht es noch nicht so aus. Ganz im Gegenteil. Im Juli 2011 beschlossen die europäischen Regierungschefs mit einem der Maßnahmenpakete zur Rettung Griechenlands die Einrichtung eines Europäischen Währungsfonds, den man früher als European Financial Stability Facility (EFSF) kannte. Ein Notfallgremium für defizitgefährdete Länder, das mit dem üblichen politischen Tamtam zum x-ten Organ der EU aufstieg.


      Vergessen wir nicht, dass auf der Anklagebank auch der Markt selbst sitzt, der unzuverlässige, arrogante, unverschämte Markt, der bis vor kurzem bestimmte, wie die Stimmung im Mittelmeerraum ausfiel. Die griechischen Verluste waren nicht leicht zu verkraften, Ende Juli 2011 leckt er sich noch die Wunden. Im August bricht die Panik aus: Ausverkauf von den Staatsanleihen bis zu den Aktien großer Unternehmen. Die nächste Offensive wird im Herbst gestartet. Doch die Zivilgesellschaft sorgt dafür, dass den Kartenhäusern, auf denen die Macht der Oligarchen beruht, ein heftiger Wind entgegenbläst. Und so ist Vorsicht angesagt.


      Kein Wunder also, dass sogar die alten Schlachtrosse der Politik wie der Nationalismus oder Rassismus mittlerweile lahmen. Nachdem die Lega Nord in ihrer Wahlkampagne ausschließlich die Ängste der Bürger schürte, musste sie bei den Kommunalwahlen 2011 empfindliche Verluste hinnehmen. In der Poebene mehrere Prozentpunkte, etwa 10 Prozent im Veneto. Sogar Mailand, die Festung der Rechten, wurde nach achtzehn Jahren vom Mitte-links-Kandidaten Giuliano Pisapia erobert, der seit 2011 dort Bürgermeister ist. Ein Wahlergebnis, das sicher Zeichen des Protests gegen die mangelhaften Leistungen der vormaligen Stadtverwaltung war und das durch abgewanderte Stimmen der Rechten wie der Linken gleichermaßen möglich wurde. Ein parteiübergreifendes Ergebnis also, denn die neue Bewegung, die sich rund ums Mittelmeer formiert, ist eben genau das: grenzübergreifend. Wie es auch die jungen Menschen sind.


      Der Strom von »illegalen« Einwanderern, der sich seit Jahren an die Küsten der europäischen Mittelmeerstaaten ergießt und mittlerweile zum Tsunami wurde, ist kein feindliches Heer, wie unsere Regierenden uns glauben machen wollen. Er ist Teil jener Zivilgesellschaft, zu der auch wir gehören. Wie unsere Familien sind auch die Migranten Opfer eines politischen und wirtschaftlichen Systems, das ebenso ungerecht wie starr ist. Diese Menschen versuchen, brutalen Regimen zu entkommen, darniederliegenden Wirtschaftssystemen, die nicht zuletzt Frucht der Klimakatastrophen sind, die wir durch übermäßigen Ressourcenverbrauch ausgelöst haben. Sie träumen vom Europa der Fernsehschirme, einer Reality-Show, einer Welt, in der angeblich Demokratie herrscht. Keiner denkt, dass ihn, nachdem er endlich unter Lebensgefahr die europäische Festung gestürmt hat, ein Leidensweg ähnlich dem in seiner Heimat erwartet. Und doch ist es so. Die europäischen Demokratien können diese Menschen nicht mehr aufnehmen. Sie verjagen sie oder beuten sie aus. Und der Grund? Nun, sie können ja nicht einmal mehr das Wohlergehen ihrer eigenen Bürger sichern.


      Denn auch die jungen Europäer suchen den Weg über die Grenze. Sie fliehen vor ungesicherten Arbeitsverhältnissen und ewiger Abhängigkeit von der Familie, vor einer Kastengesellschaft, in der es keinen Fortschritt mehr gibt, vor der Korruption und dem Zynismus derer, die über ihr Schicksal bestimmen. Der berühmte brain drain treibt Universitätsabsolventen ins Ausland, Menschen mit und ohne Berufsausbildung wandern ab: aus Italien in den letzten zwanzig Jahren insgesamt neun Millionen. Von den Griechen, Spaniern, Portugiesen einmal ganz abgesehen, die sich eine einigermaßen menschenwürdige Existenz aufbauen wollen, was in ihren Heimatländern nicht mehr möglich ist. Die junge Generation in den Mittelmeerländern teilt ein Schicksal: ausgeschlossen und ohne Hoffnung zu sein.


      Da die Produktionssysteme im Westen sie nicht mehr aufnehmen können wie die Generation ihrer Eltern und ihnen keinerlei Garantien mehr bieten, treten die jungen Leute auf dem Markt entweder als Konsumenten auf oder als »Arbeitskräfte zur freien Ausbeutung« in ungesicherten Arbeitsverhältnissen. Düstere Zukunftsaussichten, die aus der Familie eine Art sozialen Stoßdämpfer machen, um das Schicksal derer abzufedern, denen der Staat keinerlei Schutz und Sicherheit mehr bietet. Von der Miete bis zur Autowerkstatt, vom Kindergarten bis zum Zahnarzt – die Familie kommt für alles auf, weil die Kinder buchstäblich Hungerlöhne erhalten. Was aber tun unsere Kinder, wenn unsere Ersparnisse aufgebraucht sind, wenn wir, die Elterngeneration Europas, nicht mehr da sind und unser Einkommen, unsere Rente wegfällt? Wodurch werden unsere Kinder sich dann noch von den afrikanischen Einwanderern unterscheiden?


      Durch die Sprache jedenfalls nicht. Sie sprechen alle die Sprache des Web 2.0, der neuen Kommunikationsmittel, die den Politikern so unverständlich ist. Sie teilen denselben sozialen Raum, denn sie sind alle im globalen Dorf der virtuellen Welt groß geworden. Sprache und Territorium, die Elemente des klassischen Nationalismus, der den Kontinent bis vor zehn Jahren mit Blut befleckte, sind heute grenzübergreifend. Aus ebendiesem Grund kommen uns die Lokalbezüge, ohne die die aktuelle Politik nicht auszukommen scheint, so antiquiert vor wie Botschaften in einer toten Sprache. Die jungen Leute, die in Madrid an der Puerta del Sol schlafen, und diejenigen, die in Kairo auf die Straße gingen, gehören einer Nation an. Das gilt auch für jene, die in Damaskus von Kugeln durchbohrt werden, die auf dem Piazzale Aldo Moro campieren oder auf dem Parthenon.


      In der postimperialen Gesellschaft des Mittelmeers ist die Gefahr groß, dass der Flächenbrand sich ausbreitet, eben weil die Menschen dieselben Wünsche haben. Bereiten wir uns also vor: auf den größten Brand aller Zeiten, der – wie damals in London – erst dann zum Erlöschen kommt, wenn er die ganze Stadt verzehrt hat. Um einer neuen Platz zu machen, die sauberer ist und Platz zum Leben lässt. Damit aus der Asche der alten Demokratie eine neue entsteht, die Demokratie der Zukunft.

    

  


  
    
      


      2 Die Revolte gegen die Demokratie


      Mitte Februar 2011 feiert die britische Wochenzeitung The Economist die arabische Revolution mit einem besonderen Titelblatt: Aus der Menge der Demonstranten reckt sich eine geballte Faust. Darunter steht: »The Awakening« – »Das Erwachen«. Obwohl er alle gleichermaßen überrascht hat, verfolgen die westlichen Medien den Volksaufstand in den Ländern der arabischen Welt mit größtem Interesse. Warum also taucht der Aufstand der Jugend in den Ländern der westlichen Welt, der nur wenige Monate später stattfindet, kaum in den Medien auf? Wo er doch gleichsam vor unserer Haustür stattfindet? Wie kommt es, dass die Medien das Phänomen der Indignados – der spanischen Demonstranten, welche die Ersten waren, die sich vom Funken der Revolution anstecken ließen – als Randerscheinung abtaten? Dass sie die Empörung der Menschen nur als folkloristische Episode behandelten, die keinerlei politische Wirkung haben würde? Dass man dieser Bewegung nicht die Kraft zutraute, den Status quo zu verändern?


      Die Vorstellung, es könnte nördlich des Mittelmeers zu ähnlichen revolutionären Umtrieben kommen, die Italiener könnten beispielsweise Berlusconi vertreiben, wie die Ägypter es mit Mubarak gemacht hatten, schien offensichtlich absurd. Niemand glaubte, dass die Spanier Zapatero zwingen könnten, die Bedingungen abzulehnen, die der IWF dem Land zur Sanierung seiner Finanzlage auferlegen will. Oder dass Papandreou sich dagegen wehren könnte, dass Griechenlands Jugend die Schulden des Landes bei den internationalen Banken abzahlen soll. Oder dass Portugal aus dem Euro-Raum ausschert. Doch ebendies verlangt die Menge, die sich im Sommer 2011 auf Europas Straßen versammelt.


      Noch unvorstellbarer ist die Idee, die Märkte könnten auch Spanien und Italien fallen lassen, die dritt- und viertgrößte Marktwirtschaft Europas. Denn beide gelten als »zu groß«, um mit Rettungspaketen konsolidiert zu werden. Doch bereits Mitte Juli 2011 kommt es zur ersten Attacke der Spekulanten gegen die beiden Länder. Die Vorstellung, diese könnten pleitegehen und den Euro mit sich in den Abgrund reißen, ist wie ein uraltes Tabu, das befolgt werden muss. Aus ebenjenem Grund wird auch kein Plan B formuliert, der für diese Eventualitäten so weit Vorsorge trifft, dass die Bevölkerung nicht darunter leidet.


      So etwas gibt es in Europa nicht, heißt es immer wieder. Wir seien immun gegen jede Revolte, weil wir ja schließlich in einer Demokratie leben. Wir seien, so heißt es, immun gegen die Finanz-Apokalypse, der Argentinien und Island zum Opfer fielen, weil wir zur EU gehörten und den Euro hätten.


      Ist das wirklich so?


      Wer sich statt in Printmedien und im Fernsehen im Internet informiert, weiß, dass dem nicht so ist. Dort herrscht eine vollkommen andere Wirklichkeit. Demonstrationen, Studien- und Arbeitsgruppen, Videokonferenzen zwischen den Demonstrationsorten, Austausch von Videos auf Twitter. Was bedeutet das alles? Dass der Protest auf den Flügeln des Web 2.0 daherkommt. Dass er sich außerhalb des kybernetischen Raums manifestiert, um Schritt für Schritt alle politischen Strategien zu unterlaufen, die von Regierungen und internationalen Organisationen vertreten werden. Und im Gegenzug werden Alternativen präsentiert, wird konstruktiv Kritik geübt.


      Anfang Juni beispielsweise nimmt die Buschtrommel Twitter den Euro-Plus-Pakt aufs Korn, nur Stunden nachdem die EU verlauten ließ, die Finanzminister der Euro-Zone müssten ihn bis Ende Juni unterzeichnen. Dieser Pakt würde, wie die verschiedenen Beiträge in den Online-Debatten erkennen ließen, dem IWF, der Europäischen Zentralbank (EZB) und der Weltbank erlauben, massiv in die Wirtschaft der Defizit-Länder einzugreifen. In anderen Worten: Das Schicksal ganzer Nationen wurde in die Hände dieser drei Organisationen gelegt. Ein neuer Trick also, um die Interessen dieser drei Giganten der Finanzwelt zu stärken – zum Schaden des Volkes.


      Die Bewegung der Empörten arbeitet in kurzer Zeit eine konkrete Alternative zu dem von der EU vorgeschlagenen Maßnahmenpaket aus, die die Profiteure der Finanzblasen zwingt, sich der Schulden anzunehmen, die sie verursacht haben, indem sie offensiv ihre illusorischen Wohlstandsvisionen vermarkteten. Sie forderten, dass deutsche und französische Banken die Verantwortung dafür übernehmen sollten, dass sie Geld an Länder verliehen, die dieses nicht zurückzahlen konnten. Dass die Regierung eine Steuer auf große Vermögen einführen sollte, auf Kapitalgewinne und Finanztransaktionen. So steht es in den Manifesten der Empörung.


      Ausgezeichnete Vorschläge, die die Politik jedoch nicht ernst nimmt. In Italien beispielsweise entwarf der damalige Finanzminister Giulio Tremonti ein Maßnahmenpaket, das Italiens Staatsschulden bis 2014 empfindlich reduzieren sollte, und achtete dabei offensichtlich sorgsamst darauf, ebenjene 10 Prozent der Bevölkerung nicht zu belasten, denen 45 Prozent des nationalen Vermögens gehören. Wie im Mittelalter ist es nicht die Elite der Macht, die für die Schulden geradesteht, sondern das Volk, dessen Taschen ohnehin schon leer sind. Auch Papandreou unternahm keinerlei Anstalten, die hinterzogenen Steuermilliarden Griechenlands einzutreiben von den griechischen Reedern, die ihre Büros in aller Welt haben.


      Doch kehren wir zum Ursprung der Proteste zurück. Mitte Juli, als noch keinerlei Vereinbarung über den Umgang mit den griechischen Staatsschulden getroffen war, als die Ratingagentur Moody’s portugiesischen Staatsanleihen den Status »Junk« verliehen hatte, nahmen die Spekulanten Italien ins Visier. Tremontis Sparplan, der sie beruhigen sollte, war nur ein Tropfen auf den heißen Stein. Er würde nicht funktionieren, so wenig wie der Euro-Plus-Pakt, der schon einen Monat nach seiner Geburt überholt war. Denn was soll ein Sparpaket über 80 Milliarden Euro bringen, wenn die Staatsschuld 120 Prozent des BIP beträgt, nämlich 1800 Milliarden Euro? Italiens Verschuldung ist höher als die der übrigen PIIGS-Länder (Portugal, Irland, Griechenland und Spanien) zusammen. Wie sich diese wohl reduzieren ließe, war die große Frage auf den öffentlichen Spielwiesen der Macht, als im August 2011 die Attacken der Spekulanten wieder Fahrt aufnahmen.


      Hatten die Italiener da wirklich Grund zur Verwunderung? Bereits Mitte Juli stieg der Zinssatz, zu dem die Märkte bereit waren, italienische Staatsanleihen zu erwerben, um 1 Prozent, was die Staatsschuld schlagartig um 35 Milliarden erhöhte. Und schwups hat sich die Hälfte der Einsparungen aus dem Tremonti-Paket in Luft aufgelöst. Sollten wir uns nicht vielleicht mal anhören, was das Volk auf der Straße zu sagen hat? Und, um die Sache auf einen guten Weg zu bringen, die Pensionen und Diäten der Abgeordneten kürzen, wie in Großbritannien geschehen?


      Auch wenn diese Maßnahme am Schuldenberg wenig ändert, so wäre dies zumindest ein Zeichen des erneuerten Bandes zwischen Regierenden und Regierten, ein Zeichen der Solidarität. Und da die Märkte mit Sorge auf ein Italien blicken, das mit seiner Regierung zunehmend unzufrieden ist, würde diese Maßnahme sie vielleicht sogar beruhigen. Sparpolitik muss bei den Politikern anfangen, die jenen als Vorbild dienen sollen, die sie gewählt haben und die sie bezahlen.


      Wie das Geld der Italiener verschleudert wird


      Sollte es ein Zufall sein, dass gerade in Italien, dem Land mit dem drittgrößten Schuldenberg der Welt, die Diäten und Pensionen der Politiker am höchsten sind? Eine Studie des Wall Street Journal zeigt, dass ein italienischer Abgeordneter im Jahr 2010 durchschnittlich 11.704 Euro im Monat bekam, wohingegen die Kollegen vom Europaparlament sich mit 7957 Euro begnügen müssen, die Deutschen mit 7668 Euro, die Franzosen mit 7100 Euro und die englischen Parlamentarier gar nur mit umgerechnet 6350 Euro. Der italienische Politiker verdient also fast doppelt so viel wie der englische und sogar mehr als seine amerikanischen Kollegen. Außerdem erhalten italienische Abgeordnete noch eine Menge »Zuschläge« in Form einer Wohnung in Rom, diverser Freiflüge, kostenloser Zugtickets, kostenloser Haarschnitte usw. – was alles der Steuerzahler berappt. Sodass am Ende des Monats der italienische Parlamentarier (wenn man die Kosten für ihre Assistenten mit einrechnet) noch einmal 8783 Euro extra bekommt. Also fast 20.000 Euro im Monat. Das verdient einer der zahllosen prekär Beschäftigten in diesem Land nicht einmal aufs Jahr gerechnet.


      Da der solchermaßen subventionierte Politiker über die Extrakosten, die er verursacht, keinerlei Rechenschaft ablegen muss, gibt es keine Kontrolle darüber, ob diese Kosten tatsächlich im Dienste der Allgemeinheit anfielen. Als die Abgeordnete Rita Bernardini beantragte, hier verbindliche Abrechnungen einzuführen, fanden sich sage und schreibe nur insgesamt achtzig Parlamentarier, die für diesen Antrag stimmten. Weder die Regierungsparteien noch die Opposition konnten sich damit anfreunden, die Fraktions- und Parteivorsitzenden schon gar nicht.


      Italienische Parlamentarier und Senatoren haben Anspruch auf Sonderbehandlung im Gesundheitssystem. Ob es nun um Zahnersatz, Shiatsu-Massagen oder die Sauna geht, der Parlamentarier bekommt bezahlt, was dem »gewöhnlichen« Bürger nur nach privater Zuzahlung offensteht. Der Italiener von der Straße hat bei jedem Besuch eines Facharztes 10 Euro zu entrichten. Und so beliefen sich im Jahr 2010 die Kosten für diese Extrabehandlung der Parlamentarier auf 10,1 Millionen Euro. Dazu kommen die freien Mahlzeiten für die Mitglieder des Parlaments, noch einmal 5,5 Millionen Euro. Nicht zu vergessen die Mitgliedsgebühren für den Country Club am Tiber. Und buchstäblich last, but not least die Politikerbüros außerhalb des Parlamentsgebäudes, für die der italienische Steuerzahler im Jahr 2010 45 Millionen Euro aufbringen musste.


      Und der italienische Politiker kostet auch Jahre nach seiner Dienstzeit noch mehr als der Unterhalt für einen Ferrari. Nach nur fünf Jahren Amtszeit hat er nämlich Anrecht auf eine Pension von »mindestens« 2486 Euro. Wie hoch die Pension tatsächlich ausfällt, hängt von der Amtszeit ab: zwischen 20 und 60 Prozent der Aufwandsentschädigung für Parlamentarier. Sein deutscher Kollege erhält 961 Euro, der französische 780 Euro. Nimmt man also aktive und pensionierte Parlamentarier zusammen, so zahlte das italienische Volk im Jahr 2010 insgesamt eine Milliarde Euro für sein Parlament und 600 Millionen Euro für den Senat. Tito Boeri veröffentlichte im Wall Street Journal eine Untersuchung, der zufolge die Diäten italienischer Abgeordneter seit 1948 um 9,8 Prozent pro Jahr gestiegen sind, wohingegen die Löhne der Arbeiter es nur auf einen Anstieg von insgesamt 3 Prozent bringen. Nicht einmal ein Drittel also. Und jetzt muss man ja auch noch mit der Krise rechnen. Nicht so als Parlamentarier offensichtlich!


      Die Zivilgesellschaft ist der endlosen Rezession müde. Sie hat die politische Klasse satt, von der sie seit Jahrzehnten ausgebeutet wird. Sogar im eher leidenschaftslosen Großbritannien, weit vom Mittelmeer entfernt, gehen die Menschen auf die Straße, weil es ihnen reicht. Im Frühjahr 2011 protestierte die Jugend gegen Studiengebühren. Ende Juni kam es dann zum Generalstreik der Staatsbediensteten wegen der Erhöhung des Pensionsalters und der Kürzung der Pensionen. Es war der erste große Streik seit 25 Jahren, alle Gewerkschaften riefen gemeinschaftlich dazu auf, und der Generalstreik wurde vom Großteil der Arbeitnehmerschaft unterstützt.


      Mittlerweile ist klar, dass die Verantwortung für das wirtschaftliche Desaster, das über den »alten Kontinent« hereingebrochen ist, nicht nur auf Banken und Finanzgesellschaften beschränkt ist. Schlechte Regierungsführung und Misswirtschaft haben dazu beigetragen, dass mit den vorhandenen Regeln Schindluder getrieben wurde. Die mangelhafte Verfolgung von Steuerhinterziehung hat die Staaten verarmen lassen. Steuerhinterziehung und die so verbreitete Schwarzarbeit allein kosteten den italienischen Staat 300 Milliarden Euro. Das sind die Schätzungen für das Jahr 2010. Man geht davon aus, dass die Zahlen in Wirklichkeit noch höher sind. Das Budgetdefizit ließe sich leicht in den Griff bekommen, wenn man diese verborgenen Reichtümer ordentlich besteuerte. Auf diese Weise könnte man die Staatsverschuldung auf unter 100 Prozent des BIP drücken. Doch es passiert nichts. Wieso?


      In Italien, das weltweit zu den Ländern mit dem höchsten Anteil an Steuerhinterziehern gehört, zeigen sich die Probleme und Widersprüche der europäischen Finanzpolitik besonders deutlich: Der ehemalige Finanzminister Tremonti befahl eine Art steuerlichen »Ablasshandel«: Wer immer Geld auf ausländische Konten geschafft hatte, konnte es gegen eine Minimalsteuer von 5 Prozent »legalisieren«, wenn er es ins Land zurückbrachte. Doch wie die Erfahrung zeigt, blieben diese Gelder nicht in Italien. Die hinterzogenen und im Ausland investierten Gelder kehrten, nun gewaschen, ins Ausland zurück. Nur ein geringer Bestandteil der unter diesem »Schutzschild« repatriierten Vermögenswerte blieben tatsächlich im Land. Wozu also diente die ganze Operation? Das fragt man sich im Land und in ganz Europa. Während also auf der einen Seite diese wunderbare »Geldwäscheaktion« für Betrüger aller Art lief, stiegen auf der anderen die Sätze für jene braven Bürger, die ihre Steuern noch bezahlen. Italien hat mittlerweile die höchsten Steuersätze in Europa. 53 Prozent zahlen gutverdienende Italiener in der Spitze auf ihr Einkommen. Ist das noch gerecht? Auf diese Frage weiß vermutlich jeder die Antwort, der dem Ruf, sich endlich zu empören, nachgekommen ist.


      Wenn die PIIGS-Staaten Unternehmen wären und ihre Parlamente keine Volksvertretungen, sondern Aufsichtsräte, hätten die Gesellschafter die Herren und Damen wohl längst vor die Tür gesetzt. Stattdessen bleiben wie in einer Art perverser »Reise nach Jerusalem« die Gesichter stets dieselben, auch wenn sie gelegentlich den Platz wechseln. Und auch die politischen Maßnahmen ändern sich nicht. Nehmen wir zum Beispiel die Verteidigungsausgaben. Das defizitgeschädigte Griechenland leistet sich seit Jahren einen Verteidigungshaushalt von 2,5 Prozent des BIP, um gegen imaginäre Feinde gerüstet zu sein. Warum hat bislang noch niemand daran gedacht, diesen Posten in der Bilanz zu reduzieren?


      Dasselbe gilt natürlich für die Frage der nationalen und internationalen Körperschaften. Warum wächst seit Jahren unter der Schirmherrschaft von mehr oder weniger amtierenden Politikern die Anzahl dieser Institutionen, welche die ökonomischen Übel des Kontinents ganz sicher nicht lösen werden? In den letzten Jahren schießen sogenannte Think Tanks aus dem Boden wie die Pilze, doch wir sollten nicht vergessen, dass es sich dabei letztlich um die klassischen Lobbyisten der Plutokratie handelt, die meist von multinationalen Konzernen wie Monsanto finanziert werden. Woher kommen die Gelder für deren Erhalt? Na, vom Staat natürlich. Einem Staat, der in der Wirtschaft keineswegs weniger präsent ist als zu Zeiten des Wohlfahrtsstaates. Er beteiligt sich nur mit anderen Zielen.


      Heute wird unser Geld buchstäblich verpulvert, indem es bei öffentlichen Ausschreibungen immer in den Taschen jener Firmen landet, die von Freunden, Verwandten oder Komplizen der politischen Elite geführt werden. In Italien und Spanien ist die Liste der Bauskandale, bei denen öffentliche Aufträge erschlichen wurden, unendlich lang. Auch die Bewegung »14. Juli« in Israel wendet sich gegen diese Form des Betrugs. Auf den Plätzen Tel Avivs hat sie Zeltdörfer errichtet, um auf die Wohnungsnot der ärmeren Schichten hinzuweisen. Ihr Kampfruf heißt: »Bezahlbare Wohnungen für alle!«


      Der Staat hingegen hat kein Geld mehr und lagert alles auf Zeitarbeitsfirmen aus: auch die Pflichten seiner treuesten Diener, der Beamten. Dies gilt nicht nur für Spanien und Italien, sondern auch für Griechenland und Portugal.


      Elena, eine Italienerin, die mit solchen Verträgen abgespeist wird, erklärt uns, wie das läuft: »Ich habe einen Universitätsabschluss mit Bestnote und einen Master in Kommunikationswissenschaft. Seit vier Jahren arbeite ich im Landwirtschaftsministerium und kümmere mich dort um die Public Relations. Und doch bin ich nicht im Ministerium angestellt, sondern bei einer Zeitarbeitsfirma. Von dieser Firma, die zahlreiche Arbeiten für das Ministerium erledigt, erhalte ich nur Zeitverträge. Das ist natürlich ein übler Trick. Auf diese Weise werden öffentliche Gelder, die öffentlichen Zwecken dienen sollen, in die Taschen der Privatunternehmer umgelenkt. Meist solchen, die den verantwortlichen Politikern in irgendeiner Weise nahestehen.


      Hätte ich einen Zeitvertrag mit dem Ministerium, so müsste man mich nach einer gewissen Zeit fest anstellen. So will es das Gesetz. Doch diese Regelung wird umgangen, indem die Arbeiten an Subunternehmer vergeben werden. Aus diesem Grund erhalte ich auch so oft neue Verträge. Und obwohl ich seit vier Jahren die gleiche Arbeit im gleichen Büro mache, war ich in dieser Zeit schon bei zwei verschiedenen Firmen angestellt und habe vier unterschiedliche Verträge unterschrieben, manchmal nur für ein paar Monate.«


      Und wie man das Geld der EU durchbringt


      Uns allerdings sagt man, dass der Staat durch die Auslagerung seiner Pflichten auf private Unternehmen Geld spart. Stimmt denn das auch? Natürlich nicht! Das zeigt sich deutlich, wenn man den sogenannten Primärsaldo eingehender unter die Lupe nimmt, also den Unterschied zwischen Staatseinnahmen und -ausgaben ohne den zu leistenden Schuldendienst. Seit das Prekariat bei Staatsdienern offiziell erlaubt wurde, was in Italien seit etwa zehn Jahren der Fall ist, stieg der Primärsaldo keineswegs, was hätte geschehen müssen, wenn die primären Staatsausgaben gesunken wären. Ganz im Gegenteil: Von Ende 2008 bis zum ersten Quartal 2011, als die ersten Sparmaßnahmen griffen, haben die Primärausgaben die Staatseinnahmen sogar überstiegen. Außerdem gab es in dieser Zeit in Italien kein nennenswertes Wirtschaftswachstum. Wo also ist das ausgegebene Geld gelandet? In den Taschen der Elite, der Immobiliengesellschaften, die die öffentlichen Ausschreibungen gewannen, der Parasiten der Demokratie.


      In Griechenland, wo das staatliche Prekariat seit gut einem Jahrzehnt gang und gäbe ist, ist die Lage sogar noch schlimmer. Der öffentliche Sektor ist der wichtigste Arbeitgeber des Landes und hat kein Geld mehr, um diese Funktion weiter auszuüben. Der griechische Primärsaldo ist ein gigantisches Primärdefizit, was bedeutet, dass die Staatseinnahmen nicht einmal mehr die realen Ausgaben decken, sogar wenn man den Schuldendienst außer Acht lässt. Die Lösung: Das Land verschuldet sich bei den Banken, bis die Märkte beschließen, dass der Börsenhandel ausgesetzt werden muss, wie es 2010 geschah. An diesem Punkt musste – wie wir alle wissen – Brüssel eingreifen. Zunächst mit einem Kredit über 100 Milliarden Euro, dann einem zweiten Hilfspaket Ende Juli 2011, was man als »europäischen Marshallplan« bezeichnete: 109 Milliarden Euro plus 50 weiteren Milliarden Euro, die der Privatsektor dem Staat stunden musste. Im Februar 2012 einigten sich die Finanzminister dann auf ein ebenfalls als »zweites« bezeichnetes Hilfspaket. Will man Brüssel glauben, so sollte dies genügen, um dem Land, dessen Wirtschaft seit fünf Jahren schrumpft, ökonomisch wieder auf die Beine zu helfen. Einem Land, dessen Staatseinnahmen nicht ausreichen, um die Ausgaben der öffentlichen Hand zu decken, und das einen Schuldenberg von 142 Prozent seines BIP angehäuft hat. Warum nicht? In einer Harry-Potter-Wirtschaft ist doch alles möglich!


      Um Griechenlands Wirtschaft zu retten, heißt es, habe man einen Zaubertrick angewandt, den man nie mehr wiederholen würde. Was heißt das denn nun? Dass wir Portugal oder Irland, wenn sie in dieselbe Situation geraten, vor die Hunde gehen lassen? Eher unwahrscheinlich, oder? Das Rettungspaket dient also letztlich nur der Beruhigung der Märkte. Damit der Flächenbrand sich nicht ausweitet. Wenn in Portugal und Irland dasselbe geschieht und wir den Euro behalten wollen, müssen wir dann nicht auch diese Länder retten? Und kann man dann wirklich noch von Rettung reden?


      Alle Länder im südlichen Europa haben mit Haushaltsdefiziten zu kämpfen, und zwar nicht nur, weil sie das Geld der anderen ausgeben, sondern vor allem, weil sie kein Wirtschaftswachstum aufweisen können. Und das, man muss es leider sagen, geht in erster Linie auf den Euro zurück, auf diese Währung, die sie mit dem hochgradig effizienten Deutschland teilen. Aber davon später. Zuerst wollen wir die einzelnen Maßnahmen des europäischen Marshallplans analysieren, da wir der Ansicht sind, dass dieser nur dem Anleihenmarkt dient und die griechische Wirtschaft keineswegs ankurbeln wird. Dieser Marshallplan wird niemanden retten.


      Von den versprochenen 109 Milliarden Euro kriegt Griechenland nämlich nur 34 zu sehen. Die restlichen 75 Milliarden dienen dazu, all jenen, die griechische Staatsanleihen halten – den Banken –, einen Umtausch in niedriger verzinste Papiere schmackhaft zu machen. Diese 75 Milliarden Euro landen also in den Tresoren der Gläubigerbanken, nicht in denen der Bank von Griechenland. Ende August 2011 kam zudem ans Tageslicht, dass Griechenland Finnland Sicherheiten gegeben hat, damit das Land dem Hilfspaket vom Juli zustimmte. Nun wollten natürlich auch die anderen EU-Länder Sicherheiten, wenn sie Griechenland Geld leihen. Das Hilfspaket wurde zunächst einmal blockiert.


      Als es dann schließlich verabschiedet wird, werden 20 Milliarden eingesetzt, um griechische Anleihen zurückzukaufen, damit die Staatsschulden insgesamt auf 350 Milliarden gesenkt werden können. Weitere 35 Milliarden sind nötig, um einen Zahlungsaufschub für insgesamt 54 Milliarden in Anleihen zu erreichen. Was das heißt? Dass man dem Privatsektor ein Häppchen (oder vielmehr einen Happen) hinhalten musste, um ihn zum Umtausch alter Anleihen in neue zu bewegen, eine Garantiesumme, die aus den Schrottanleihen solche mit AAA-Rating macht. Die 35 Milliarden werden als Bankgarantien hinterlegt. Bei einem Zahlungsausfall Griechenlands werden sie den Gläubigern ausgezahlt.


      Wir haben es also mit einem Paket aus der Werkstatt der Abrakadabra-Ökonomie zu tun, das in erster Linie die Seelenqualen der Bondshändler lindert! Und wird es denn funktionieren? Nun ja, maximal für die Dauer der Sommerferien. Warum wohl?


      In der Illusionswirtschaft der europäischen Unbeweglichkeit lassen sogar schlechte Nachrichten die Börsenkurse steigen, auch wenn die führenden Staatsmänner Europas sich Woche um Woche als Negativorakel betätigen. Denn die Botschaft, die sie zu verkünden haben, ist alles andere als erfreulich, ganz im Gegenteil, sie ist erschütternd: Mit dem zweiten Hilfspaket für Griechenland wird der Status quo von 2010 festgezimmert, nicht mehr. Wir sind also weit entfernt von einer Lösung des Problems. Und von der Rettung Griechenlands!


      Was hat sich also im Jahr 2011 verändert gegenüber dem Jahr 2010, in dem Athen Hilfen in Höhe von 110 Milliarden Euro bekam? Welcher Teil der 35 Milliarden Euro wird Griechenlands Wirtschaft zum Wachstum anregen, statt sie zum Schrumpfen zu verurteilen, wie dies in den zwölf Monaten zuvor der Fall war? Die Antwort ist leider: keiner. Der europäische Marshallplan, der mit dem Original nichts gemein hat, wird die griechische Wirtschaft nicht vor dem Bankrott retten, sondern höchstens die Märkte überzeugen, dass man diesem Land weiterhin Geld leihen kann!


      Die Wirtschaft des mediterranen Europa ist nicht konkurrenzfähig, und das Verhältnis von Staatsschuld zum BIP in all diesen Ländern ist untragbar. Das ist der Kern des Problems. Es genügt, die Wachstumszahlen der verschuldeten Länder mit den jeweils zu zahlenden Zinssätzen zu vergleichen, um zu begreifen, dass diese Methode nirgendwo hinführt. Das Wirtschaftswachstum Italiens verharrt unter 1 Prozent, die Zinsen, die die Märkte dem Land abverlangen, aber liegen bei 5 Prozent. Auf diese Weise können die Staatsschulden nur steigen. Dasselbe gilt für alle PIIGS-Länder.


      Wo aber liegt dann die Lösung? Ganz sicher nicht in mehr Schulden, aber auch nicht in einer Sparpolitik, die zur Verringerung der Staatsschulden auf Kürzung der Staatsausgaben setzt. Wir brauchen ein neues Modell. Wir müssen zuerst einmal feststellen, welche Sektoren, welche Industriezweige konkurrenzfähig geblieben sind und welche nicht. Wir müssen unseren Lebensstil überdenken, Verschwendung einen Riegel vorschieben und in den Sektor »erneuerbare Energien« oder in die Landwirtschaft investieren. Spanien und Portugal tun dies bereits. Wir müssen lernen, nur im Ausnahmefall Schulden zu machen. Möglicherweise ist dafür ein anderes Währungssystem nötig, das weniger rigide vorgeht und mehr Flexibilität aufweist. Vielleicht ist es tatsächlich nicht möglich, dass ein Land wie Griechenland dieselbe Währung nutzt wie eins von dem Wirtschaftspotenzial Deutschlands. Im Grunde hat diese Kopplung ohnehin nie funktioniert. Und das gilt natürlich auch für Italien. Warum sind mittlerweile die Lohnstückkosten im mediterranen Europa höher als in Deutschland? Warum fällt die Produktivität geringer aus? Würde man diese Zahlen in nationalen Währungen vergleichen, stünden die mediterranen Länder besser da, weil sie notgedrungen eine schwächere Währung hätten als Deutschland, die deutsche Produkte im internationalen Vergleich billiger machte. Eine Währung, die sich abwerten lässt.


      Solange diese psychologische Abhängigkeit vom Euro den Kapitalmarkt beeinflusst, solange man in Europa nicht erkennt, dass der Nutzen einer gemeinsamen Währung seine Grenzen hat, so lange sind die Rettungspakete nur ein Weg unter vielen, wie das Geld der Europäer, also unseres, zum Fenster hinausgeworfen wird. Denn woher kommt denn das Geld, das Brüssel verteilt, all die Milliarden für Griechenland und die restlichen defizitgeplagten Länder? Zum Teil aus der Notenpresse, zum Teil aber auch schlicht aus unserer Tasche. Auch die Italiener und Spanier zahlen mit, denn der Stabilitätsfonds der EU (EFSF) wird von den einzelnen Staaten je nach ihrer Wirtschaftskraft finanziert.


      Wir müssen den Mut haben, uns einzugestehen, dass Wirtschaftswachstum und gute Regierungsführung nicht vom Euro kommen. Wir müssen diese Mythen, die man uns in einer geschichtlich vollkommen anderen Lage verkauft hat, endlich schleifen. Mit oder ohne Euro kann ein Land nur dann Wohlstand schaffen, wenn seine politische Klasse es führt, statt es auszubeuten. Was wir weit mehr als den Euro brauchen, ist eine Art nationaler Bewusstwerdung. Und eine Massenbewegung, die unsere Politik reformiert.

    

  


  
    
      


      3 Die neuen Bewegungen


      Wir wissen nur wenig über die politischen und wirtschaftlichen Hintergründe, die den Rahmen für unsere Welt abgeben. Die aktuelle Informationslage lässt ein wenig an den Irak denken. Auch was den Flächenbrand der Empörung angeht, gibt es zwei Informationskanäle und dementsprechend zwei Darstellungen: die offizielle und die virtuelle Version. Diesmal aber sind es nicht der Regierungspropaganda aufgesessene embedded journalists, die sich als Tendenzbildner betätigen. Vielmehr haben wir es hier mit professionellen Informationsmachern zu tun, die kategorisch ausschließen, dass diese Revolution sich zum Flächenbrand auswachsen könnte. Europa betet sich selbst vor, dass der Fall der Berliner Mauer mit Sicherheit die letzte Revolution war, die der Kontinent erlebte, und dass die Gemeinschaftswährung solide ist.


      Und doch würde eine gründliche Analyse der Ereignisse, die sich im Jahr 2011 im Mittelmeerraum zugetragen haben, schnell die Parallelen zwischen der heutigen Situation und der Französischen Revolution vor 300 Jahren zutage fördern. Schon Rhetorik und Wortschatz der Revolutionäre weisen unglaubliche Gemeinsamkeiten auf. Heute wie damals sind die Menschen unzufrieden mit der wirtschaftlichen Entwicklung. Nicht von ungefähr vergleicht man die Revolution in Tunesien – vielerorts als »Jasminrevolution« bezeichnet – und jene in Ägypten mit den Revolutionen der Neuzeit. Doch eine vergleichende Lektüre würde der Bedeutung dieser Bewegung nicht in ihrem wahren Ausmaß gerecht werden. Vielversprechender erscheint da eine Betrachtung der Kräfte, die sie antreiben.


      Möglicherweise ist die revolutionäre Bewegung rund ums Mittelmeer das letzte Element im Zyklus der Revolutionen der Neuzeit, der mit der Französischen Revolution begonnen hat. Auch diese hat die geopolitische Landkarte Europas neu geordnet. Sollte das Assad-Regime in Syrien je gestürzt werden, hätte dies zugleich massive Auswirkungen auf die umliegenden Regionen und nicht zuletzt auf Israel – auf einen Teil der Welt, den die westlichen Länder seit vierzig Jahren am Reißbrett aufzuteilen versuchen, als spielten sie Monopoly.


      Doch dies sind nicht die Themen, welche die jungen Muslime bewegen. Sie haben keine großen Visionen für die politische Zukunft ihrer Region. Was sie verlangen, unterscheidet sich zunächst einmal nicht von dem, was die Menschen in der westlichen Welt verlangt haben. Auch dies eine Analogie zur Französischen Revolution: Die Bevölkerung geht um ihrer persönlichen Bedürfnisse willen auf die Straße. 1789 in Paris hungerte das Volk. 2011 haben die Menschen in Tunis wie in Kairo keine Zukunft. Die Forderungen sind einfach, menschlich und überall gleich: Man träumt von einem Staat für das Volk, nicht von einem neuen Entwurf der Weltordnung. Doch eben dazu wird es kommen. Der Flächenbrand ist längst schon dabei zu lodern, und er verwandelt die Mittelmeerländer in ein soziales Pulverfass, weil die von den Supermächten geschaffene Ordnung des politischen Schachbretts nicht mehr funktioniert. Die israelische Bewegung »14. Juli« passt da durchaus ins Bild. Die jungen Leute sagen uns, dass die Zivilgesellschaft von Monopoly genug hat. Und dass es jetzt ernst wird.


      Wenn dies tatsächlich so ist, befinden wir uns am Beginn einer neuen Epoche der Menschheitsgeschichte. Ist der revolutionäre Prozess erst zum Abschluss gekommen, werden wir im Rückblick vielleicht feststellen, dass die Welt, wie wir sie kannten, nicht mehr existiert. Wie aber wird die Zukunft aussehen? Die Antwort hängt ganz davon ab, wie viel Mut wir beweisen: Sind wir in der Lage, das Krebsgeschwür der modernen Politik auszumerzen und uns die Kontrolle über die res publica zurückzuerobern, dann ist die Zukunft unser.


      Die Ausschreitungen und Plünderungen vom August 2011 in London geben eine Vorahnung dessen, was geschehen wird, wenn es nicht gelingt, die Ungleichgewichte in unserem Politik- und Wirtschaftsmodell zu beseitigen. Das Schlüsselwort zu diesen bedauerlichen Ereignissen ist »Ungleichheit« – die tiefe Kluft zwischen den Mächtigen, deren Macht immer noch größer wird, und jenen, die keinerlei Einfluss auf ihr Schicksal haben. An dieser Stelle sollten wir einen genaueren Blick auf die Ereignisse vom Sommer 2011 in Großbritannien werfen, die sich vom sonstigen friedlichen Verlauf der neuen Revolutionen unterscheiden. In Großbritannien kam es zu einer gewaltsamen und zerstörerischen Revolte. Wo sind die Gründe dafür zu suchen?


      


      Gotham kontra Disneyland


      Würde William Shakespeare noch leben, würde er die Ereignisse, die sich im Sommer 2011 in London zugetragen haben, vermutlich zu einer Tragödie verarbeiten. Die Ungleichheiten im London von heute sind von denen des Elisabethanischen Zeitalters gar nicht so verschieden. Eines nämlich hat sich überhaupt nicht verändert: Für die privilegierte Schicht existiert Benachteiligung nicht. Neuarm und Neureich lebt Tür an Tür, doch ihre Welten berühren sich nicht, da zwischen ihnen eine ebenso unsichtbare wie unüberwindbare Barriere verläuft: Geld. Die ärmeren Schichten bewegen sich in den teuren und hoffnungslos überfüllten Massentransportmitteln durch die Stadt, die Reichen haben gepanzerte Wagen mit abgedunkelten Scheiben. Willkommen in der Hauptstadt der Austerität, der neuen Sparpolitik, welche die Sozialsysteme auf ein Minimum beschneidet und die Mehrwertsteuer auf 20 Prozent anhebt. Willkommen in der schönen neuen Welt, in der das Wirtschafts»wachstum« stets negativ ist und an allen Ecken und Enden Ausverkaufsschilder hängen: Sales!


      In Großbritannien ist der Einkommensunterschied zwischen den reichsten und den ärmsten 20 Prozent der Bevölkerung doppelt so hoch wie in Schweden, Norwegen oder Japan. Diese Schere begann sich Ende der siebziger Jahre zu öffnen, obwohl die New-Labour-Regierung unter Tony Blair die Steuern für die Vermögenden anhob. Wie kam es also zu dieser Situation? Nun, die Einkommen der reichsten 20 Prozent der Bevölkerung stiegen sehr viel steiler an als die der Restbevölkerung – mit Billigung der Regierung. Der Blair-Berater und Labour-Politiker Peter Mandelson drückte das 1998 so aus: »Wir [von der Labour Party] haben kein Problem damit, wenn Leute unverschämt reich werden!« Es war halt eben Pech, dass der Trickle-down-Effekt, den die Neoliberalen um Mandelson den ärmeren Schichten prophezeit hatten, ausblieb. Das Geld kam weiter unten nur nicht an. Wem es damals gutging, dem geht es heute glänzend. Wem es damals schlechtging, der steht heute vor dem Abgrund der Armut. Wie in Italien hat auch in Großbritannien die Mittelschicht einen enormen Abstieg hinnehmen müssen.


      Sogar die Geburtenraten schreiben diese Ungleichheit weiter fort. Mit Zuwachsraten von 1,7 bis 1,8 Prozent jährlich, die entschieden über denen der restlichen Länder Europas liegt, erreicht die Kinderarmut in Großbritannien einen traurigen Rekord. Diese Kinder stammen meist aus armen Emigrantenfamilien oder leben mit alleinerziehenden Müttern. Vor dem neuen Sparkurs der Regierung bekamen sie vom Staat gerade noch genug, dass sie ihre Kinder gerade so durchbringen konnten. Nicht mehr. Viele der Jugendlichen, die mit heruntergezogener Kapuze und Sweatshirt Londons Designerläden plünderten, kamen aus vaterlosen Familien, aus Elendsvierteln. In diesen sozialen Gefangenenlagern herrscht in den Städten des Nordens, aber auch in einigen Gegenden Londons oft eine Arbeitslosigkeit von bis zu 60 Prozent.


      Der Londoner Bürgermeister Boris Johnson bezeichnete die neue Austeritätspolitik als »soziale Säuberung im Kosovo-Stil«. Die Sparmaßnahmen von Premierminister David Cameron wurden in der Hauptstadt von Anfang an scharf kritisiert. »In London leben 12 Prozent der Bevölkerung Großbritanniens. Die Stadt erwirtschaftet 20 Prozent des britischen BIP und schafft so einen Steuerüberschuss von 15 Milliarden Pfund, der dann aber im Rest des Landes verteilt wird«, meinte der Lord Mayor der City of London, Nicholas Anstee, in seiner traditionellen Weihnachtsansprache. Im Grunde hört sich das an wie die Reden der Lega Nord vom reichen Norden Italiens, der den armen Süden finanzieren muss: Weshalb muss die Hauptstadt, die so viel Reichtum produziert, dieselben sozialen Einschnitte hinnehmen wie der Rest des Landes?


      Eine Schande allerdings, dass all der Reichtum Londons auf den Straßen nicht sichtbar wird. London wirkt, als stünde es kurz vor dem Ruin.


      »Überall gibt es Rabattaktionen, und doch kaufen die Leute immer weniger«, meint einer der Manager von Waitrose, einer britischen Supermarktkette. Im Jahr 2010 sanken sogar die durchschnittlichen Ausgaben für Weihnachtseinkäufe in der Londoner City, die traditionell ein gutes Maß für den Wohlstand der Bevölkerung sind. Und tatsächlich schrumpfte Großbritanniens Wirtschaft im letzten Quartal 2010 um 0,5 Prozentpunkte. Im Winter, wenn es schon gegen 15.30 Uhr dunkel wird, wenn ein eisiger Regen über den schmutzigen Straßen Sohos niedergeht, erinnert London an Gotham City, die Stadt Batmans, wo die massive soziale Ungerechtigkeit in einer erhöhten Kriminalitätsrate resultiert. London ist nicht nur europaweit »führend«, was Autodiebstähle angeht. Die Stadt liegt auch weit vorn, was die Zahl der Raubüberfälle und der Messerstechereien zwischen Mitgliedern rivalisierender Gangs betrifft.


      Einen Steinwurf vom Piccadilly Circus und den Theatern der Shaftesbury Avenue entfernt stehen riesige Wohntürme, die in der Nachkriegszeit auf den von den Deutschen hinterlassenen Bombentrümmerhaufen errichtet wurden. In diesen Festungen der Armut, die wie Leopardenflecken über die ganze Stadt verteilt sind, zieht eine neue Generation von Teeniemüttern mit staatlicher Unterstützung den Nachwuchs für die Handlanger der Unterwelt groß. Von Tottenham bis Croydon, von den Seven Sisters zum Crystal Palace teilen sich die »ungleichen« Familien den städtischen Raum mit den Emigranten, einen Raum, der immer enger wird und in dem sie gerade mal den Weg vom Pub zum Sofa finden, wo sie versinken, um mit voyeuristischer Befriedigung Reality-Soaps zu verfolgen. Von diesem London bekommt der Tourist gewöhnlich nichts mit. Doch ebendieses London muss man durchqueren, wenn man zu den Sportstadien der Olympischen Spiele von 2012 im Osten der City will.


      Man hat das olympische Dorf mit seinem Sportkomplex bewusst in einer der sozialen Randzonen angelegt, um diese aufzuwerten. Zunächst allerdings wurde nur das lokale Verbrechen gestärkt. Journalisten vom Daily Star fanden heraus, dass kriminelle Banden Schmiergelder von den Bauunternehmern erpressten, die die Ausschreibungen gewonnen hatten. Außerdem wurden auf den Baustellen illegale Einwanderer regelrecht »verdealt«. Dem Betrug waren Tür und Tor geöffnet. Es ging ja auch um einiges: Der Kostenvoranschlag für die Olympiade belief sich auf 93 Milliarden Pfund. Scotland Yard rief sogar eine Sondereinheit ins Leben, die ihren Dienst aufnehmen sollte, sobald ab Ende Februar die Karten für die Spiele verkauft würden. Gefälschte Webseiten, auf denen angeblich Tickets verkauft wurden, gefälschte Karten, Identitätsdiebstahl – Londons Unterwelt rüstete sich für Olympia und hieß jeden willkommen, der den Ärmelkanal überqueren wollte, um die Spiele zu genießen.


      Sogar der Premierminister gesteht ein, dass London eine Stadt am Abgrund ist, die – wie Gotham City – ihre Identität verloren hat, weil unter der Labour-Regierung die Korruption sich ungehindert entwickeln konnte. Doch eben weil London ein Spiegel der britischen Gesellschaft ist, nutzt die Regierung die Hauptstadt als Versuchslabor, um die neuen Sparmaßnahmen zu testen. Dazu gehört zum Beispiel das Projekt »Big Society«, bei dem es um die Dezentralisierung und Auslagerung sozialer Dienste auf freiwillige Helfer sowie kleine und mittlere Unternehmen in den betroffenen Regionen geht. Am heftigsten wird über die Gesundheitsversorgung gestritten, in der die Stellung des Hausarztes gestärkt werden soll. Die Londoner scheinen das Projekt zu begrüßen, wohingegen der Bürgermeister, die Stadtbezirke und die Opposition dagegen sind. So ist um die geringen staatlichen Leistungen im Gesundheitssystem ein heftiger Kampf um die urbane Meinungshoheit entbrannt.


      Dass die Sparpolitik nun an das neue Projekt zur Stärkung des zivilgesellschaftlichen Engagements gekoppelt wird, soll die Londoner aufrütteln. »Big Society« appelliert an die Einstellung, die die Stadt im Zweiten Weltkrieg an den Tag gelegt hatte: die stiff upper lip – Haltung bewahren –, mit der sich der Londoner ins Unvermeidliche schickte, ohne sich unterkriegen zu lassen. Eine bitter nötige Tugend, betrachtet man die Einsparungen, die Großbritannien künftig erwarten. Doch die gesellschaftliche Solidarität, auf die Premierminister Cameron rechnet, wurde in den letzten zehn Jahren vom Krebsgeschwür der Korruption überwuchert, von der Ungerechtigkeit und dem Egozentrismus, nach dem jeder sich selbst der Nächste ist. Die Schamlosigkeit derer, die ihren Reichtum auf die Opfer anderer gründen, hat die meisten Menschen zu Einzelkämpfern werden lassen.


      Die Jugend klettert über den Stacheldrahtzaun


      Weder Boris Johnson noch Nicholas Anstee können zufriedenstellend erklären, wohin der Reichtum der Stadt verschwindet, der zwar in den Bilanzen aufscheint, von dem auf den Straßen aber nichts zu sehen ist. Kein Wunder, denn dieses Geld fließt letztendlich wieder in die Kanäle der Ungleichheit. Der Finanzüberschuss, dessen sich der Lord Mayor rühmt, geht schließlich auf eine Clique Superreicher zurück, die die Hauptstadt als Freizeitpark benutzen, gestützt von einem Heer von Bankern und Financiers, die hoffen, früher oder später in diese Clique aufzusteigen, auch wenn das immer schwieriger wird. Im Februar 2011 veröffentlichte die Financial Times Daten zu den Immobilienpreisen in London. Darin war ein deutlicher Anstieg der Mieten bzw. Kaufpreise in ohnehin schon teuren Vierteln wie Kensington, Chelsea und Belgravia zu verzeichnen. Die Nachfrage übersteigt das Angebot bei weitem, lassen sich hier doch russische Oligarchen und die Neumilliardäre aus China nieder. Die Banker können da jedenfalls nicht mithalten und wandern in billigere Gegenden ab: Wandsworth, Balham, Fulham, Islington im Norden oder die Docklands im Westen. Im Rest der Stadt hingegen sinken die Preise, weil die Anzahl derer wächst, die sich selbst billige Unterkünfte nicht mehr leisten können.


      Gotham City liegt gleich neben dem Swinging London der Blair-Zeit, dem neuen Disneyland des Geldadels. Obwohl viele der Superreichen nach Dubai oder Singapur abwandern, die als Steuerparadiese gerade en vogue sind, behält doch jeder ein Domizil in London, in dem er regelmäßig absteigt. Es ist kein Zufall, dass die teuersten Tickets der British Airways auf der Strecke London–Dubai bzw. London–Singapur verkauft werden. Ein Flugticket in der Business Class nach Singapur kostet sage und schreibe 6000 Pfund Sterling, und doch ist es nicht einfach, einen Platz in einem der vier Jumbojets zu bekommen, die täglich von London aus dieses Ziel anfliegen.


      Nach London kommt man, wenn die Opernsaison losgeht, wenn Wohltätigkeitsbälle die Anwesenheit erfordern oder die Nobelmarke Louis Vuitton ihren neuen Flagship-Store in der Bond Street eröffnet, dessen Einrichtung im Frühjahr 2010 45 Millionen Pfund gekostet hat. Und wer kam, um die stylishen Accessoires zu bewundern, die vor den mobilen Wänden oder der Glastreppe präsentiert wurden? Filmschauspieler, Milliardäre aus Russland und China, ein paar Banker sowie die hippe Fashion-Crowd des »alten« London wie die Beckhams. Wer kam nicht? Die Intellektuellen, die echten jedenfalls. Diese haben London nämlich während der Ära Blair verlassen.


      Während der Party meinte Supermodel Elle Macpherson zu einem Journalisten des Bloomberg-Kanals, es sei hohe Zeit gewesen, dass jemand mal wieder eine Party im Stile der Neunziger schmeiße, als es noch keine Sparprogramme gab und »wir alle reich waren«. Doch das stimmt nicht so ganz. Denn die Sparappelle von David Cameron und Nick Clegg richten sich ja nicht an die reichen Londoner, denen es heute besser geht als je zuvor.


      Will man Andrea Gerst glauben, einer Analystin der Swiss & Global Asset Management, boomt der Markt für Luxusgüter in London und wächst schneller als vor der Krise. Bestätigt wird dies auch vom Management des Auktionshauses Sotheby’s. Dort wurde bei einer Auktion Ende 2010 ein Bild von Picasso verkauft: »Der Unterricht« (»The Lesson«, 1932) brachte 40 Millionen Pfund Sterling ein, das Zehnfache des von Sotheby’s erwarteten Erlöses. Im Jahr 2010 nahm allein das Londoner Büro des weltweit tätigen Hauses die Rekordsumme von 112 Millionen Pfund ein.


      Bei der »Earls Court Boatshow« müssen potenzielle Käufer, die sich für eine der teuersten Luxusjachten der Welt interessieren, mittlerweile eine Wartezeit von drei Jahren einplanen. Dasselbe gilt für Privatjets, die buchstäblich weggehen wie warme Semmeln. Architekten, Innenausstatter und alle sonstigen im Sektor Luxusgüter Tätigen berichten, sie verkauften so viel wie nie zuvor. Das Geld scheint in Strömen durch London zu fließen. Denn ohne die finanziellen Mittel, die die Metropole am Laufen halten, würde Gotham City Disneyland wohl bald verschlucken. Was ohnehin noch passieren kann, war es doch im August 2011 schon fast so weit. Eine Art Generalprobe der Revolution, die im Licht der ökonomischen Ungleichgewichte in der Hauptstadt nur zu verständlich, ja beinah vorhersehbar erscheint.


      In London gibt es keine Industrie, keine Werkstätten oder -hallen, in denen Produkte für den ärmeren Teil der Bevölkerung hergestellt werden. Sogar die Souvenirs, die anlässlich der königlichen Hochzeit im April 2011 so reißenden Absatz fanden, kamen aus China. Alles in der Hauptstadt ist auf die Bedürfnisse des Geldadels ausgerichtet: von der Finanzwelt, die das Kapital weiter anwachsen lässt, bis hin zu den kostenlosen City Bikes, die der fahrradfahrende Bürgermeister haben wollte und die natürlich nur in den »besseren« Vierteln zu finden sind.


      Anders aber als noch vor zehn Jahren bemühen sich die Superreichen mittlerweile, ihren Wohlstand zu verbergen, um nicht den Zorn des Volkes zu erregen. Prinz Charles und seine Gemahlin Camilla können mittlerweile ein Lied davon singen. Im März rief die radikale Kürzung der Bildungsausgaben jene jungen Leute auf die Straße, die es satthatten, mit ihrer Zukunft für die Fehler der älteren Generation zu bezahlen. Die teuren Privatschulen schlossen an jenem Tag schon mittags ihre Tore, damit ihre Studenten sich nicht ihren weniger privilegierten Kommilitonen der staatlichen Schulen anschließen konnten. Doch vergeblich. Kaum war der Unterricht zu Ende, mischten sich auch die Privatschüler unter die Protestierenden. Die Demonstrationen vom März 2011 schlugen eine erste Brücke zwischen Gotham und Disneyland. Die zweite große Protestwelle erhob sich im August 2011, doch dieses Mal standen die Einwohner von Gotham und die von Disneyland einander gegenüber.


      Ist das London, das von Banden von Hooligans unsicher gemacht wurde und in dem Schläger vom Supermarkt bis zur Elektronikkette alles plünderten, wirklich dieselbe Stadt, die einige Monate zuvor die Hochzeit von Prinz William und der strahlenden Kate Middleton feierte? Ja, aber verständlich wird dies nur vor dem oben skizzierten Hintergrund. Wer die Twitter-Botschaften der Revolte las, war plötzlich mittendrin in der Shakespeare-Tragödie. Die sozialen Unterschiede, die das Land bislang kaschiert hatte, kamen abrupt zum Vorschein. Ein Land, in dem Klassenunterschiede sich dreißig Jahre lang so innig mit rassistischer Diskriminierung verwoben haben, dass daraus ein soziales Dickicht entstanden ist, ein wahrer Stacheldrahtverhau, der einen Großteil der Bevölkerung ausschließt.


      Wer sich ansieht, wo es zu Plünderungen und Ausschreitungen kam, entdeckt auf der Straßenkarte Londons eine Linie, die sich genau dort entlangzieht, wo die Viertel der Reichen auf die der Armen treffen. Wo neben befestigten und durch hohe Mauern geschützten Häusern Sozialwohnungen emporwachsen. Wer nicht hat, dem wird auch in Zukunft nicht gegeben. Daher »holt er sich etwas davon zurück«, denn so bezeichneten die Plünderer ihre Tätigkeit.


      In einer Geschichte, die so alt ist wie die Menschheit selbst, rächen sich die Ausgegrenzten. Ihre Plünderungen in den Luxusgüter-Shops haben sie den Stacheldraht überwinden lassen, der ihnen bislang den Zutritt verwehrte. Und sie erobern sich ihr Sein zurück, das ihnen vom Credo eines unbarmherzigen Konsumgotts geraubt wurde: »Ich kaufe, also bin ich.« Nur wer kauft, existiert wirklich – wie der Erwerb erfolgt, ist nicht von Belang.


      Das ökonomische Ungleichgewicht und der Ausschluss ganzer Bevölkerungsschichten können sogar im zivilisierten und demokratischen Europa zu erstaunlich gewaltsamen Gegenreaktionen führen. Da unter allen EU-Staaten Italien das Land ist, dessen Vermögensverteilung der in Großbritannien am stärksten ähnelt, ist es also durchaus möglich, dass es auch hier zu gewaltsamen Ausschreitungen kommt. Vermutlich halten viele Italiener dies für unmöglich. Doch auch in Ägypten und Libyen rechnete niemand mit Protesten. Oder in Griechenland. Oder Spanien. Ja, nicht einmal in London.

    

  


  
    
      


      4 Al Nahda


      Die Französische Revolution war der Beginn der Moderne, eine Umwälzung von bis dahin ungekannten Ausmaßen fegte die alten Herrschaftsverhältnisse auf dem Kontinent hinweg. Die Revolution ist ein Flächenbrand, der sich schnell ausbreitet, da die Prinzipien, für die sie steht, universell gültig sind: Freiheit, Gleichheit, Brüderlichkeit. Die Grundwerte der Zivilgesellschaft fraßen sich in die traditionellen Monarchien hinein, bis sie mit der Revolution des Bürgertums von 1848 zum Rückgrat des modernen Staates wurden.


      Ihre Botschaft ist universell, weil sie menschlich ist. In politischer Hinsicht allerdings wird die Französische Revolution aus einem anderen Grund zum Grundstein der Moderne: Das Prinzip der Legitimierung von Herrschaft verändert sich. Mit der Hinrichtung des französischen Königs, Herrscher von göttlichen Gnaden, auf der Guillotine verbannt man Gott aus der Politik und setzt stattdessen den Willen des Volkes an seine Stelle. Wenn sie den Kopf auf dem Hals und den Hintern auf dem Thron behalten wollen, müssen die Herrscher Europas ihre Macht mit ihren Untertanen teilen. Und genau das tun sie auch nach den Erhebungen von 1848.


      Auch die arabische Revolution von 2011 wendet sich gegen die Legitimierung der Erbdiktaturen, die ihre Macht mit Gewalt aufrechterhalten. Die Herrschaft in Syrien, Libyen, Ägypten und Tunis wurde mit brutaler Repression, mit Angst und Schrecken gefestigt. Überall wurde gleichermaßen versucht, die Macht vom Vater auf den Sohn zu übertragen – zum Schaden der Bevölkerung. In Syrien lässt Assad, ohne zu zögern, auf die Aufständischen schießen. In Bahrain herrscht weiter unbarmherzige Repression. Sogar die Ärzte, die die Aufständischen behandeln sollen, werden verhaftet. In Libyen ließ Gaddafi die Cyrenaika bombardieren. Doch das Volk konnte er nicht aufhalten.


      Nur wenige Menschen haben den Mut, sich einzugestehen, dass die Aufstände in den arabischen Ländern auch die internationale Legitimation der Diktaturen in Frage stellen. Also den reichen Westen, ja genau: uns. Jahrzehntelang war es für unsere Regierungen mehr als bequem, den Status quo in diesen Ländern aufrechtzuerhalten. Das demokratische Frankreich und das diktatorisch regierte Tunesien unterhielten enge politische und wirtschaftliche Beziehungen, die von den Oligarchen beider Länder durch wechselseitige »Gefälligkeiten« und allerlei Geschäfte festgeschrieben wurden.


      Während in Tunesien die Revolte losbrach, bot Michèle Alliot-Marie, die damalige französische Außenministerin, Diktator Ben Ali das Know-how ihres Landes für die Lösung »seiner Sicherheitsprobleme« an. Bald darauf war sie gezwungen, ihre Ferien in Tunesien abzubrechen und das Land im Privatjet von Alis Geschäftspartner zu verlassen. Alliot-Marie hielt sich häufig in Tunesien auf, hatte das Unternehmen ihrer Familie doch kurz zuvor eine Ausschreibung für sich entscheiden können, in der es um mehrere Bauvorhaben ging. Der Vertrag wurde von tunesischer Seite vom Geschäftspartner Ben Alis unterzeichnet. Auch der ehemalige französische Premierminister François Fillon musste seine Ferien am Roten Meer abbrechen, wohin er einer Einladung von Mubarak gefolgt war.


      Dabei ist das private Joint Venture unserer Politiker mit den arabischen Diktatoren nur die Spitze des Eisbergs, wenn es um das Vermögen der Herren geht. Der Großteil davon stammt nämlich aus Exklusivverträgen mit der EU, aus Importgeschäften und Deals mit der europäischen Großindustrie bzw. mit den Regierungen westlicher Länder. Natürlich kam der Gewinn aus diesen Geschäften nicht der Bevölkerung zugute, sondern floss in die Taschen der Elite.


      Als Mubarak zum Rücktritt gezwungen war, besaß er ein Immobilienvermögen im Ausland, das nahezu 70 Milliarden Dollar erreichte. Dieses Geld ist für Ägypten ein für alle Mal verloren. Auch die Schweizer Bankkonten des Diktators sind vor dem Zugriff durch die Bevölkerung sicher. Die Tunesier hatten da etwas mehr Glück. Als sie die Residenz Ben Alis stürmten, fanden sie dort eine Schatzkammer, die jener in Alexandre Dumas’ Roman Der Graf von Monte Christo gleicht: Berge von Juwelen, Schmuck und Kunstgegenständen, die der Diktator bei Sotheby’s oder Christie’s hatte ersteigern lassen.


      Revolution ohne Osama


      Eine Kraft allerdings bleibt den Protesten in Arabiens Straßen fern: der Fundamentalismus. Die Religion wurde aus dem politischen Leben verbannt. Wo ist er denn hin, der Erzfeind, der – wie Bush und Blair verkündeten – die westliche Unterstützung der Diktatoren nötig machte, weil er sonst die einzelnen Länder destabilisieren würde? Statt der Fundamentalisten stehen in den arabischen Städten junge Leute in Jeans und Turnschuhen auf der Straße, sozialisiert in Facebook, Myspace, YouTube und Twitter, die lieber zum Handy greifen als zum Säbel.


      Etwa 60 Prozent der Bevölkerung in Nordafrika sind unter dreißig. Der größte Teil dieser Menschen ist arbeitslos. Kein Wunder also, dass es die jungen Leute sind, die diese Revolution vorantreiben, vor allem wenn man bedenkt, was eine Studie der Forschungsorganisation Population Action International ergeben hat: 80 Prozent der militärischen Konflikte, die weltweit zwischen 1970 und 2000 ausbrachen, wurden von Staaten geführt, in denen 60 Prozent der Menschen unter dreißig waren.


      Die Aufstände in Tunesien und Ägypten – und im Rest des Vorderen Orients – sind Teil einer modernen Revolution, die nicht von einigen wenigen religiösen und politischen Eiferern ausgerufen wurde. Hier geht es um Menschen, die Arbeit wollen, eine anständige Unterkunft, eine Zukunft. Bislang ist in diesen Ländern nichts dergleichen geschehen, daher ist nicht sicher, wohin die Bewegung führen wird. In Kairo hat die Revolte Tabula rasa gemacht wie in Paris 1789. Nun blicken die Aufständischen in eine ungewisse Zukunft, für die sie keinen Kompass in der Hand halten.


      Wir hingegen sollten uns in der Zwischenzeit mit einer anderen Lüge auseinandersetzen, die unsere Regierenden uns aufgetischt haben: der von den angeblichen »Feinden des Westens«. Allmählich kommen wir dahinter, dass unsere wahren Feinde nicht die islamistischen Fundamentalisten des getöteten Osama bin Laden sind, sondern Diktaturen und Oligarchien, die der Westen seit Jahrzehnten unterstützt. Dies kam nicht nur für die politische Klasse in unseren Ländern unerwartet, sondern auch für die Analysten in Think Tanks und Geheimdiensten. Plötzlich bricht das geopolitische Schema zusammen, das auf der Polarität zwischen »uns« und »ihnen« beruhte. Damit ist der »Clash of Civilisations«, um den es jahrelang ging, das ganze Gerede von »Globalisierungsgewinnern und -verlierern«, Schnee von gestern.


      Der Kampf der jungen Araber gegen ihre Diktatoren ist derselbe wie der, den wir gegen die Oligarchien in unseren Ländern zu führen haben. Und der Flächenbrand ist noch lange nicht zum Stillstand gekommen. Denn die Revolte der Empörung in Europa ist bislang ebenfalls ohne Beispiel. Auch nördlich des Mittelmeers müssen wir ohne Kompass segeln.


      Der Ursprung beider Revolten, der im Norden und der im Süden, liegt in der Französischen Revolution von 1789, die ja nicht nur das Gesicht Europas veränderte, sondern auch die arabische Welt betraf. Als die arabischen Intellektuellen gegen Ende des 18. Jahrhunderts ihre eigene Fassung der Modernität suchten, richteten sie ihren Blick nicht auf die englischen Midlands, wo die industrielle Revolution gerade ihren Anfang nahm, sondern nach Paris, wo sich das Volk auf der Place de la Bastille versammelte und »Liberté, égalité, fraternité« rief. In anderen Worten: Das Volk hat ein Recht darauf, gut regiert zu werden. Es muss nicht auf die Gnade Gottes warten.


      Im Lauf von Napoleons Ägyptenfeldzug brachten seine Soldaten auch die Ideen der Revolution nach Nordafrika. Die Araber verglichen die Renaissance Europas mit der Dekadenz des Osmanischen Reiches, das damals als »der kranke Mann am Bosporus« bezeichnet wurde. Und ihnen wurde klar, dass auch ihre Regierungsform einer Rundumerneuerung bedurfte. Und so entstand »Al Nahda«, was wörtlich »Aufstehen« heißt. Diese Bewegung versuchte, den Islam mit den europäischen Ideen der Moderne zu verbinden.


      Die Nahda-Bewegung markiert den Anfang der Modernisierung der arabischen Welt, ein Prozess, der uns direkt zu den Aufständen von 2011 führte. Heute aber nimmt die Revolution quasi den umgekehrten Weg. Der Funke der demokratischen Erneuerung breitet sich von Nordafrika und dem Vorderen Orient nach Europa aus.


      Doch warum ist mittlerweile so viel Zeit vergangen? Der Grund dafür ist im europäischen Kolonialismus zu suchen. Gegen Ende des 18. Jahrhunderts richteten die Länder des südlichen Mittelmeers ihren Blick nach Europa. Sie hofften, dass die politischen Kräfte dort ihnen in ihrem Kampf um Unabhängigkeit beistehen würden. Doch das aufstrebende Bürgertum Europas wollte sich vor allem die Taschen füllen. Der Fall des Osmanischen Reiches schien dazu die beste Gelegenheit zu bieten. Europa nistete sich in Nordafrika und im Vorderen Orient ein.


      Die Ersten, die davon betroffen waren, waren die Ägypter. Ägypten ließ sich vom Virus des Schuldenmachens anstecken und endete schließlich in den Fängen europäischer Bankiers. Es lohnt die Mühe, diese Geschichte ein wenig ausführlicher zu erzählen, da sie dem ähnelt, was im Augenblick in Griechenland und Portugal passiert.

    

  


  
    
      


      5 Die Pest des Schuldenmachens


      Wir schreiben die zweite Hälfte des 19. Jahrhunderts. Muhammad Ali, der Khedive oder Vizekönig des Osmanischen Reiches, und sein Neffe Ismail wollen Ägypten aus dem Herrschaftsbereich der osmanischen Sultane lösen und das europäische Erfolgsmodell einführen. Die Modernisierung des Landes soll auf zwei Grundpfeilern ruhen: einer Verfassung und einer repräsentativen Regierung. Kurz: konstitutionelle Monarchie und ein Parlament, das vom Volk gewählt wird.


      Doch die Modernisierung verschlingt Unmengen Geld, und so wendet sich Ismail an europäische Banken, um seinen Traum von der Unabhängigkeit finanzieren zu können. Diese klären den jungen Regenten nicht ausreichend über die Risiken einer solchen Finanzierung auf. Innerhalb weniger Jahre häuft Ismail einen Schuldenberg von 100 Millionen Pfund an, eine Summe, die er nie wieder zurückzahlen kann. Durch die Zinszahlungen versinkt er Jahr für Jahr tiefer im Schuldenberg. Genau das also, was heute in den Defizitländern Europas geschieht.


      Die Schulden wachsen ins Unendliche und beeinflussen schließlich Ismails politische Entscheidungen. 1871 hatte er ein neues Gesetz erlassen, das Muqabala-Gesetz: Es gab den Grundbesitzern die Möglichkeit, ihre Steuern dauerhaft um 50 Prozent zu reduzieren, wenn sie die Steuern für sechs Jahre im Voraus beglichen. Das Gesetz erwies sich bald als katastrophal für Ismails Finanzen: Das Muqabala-Gesetz trug ihm gerade einmal 2,5 Millionen Pfund Sterling ein, mit denen er die Zinsen auf seine Kredite bezahlte. Doch dafür halbierte er die Einnahmen des Staates aus landwirtschaftlichen Betrieben, die damals die Haupteinnahmequelle Ägyptens waren.


      Im Jahr 1873 wird Ismail wieder bei den europäischen Banken vorstellig, weil er die Unabhängigkeit Ägyptens vom Osmanischen Reich erkaufen will. Zwei Jahre später allerdings dreht man ihm unnachsichtig den Kredithahn zu. Die Banken zwingen ihn, ihnen seine sämtlichen Vermögenswerte zu überschreiben, darunter auch die Aktien des Suezkanals. Für den lächerlichen Betrag von 4 Millionen Pfund Sterling wird Großbritannien Hauptaktionär des Kanals.


      Wie in den europäischen Defizitstaaten sind es die Bürger, die die Last der Fehlentscheidungen ihrer Regierenden zu schultern haben. Im Ägypten des 19. Jahrhunderts sind dies vor allem die Bauern. Zwischen 1877 und 1878 sinkt der Pegel des Nils drastisch ab, was die Landwirtschaft in Mitleidenschaft zieht. Es kommt zur Krise. Obwohl Ismail seine Zinsen regelmäßig bezahlt hat, nutzen die europäischen Banken die Gunst der Stunde: Sie fordern ihre Regierungen auf, in Ägypten einzumarschieren, um Landbesitz als Sicherheiten zu reklamieren. Die Gläubigerländer Ägyptens tun sich zusammen und bilden ein Staatenkonsortium – eine Art Vorläufer des IWF –, das von nun an über die Finanzen Ägyptens entscheidet. In Wirklichkeit allerdings wird das Konsortium zum Machtinstrument in Händen jener Staaten, die das Land unter sich aufteilen wollen.


      Doch diese Parallele ist nicht nur von historischem Wert. Der IWF, die EZB und die Weltbank wurden damit betraut, die Probleme der Staaten zu lösen, die ökonomische Hilfestellung beantragt hatten: Portugal, Irland und Griechenland. Mehr als die Hälfte der griechischen Schuldtitel wird von deutschen und französischen Banken gehalten. Man hat Griechenland »empfohlen«, den Staatsbesitz zu privatisieren: Bedienen werden sich westliche und vermutlich auch chinesische Unternehmen. Wie man sieht, ist der Unterschied zwischen dem heutigen Griechenland und dem Ägypten Ismails nicht allzu groß.


      Griechenland am Ende


      Hätten Ismails Untertanen schon über einen Internetzugang verfügt, hätten sie den Lauf der Geschichte vielleicht aufhalten können. Ebendas versuchen die Bürger Griechenlands im Augenblick. Auch sie campieren auf öffentlichen Plätzen, um gegen die Sparpläne ihrer Regierung zu protestieren. Und die jungen Leute veröffentlichen Videos von ihren Auseinandersetzungen mit der Polizei auf YouTube, sodass die Weltöffentlichkeit miterleben kann, wie sie gegen den Ausverkauf ihres Landes protestieren. Kämpfen sie etwa gegen die Sanierung des Landes an? Keineswegs. Denn sie haben recht. Der IWF selbst hat bekanntgegeben, dass die griechische Wirtschaft zwischen Frühjahr 2010 und Frühjahr 2012 um 9,4 Prozent geschrumpft ist. Allein im zweiten Quartal 2011 belief sich der Rückgang der Wirtschaftsleistung auf satte 6,9 Prozent. Der Grund? Der Sparkurs drehte der Wirtschaft einfach den Hahn ab.


      Wie die Ägypter im 19. Jahrhundert, so können auch die Griechen die von ihren Regierenden angehäuften Schulden nicht zurückzahlen. Daher läuft Griechenland Gefahr, dass künftig die Banken fremder Länder über sein Schicksal entscheiden, Institutionen, die Regierung und Parlament längst in der Hand haben. Doch einen Unterschied gibt es zwischen dem Drama Ägyptens und dem Griechenlands: Ismail »sündigte«, weil er es nicht besser wusste. Die griechischen Politiker aber haben über Jahre hinweg ihr Volk einfach belogen. Sie haben Wohlstand auf Pump geschaffen, um ihre Wiederwahl zu sichern. Sie haben das Land in die Euro-Zone geführt, doch statt es zu modernisieren, haben sie nur den neuen Zufluss an Geldern an die Eliten verteilt. Die moderne griechische Tragödie ist eine direkte Folge von schlechter Regierungsführung und Misswirtschaft: von Machtmissbrauch und Korruption. Wobei EU und internationale Organisationen wie der IWF sich der Komplizenschaft schuldig machten, denn sie hätten darüber wachen müssen, dass genau das nicht passiert, was sich jetzt in Griechenland abspielt.


      Die Krise Griechenlands begann in Wirklichkeit nämlich schon Ende der neunziger Jahre, als die EU die Bedingungen für den Euro-Eintritt formulierte, die sogenannten »Konvergenzkriterien«. Im Maastricht-Vertrag wurde festgelegt, dass die Inflationsrate in den beteiligten Ländern nicht höher als 1,5 Prozent über dem Durchschnittswert der drei preisstabilsten Mitgliedsländer liegen dürfe. Der langfristige Nominalzinssatz darf den der drei preisstabilsten Länder um höchstens 2 Prozent übersteigen. Die Nettoneuverschuldung eines Landes darf nicht mehr als 3 Prozent seines BIP betragen, und der öffentliche Schuldenstand hat eine Höchstgrenze von 60 Prozent des BIP. Diese Bedingungen können – wie wohl jedem klar ist – die PIIGS-Länder keinesfalls einhalten.


      Doch natürlich muss der Euro her, auch wenn man die Bilanzen der öffentlichen Hand frisiert. Denn tatsächlich scheinen zunächst einmal die wirtschaftlich schwächeren Partner genauso von der Einheitswährung zu profitieren wie die wirtschaftlich stärkeren. Länder wie Deutschland oder Frankreich erreichen durch die Währung, die sie mit den schwächeren Volkswirtschaften des Euro-Raums teilen, dass ihre Währung künstlich »billig« gehalten wird, billiger jedenfalls, als es Mark oder Franc wären. Die relative Schwäche des Euro ist für diese Länder von Vorteil, weil damit ihre Produkte wettbewerbsfähiger sind als je zuvor. Tatsächlich ist Deutschland heute nach China die Nation mit der höchsten Menge an exportierten Gütern weltweit.


      Doch auch in den Mittelmeerländern leckt man sich die Finger, wenn es um den Euro geht, eröffnet die Einheitswährung doch Zugang zu billigen Krediten, da Staatsanleihen künftig in Euro ausgegeben werden. Eben weil die extrem effizienten Deutschen dieselbe Währung haben, müssen Länder wie Spanien, Italien oder Griechenland keinen Zinsaufschlag bezahlen, wenn sie Staatsanleihen begeben. Jeder weiß, dass diese Länder künftig nicht einfach ihre Währung abwerten können, um ihre Wettbewerbsfähigkeit zu erhöhen. Dies kann nur noch die Europäische Zentralbank.


      Doch es ist schwierig, so verschiedene Länder wie Griechenland und Deutschland, die Niederlande und Italien, Frankreich und Portugal unter den einheitlichen Euro-Hut zu bekommen. Die Volkswirtschaften am Mittelmeer hinken denen der nördlichen EU-Länder weit hinterher. Sie haben niedrige Wachstumsraten und wenig Stabilität im Inneren. Aber die Staatschefs dieser Länder geben sich Mühe, um die Konvergenzkriterien zu erreichen. Zumindest auf dem Papier unterwerfen sie ihr Land strengen Regeln und einer quasi »nordischen« Disziplin. Die Kollegen im Norden vertrauen ihnen. Zumindest tun sie so. Diesen Fehler werden sie zehn Jahre später teuer bezahlen. In Italien beschnitt die Regierung Prodi die Verschwendung von Staatsgeldern, kürzte die Ausgaben der öffentlichen Hand und präsentierte einen Staatshaushalt, der in Bonn offenen Neid erregte. Doch Fiskaldisziplin ist offensichtlich kein Teil mediterranen Erbguts: Die Steuerhinterziehung geht in diesen Ländern munter weiter. Das Wachstum lässt auf sich warten, und sobald die politische Rechte in Italien wieder an die Regierung kommt, wird das geborgte Geld einfach wieder ausgegeben.


      Der Zugang zu günstigen Krediten, den der Euro-Beitritt ermöglichte, hätte eigentlich die Wirtschaft in den mediterranen Ländern ankurbeln sollen. Damals hätte man eine rigide Sparpolitik betreiben müssen, nicht heute, wo die immensen Staatsschulden die Bewegungsfreiheit massiv einengen. Doch in Ländern, in denen Korruption und schlechte Regierungsführung an der Tagesordnung sind, kann sich die Idee, heute zu sparen, um morgen wieder etwas zum Ausgeben zu haben, nicht durchsetzen. Ganz im Gegenteil: Man gibt das Geld aus, wenn es da ist. Genau das ist in Italien passiert, einem Land, das seit mehr als vierzig Jahren unter Haushaltsdefiziten leidet. Von 1993 bis 2000, also vor dem Beitritt zur Euro-Zone, nahmen die realen, inflationsbereinigten Staatsausgaben um insgesamt 5,14 Prozent ab. Dies ist natürlich auch auf die Anstrengungen zurückzuführen, die das Land unternahm, um in die Währungsunion aufgenommen zu werden. Kaum ist es so weit, ist Schluss mit der Disziplin. Von 2001 bis 2008 nehmen die Staatsausgaben um 20 Prozent zu. Der Primärsaldo, der – wie wir gesehen haben – die Spanne zwischen Staatseinnahmen und den um den Schuldendienst bereinigten Staatsausgaben anzeigt, sinkt von 65 Millionen Euro im Jahr 2001 auf 38 Millionen im Jahr 2008. 2009 und 2010 wird er gar negativ. Und die Moral von der Geschicht’: Die Zugehörigkeit zur Euro-Zone hat die Verschwendung von Staatsgeldern gefördert.


      Die niedrigeren Zinsen in der Euro-Zone ermuntern also zum unsinnigen Wirtschaften, denn der Staat gibt mehr Geld aus, ohne sich Entwicklungsziele zu stecken. In Spanien beispielsweise errichtet der Staat in urbanen Zentren wie Madrid Tausende von Wohnungen an der Peripherie, die niemand dort braucht, sodass sie heute leer stehen – echte Geisterstädte. Man baut gewaltige Flughäfen, auf denen nie auch nur ein einziges internationales Flugzeug landet. Von den Mittelmeerküsten gar nicht zu reden, an denen nur noch eine simple Gleichung gilt, die zumindest den Anschein von Fortschritt erweckt: Beton plus Korruption der Beamten ist gleich Reichtum. In Marbella zum Beispiel wurde gegen 95 Beamte der Stadtverwaltung ein gewaltiger Korruptionsprozess angestrengt. Auch bei den klassischen Wohlstandsindikatoren in den einzelnen europäischen Ländern klafft die Schere immer weiter auseinander. Paradoxerweise sind wir heute von den Konvergenzkriterien weiter entfernt, als wir es 1999 waren, bevor der Euro Wirklichkeit wurde.


      Aber die Regierungschefs Europas wollen nicht, dass diese Tatsache bekannt wird. Daher braucht es ein paar Kunstgriffe bei der Erstellung des Staatshaushalts. In Griechenland zum Beispiel lässt man im einen Jahr einfach ein paar Staatsausgaben weg, im anderen »vergisst« man, die Kosten für die Krankenhäuser mit aufzunehmen usw. In Italien läuft es nicht anders, in Portugal, Irland und Spanien ebenso. Doch keiner merkt es, weil in Brüssel niemand die Bilanzen der Mitgliedsländer prüft. Als im Jahr 2009 die Eurostat, das statistische Amt der EU, das griechische Haushaltsdefizit einmal nachrechnet, kommt man dahinter, dass es für das Jahr 2009 bei 12 Prozent des BIP liegt, also die Vorgabe der Maastricht-Kriterien ums Vierfache überschreitet. Warum hat man vorher keine Kontrollen durchgeführt? Und hätte es überhaupt etwas genutzt, falls man es getan hätte?


      Die Hochfinanz verkündet, die Kontrollorgane der EU wie zum Beispiel die Eurostat hätten weder die Kapazitäten noch das Wissen, um die Buchungstricks der privaten Geschäftsbanken aufzudecken. Und das stimmt. Denn die privaten Geschäftsbanken emittieren ununterbrochen geschickt geschnürte Papiere, mit denen Staaten die Maastricht-Kriterien umgehen und so de facto ihre Bilanz fälschen können.


      Die Ökonomie ist zwar keine exakte Wissenschaft, einige feste Regeln kennt sie aber doch. Die Tatsache, dass Griechenland, Spanien, Portugal, Irland und Italien zehn Jahre lang Teil einer Währungsunion waren, deren Kriterien sie nicht erfüllten, zieht katastrophale Konsequenzen nach sich. Daher ist es mehr als gerechtfertigt, dass die Empörung in Europa sich gegen die Politiker richtet, gegen Institutionen der EU und die Brüsseler Bürokraten. Ein Teil der Verantwortung für die Krise, die auf unserem Rücken ausgetragen wird, liegt nämlich bei ihnen.


      Die Hauptprotagonisten dieser modernen Tragödie sind tatsächlich die Investmentbanken. Sie waren es, die den europäischen Regierungen die Instrumente lieferten, um die Staatsbilanz zu fälschen.


      In der zweiten Hälfte der neunziger Jahre kamen die sogenannten Currency Swaps auf den Markt. Diese Papiere dienen dazu, einen aufgenommenen Kredit zu verschleiern, indem man ihn in die Zukunft verlagert. Von Goldman Sachs bis zu J. P. Morgan, von der Deutschen Bank bis hin zum Crédit Lyonnais verkaufen alle Großbanken diese Papiere. Das Verfahren ist recht simpel: Der Staat emittiert Anleihen in Dollar oder Yen, die Bank zeichnet sie, tauscht die Papiere allerdings sofort in Euro um – dem Kreditnehmer bleibt die Verpflichtung, das Darlehen in der Währung zurückzuzahlen, in der die Anleihe aufgelegt wurde.


      Im Falle von Griechenland wendet 2002 Goldman Sachs dieses Verfahren wie folgt an: Die Bank tauscht die Anleihenwährung zu einem fiktiven Kurs in Euro um, der deutlich niedriger liegt als der reale. Auf diese Weise erhält Griechenland in Euro einen höheren Betrag, als der reale Wechselkurs es rechtfertigen würde. Die Differenz zwischen dem realen und dem fiktiven Währungskurs wird zum maskierten Darlehen, das der griechische Staat zusätzlich aufnimmt. Und das in keiner Bilanz aufscheint.


      Natürlich sind die Kosten für diese Taschenspielereien hoch, doch auch die werden maskiert und als Provision getarnt. Da in den Maastricht-Verträgen von Derivaten nie die Rede ist, haben streng genommen weder Goldman Sachs noch der griechische Staat gegen die Kriterien verstoßen, auch wenn die griechischen Politiker ihr Volk ebenso belogen haben wie die anderen Mitgliedsländer. Und die Banken dem fleißig Vorschub leisteten.


      Aber natürlich verschenkt die Hochfinanz ihre Gaben nicht. Die Banken wissen sehr gut, dass Griechenland mit diesen Tricks in einen Teufelskreis eintritt, der – wie bei Ismail – letztlich nur im Bankrott enden kann. Warum also sind alle so wild darauf, den Griechen ihre Currency Swaps und ähnliche Produkte zu verkaufen? Weil Athen bereit ist, hohe Gebühren für die Auflegung dieser Papiere zu zahlen. Und weil – man denke an den europäischen Marshallplan – Brüssel am Ende für die Schulden Athens geradestehen wird. Wenn Griechenland seine Schulden nicht mehr bezahlen kann, springt die EU ein, denn der Euro soll bleiben. So zumindest denken die Banker. Wenn man sich die letzten Monate ansieht, behalten sie vermutlich recht. Aber natürlich nur bis zu einem gewissen Punkt. Denn auch die EU hat nicht genug Geld, um sämtliche PIIGS-Staaten zu retten.

    

  


  
    
      


      6 Kreative Buchführung


      Erweitern wir unseren Blickwinkel ein wenig und richten unsere Aufmerksamkeit doch einmal auf den Anleihenmarkt, den Markt also, auf dem Kredite ausgegeben oder aufgenommen werden. Dieser Markt ist riesig, weit größer als die Realwirtschaft weltweit. Hier sind buchstäblich alle vertreten. Die sogenannte »Finanzialisierung« der Wirtschaft brachte es mit sich, dass die Gewinne der westlichen Hochfinanz nicht mehr aus realen Investitionen stammen. Man macht vielmehr Geld, indem man zuerst Geld verleiht und dann die Schuldtitel verscherbelt.


      Wenn wir das Portfolio von Unternehmen oder Investoren heute mit dem von früher vergleichen, stellen wir fest, dass Finanzinvestitionen in den letzten hundert Jahren enorm gestiegen sind. Das liegt teils auch an der »Reifung« des Kapitalismus zum Finanzkapitalismus, der Gewinne durch Investitionen auf dem Finanzmarkt realisiert. Vor hundert Jahren wurde hauptsächlich in Infrastruktur investiert: Straßen, Eisenbahnen, Werften. Heute sind die Lokomotiven der Wirtschaft Firmen wie Apple oder Google. Das hat natürlich mit der Finanzialisierung der Wirtschaft zu tun. Heute investiert man lieber in Staats- und Unternehmensanleihen als in Aktien, weil dieses Investment als zu risikoreich gilt. Das liegt unter anderem daran, dass mittlerweile auch die Länder des mediterranen Europa am Markt agieren, die durchweg keine Risikokultur kennen und lieber in Staatsanleihen investieren, die sie für sicherer halten. Außerdem führt die Niedrigzinspolitik der letzten zwanzig Jahre zu soliden Gewinnen auf dem Bondsmarkt.


      Banken, Finanzierungsgesellschaften, Versicherungen und Investmentfonds – jene Institutionen also, die unsere privaten Renteninvestments managen – nehmen vorzugsweise Staatsanleihen ins Portfolio. Also stieg in den letzten Jahren des vergangenen Jahrhunderts die Nachfrage nach solchen Bonds. Die Staaten kamen kaum noch nach mit der Ausgabe immer neuer Anleihen. Die beliebtesten boten solide Garantien. Bis zum Ausbruch der Schuldenkrise waren dies Staatsanleihen jeglichen Zuschnitts – ob nun Bundesschatzbriefe oder American Treasury Bonds.


      Staatsanleihen waren sozusagen die »Edelmarke« unter den Bonds, und natürlich versuchten Banker, dieses Etikett so vielen Anleihen wie möglich – oder unmöglich – aufzukleben. Dabei wandten sie folgenden Trick an.


      Zeitpunkt: neunziger Jahre des letzten und »Nullerjahre« des jetzigen Jahrhunderts. Die Handlung: Lehman Brothers schickt ein Heer junger, in New York erzogener Italiener in das Land ihrer Väter zurück, um es zu kolonisieren. Ihr Ziel: Verkauf von strukturierten Finanzprodukten, um die Liquidität in den Bilanzen aufzublasen – natürlich gegen hohe Provisionen. Alle investieren in diese Produkte, sogar Nonnenklöster.


      Zu Beginn des 3. Jahrtausends haben Krankenkassen (ASL) und Krankenhausbetreiber (AO) in vielen Regionen finanzielle Probleme. Sie können ihre Zulieferer erst nach 24 Monaten bezahlen und wissen nicht mehr, wo sie noch Geld auftreiben sollen. Auftritt Lehman Brothers und andere Geschäftsbanken, die mit allerlei Machinationen aus den Zahlungsverpflichtungen Anleihen stricken, für die der italienische Staat eine Bürgschaft abgibt. Man »verbrieft« die Schulden, was sich sowohl auf die Bilanz der Regionen auswirkt als auch auf die Staatsbilanz. Rein technisch gesehen ist das verboten, weil die entsprechenden Institutionen Teil der öffentlichen Hand sind, doch ein moderner Banker findet immer Mittel und Wege. Der Mechanismus ist letztlich ganz simpel. Sehen wir uns doch einmal an, wie das in der italienischen Region Kampanien gelaufen ist.


      Zu Beginn des Jahres 2000 kauft Lehman Brothers die Zahlungsverpflichtungen der örtlichen ASL und der AO für fünf Jahre bis zum Jahr 2007 auf. Macht insgesamt 2,7 Milliarden Euro. Lehman Brothers bezahlt die Zulieferer in bar. Im Gegenzug verpflichten sich ASL und AO, diese Schulden nach zehn Jahren zu begleichen. Diese Forderung verbrieft Lehman zu einer Anleihe mit dreißig Jahren Laufzeit, die die Bank dann mit Bürgschaft durch den italienischen Staat auf dem internationalen Markt verkauft. Eben aufgrund dieser Bürgschaft finden die Papiere reißenden Absatz. Das Risiko liegt für Lehman Brothers bei null: Die Papiere gingen schon bei der Auktion alle weg. Eine mögliche Insolvenz trifft den, der die Titel im Portfolio hat – in diesem Fall italienische Investment- und Pensionsfonds. Aber das interessiert keinen, denn schließlich wurden die Papiere vom italienischen Staat garantiert und folglich von der EU.


      Der Gewinn für Lehman Brothers ist ausgesprochen hoch: Die Bank streicht sowohl für die Schaffung der Anleihe als auch für den Verkauf eine Provision ein. Außerdem bekommt die Bank die Zinsen aus dem Kreditgeschäft mit den Gesundheitsorganisationen. Am Ende wird auch hier der italienische Staat für die Verbindlichkeit geradestehen, da die staatlichen Gesundheitsdienste ja chronisch defizitär sind. Aber das ist ja dann erst zwanzig Jahre später der Fall.


      Der italienische Staat hingegen macht mit diesen Titeln ein schlechtes Geschäft. Das geht schon mit den Zinsen für die Verbindlichkeiten los. Eine privat begebene Anleihe kostet den Libor, den Referenzzinssatz im Interbankengeschäft, plus den Risikoaufschlag für ungesicherte Zinsgeschäfte in Italien, also noch einmal 3 Prozent. Hätte der Staat selbst die Papiere aufgelegt, hätte der Risikoaufschlag nur 1 Prozent betragen. Außerdem hätten ASL und AO dann keine Kommission an Lehman Brothers bezahlen müssen. Warum also werden solche Papiere nicht vom Staat im Namen der Gesundheitsorganisationen begeben? Ganz einfach: Jede Anleihe, die der Staat emittiert, lässt die Staatsschulden ansteigen. Über den Umweg der Geschäftsbanken aber wird aus den Verbindlichkeiten einer staatlichen Stelle plötzlich eine Privatschuld, wenn auch mit Staatsgarantie. Und diese taucht in der Staatsbilanz nicht auf.


      In der Bilanz der Regionen allerdings ist sie verbucht. Die Frage ist nur: Wie? Die aufgelegten Anleihen laufen dreißig Jahre mit einer jährlichen Zinszahlung von 700.000 Euro: dreißig Jahre mal 700.000 Euro, das gibt 21 Millionen. So entsteht plötzlich wieder Liquidität im System, zudem taucht nur noch ein Gläubiger auf: die Geschäftsbank. Was aber ist nicht mehr sichtbar? Die ursprüngliche Gesamtschuld von 2,7 Milliarden Euro. Sie taucht nur in Form der jährlichen Zinsrate von 700.000 Euro auf. Wir können aus der Bilanz also nicht ersehen, wie viel unsere Kinder und Kindeskinder für unser grottenschlechtes Gesundheitssystem in dreißig Jahren zu bezahlen haben.


      Doch die traurige Geschichte des Schuldenmachens ist hier noch nicht zu Ende. In Kampanien kam man, zur Deckung der Schulden der Region, auf die glorreiche Idee, eine neue Steuer aufzulegen: die IRAP, eine regionale Steuer auf die Wertschöpfung der Unternehmen. Was heißt das nun? Dass wir den Produktionssektor belasten, um den Finanzmarkt bezahlen zu können. Die ganze Operation in Kampanien hat die Schulden einfach »gestreckt«, wie es umgangssprachlich heißt. Sie sind nun erst nach einem längeren Zeitraum rückzahlbar. Durch diese Operation wurde kein realer Wert geschaffen, nur Geld hin und her geschoben. Stünde dahinter der Wille, die Schulden des Gesundheitssektors endlich abzutragen, wäre noch kein Schaden angerichtet. Doch so ist es nicht: Danach stiegen die Schulden weiter, weil das System ineffizient ist und, statt Werte zu schaffen, einfach nur Geld verbrennt.


      Was heißt das nun? Dass wir von Betrügern regiert werden und dass die Schulden der öffentlichen Hand weit höher sind, als wir wissen. Die Bilanzen des Staates und seiner Organe sind Momentaufnahmen. Es ist gar nicht so einfach, darin die Zeichen zu erkennen, die zeigen, dass sich mit Hilfe einer Operation wie der eben geschilderten am Ende der Schuldenberg vermehrt hat. Noch schwieriger ist es herauszufinden, wieso. Alle großen Geschäftsbanken boten den Defizitstaaten Europas Interventionen wie diese an. Daher sind die Schulden der PIIGS-Staaten mit Sicherheit weit höher, als wir bislang wissen. So erklärt sich auch, wieso beispielsweise im Frühjahr 2011 fünf zusätzliche Milliarden Euro an Schulden in den griechischen Bilanzen aufgedeckt wurden. Solche Belastungen kommen nicht aus dem Nichts. Bei der Kontrolle der Bilanzen in den betroffenen Staaten werden sich davon noch weit mehr finden.


      Wenn Staaten sich finanziell zu weit aus dem Fenster lehnen


      Currency Swaps sorgten also dafür, dass Griechenland 2001 in die Euro-Zone aufgenommen wurde. Ein Jahr später als Prodis Italien, das es mit Hilfe derselben Tricks (diesmal gemanagt von Goldman Sachs und J. P. Morgan) und des Ausverkaufs von Staatsbesitz schon Ende der neunziger Jahre in den Club schaffte. Nach außen hin ist bei beiden Staaten alles in bester Ordnung. Sowohl Italien als auch Griechenland präsentieren ein Defizit bzw. eine Neuverschuldung, die unter den vom Maastricht-Vertrag festgesetzten Werten liegt. Pech, dass dies streng genommen nur durch geschickte Bilanzfälschung möglich war.


      Natürlich wissen die Finanztechnokraten beider Länder Bescheid, aber sie hüten sich, etwas davon verlauten zu lassen. Die Finanzminister sind die Einzigen, die eine objektive Vorstellung von den wahren Ausmaßen der Staatsschuld haben. Sie haben ein sogenanntes Swap Book, in dem alle Operationen dieses Typs registriert werden. Nicht einmal das Parlament weiß Genaues über die Machenschaften. Tatsächlich gibt es keine wie auch immer geartete Verpflichtung, diese Swapgeschäfte in Staatsdingen offenzulegen. Sie müssen auch nicht genehmigt werden. Wenn Mario Monti heute sein Swap Book der Öffentlichkeit zugänglich machen müsste, dürften sich die Italiener vermutlich, was Staatsschulden angeht, auf ein paar böse Überraschungen gefasst machen – wie die Bevölkerung in allen PIIGS-Staaten.


      Die großen Ratingagenturen wie Moody’s, Standard & Poor’s und andere sind ebenso wie die großen Investmentbanken (die den Regierungen immer noch Instrumente für diese Art der Bilanzkosmetik verkaufen) natürlich über diese Vorgänge informiert. Doch auch sie schweigen. Denn Erstere leben davon, dass sie Letzteren ihre Produkte verkaufen. Auch zwischen diesen beiden Marktteilnehmern gibt es nahezu inzestuöse Beziehungen, die eine Offenlegung sensibler Daten verhindern. Es stimmt allerdings, dass zu Beginn der Krise, im Jahr 2008, der Einsatz von Currency Swaps so verbreitet war, dass niemand auf die Idee kam, Bilanzfälschungen wie diese könnten eine Krise auslösen. Niemand hätte je geglaubt, dass eine Bank wie Lehman Brothers pleitegehen könnte. Dass es überhaupt zu einer Staatsschuldenkrise kommen könnte, war unvorstellbar. Ebenso unvorstellbar war, dass die EU je vor der Frage stehen würde, ob es Griechenland und die anderen Defizitstaaten rettet oder nicht. Doch tatsächlich würde die drittgrößte Bank der Erde innerhalb von 48 Stunden die Pleite erleben, und die Schulden der PIIGS-Staaten können den Euro in den Abgrund reißen.


      Daher müssen wir uns heute zwei Fragen stellen: Die erste ist, was Politiker dazu treibt, sich so irrational zu verhalten. Die zweite ist: Was nutzen all die Zahlen, die Grenzwerte, ja sogar die Staatsbilanzen und die europäischen Institutionen, wenn Erstere so leicht gefälscht werden können und dies auch ständig geschieht, während die Organisationen, die darüber wachen sollen, dies nicht leisten können? Der Horizont von Politikern ist beschränkt, das wissen wir. Doch die Vorstellung, die begangenen Fehler und ihre Folgen würden sich am Ende des Mandats einfach in nichts auflösen, ist dumm und gewissenlos. Wenn es nötig war, die harten Zahlen ein wenig zu schönen, um Aufnahme in die Euro-Zone zu finden, so hätte dies eine einmalige Maßnahme zu einem einzigen Zweck bleiben müssen: die Konvergenzkriterien zu erfüllen. Stattdessen hat die Möglichkeit, Verbindlichkeiten aus der Bilanz zu eliminieren, zu einer unglaublichen Verschwendung, ja zu Diebstahl geführt. Für beides muss die europäische Bevölkerung nun bezahlen.


      Noch wichtiger aber ist eine dritte Frage: Sollten die Banken, die zusammen mit den jeweils verantwortlichen Politikern die Bilanzfälschungen für die einzelnen Staaten ersonnen haben, nicht auch deren Konsequenzen tragen? Statt wir, die Steuerzahler? Ist es nicht erschreckend, dass im Gefolge der Krise gerade mal eine Hand voll Leute ins Gefängnis ging? Und zwar nicht, weil sie die schlimmste Rezession der Nachkriegszeit ausgelöst haben, sondern weil sie – wie Bernie Madoff – die Superreichen um Geld geprellt haben. Eine himmelschreiende Ungerechtigkeit, die für jeden Bürger, der sich empört, offen zutage liegt! Dabei würde auch er sicher lieber arbeiten und sein Leben führen, als sich über verborgene Staatsschulden Gedanken zu machen.


      Die Staatsschulden Griechenlands und der anderen PIIGS-Staaten sind kaum in den Griff zu bekommen, einfach weil niemand weiß, wie hoch sie wirklich sind. Außerdem sollte man sich mal klarmachen, wie die Tragödie weitergeht: Im August 2011 musste Athen 6 Milliarden Euro zurückzahlen, die es nicht hatte und die von der EU vorgeschossen wurden. Im Jahr 2012 waren weitere 14,4 Milliarden bis März fällig, bis zum 18. Mai noch einmal 8 Milliarden, im August erneut 7 Milliarden, insgesamt also circa 30 Milliarden Euro. Wie viele neue Fälligkeitstermine werden sich in Zukunft noch ergeben? Und wo soll all das Geld herkommen, wenn das Land keinerlei Wachstum aufweisen kann und auf dem normalen Kapitalmarkt keinen Kredit mehr erhält? Die Antwort auf diese Fragen soll der angebliche europäische Marshallplan bringen. Mit läppischen 35 Milliarden Euro!


      In jedem Fall aber lässt sich das Problem nicht auf Griechenland begrenzen. Die Ratingagentur Moody’s hat sich im Juli 2011 dem deutsch-französischen Vorschlag widersetzt, einige der griechischen Schuldtitel in dreißigjährige Anleihen umzuwandeln. Dies geschah durch eine Maßnahme, die so ungewöhnlich war, dass aus ihr allein abzulesen ist, wie weit der Flächenbrand innerhalb der Euro-Zone schon fortgeschritten ist. Moody’s hat das Rating für portugiesische Staatsanleihen ebenfalls gesenkt: Diese sind jetzt Junk, Abfall.


      Die Ratingagentur befürchtet, dass die Märkte keine portugiesischen Bonds mehr kaufen, wenn man die Privatanleger zwingt, ebenfalls ihren Teil zum Schuldenschnitt in der Euro-Zone beizutragen. Sie fordern vielmehr eine hundertprozentige Garantie von Seiten der EU, also die Zusicherung, dass die Anleihen mit Zinsen hundertprozentig zurückgezahlt werden. Die Einigung, die Ende Juli getroffen wurde, ist nur ein fauler Kompromiss mehr, der, wie in der Finanzwelt üblich, nicht lange halten wird. Damals hieß es, dass damit zumindest bis zum Herbst Ruhe einkehren würde, doch schon im August zeigten sich die ersten Symptome einer Fortsetzung der Krise.


      Möglicherweise waren die empörten Bürger in aller Welt darüber noch nicht ausreichend informiert, doch jeder ahnte etwas. Daher wurde nicht nur gegen die Regierung protestiert, sondern auch gegen die internationalen Institutionen. Denn schließlich war auch schon im Jahr 2010 bekannt, dass es zu neuen Fälligkeiten kommen würde, als das erste Rettungspaket geschnürt wurde. Europa hatte diese durchaus tiefe Wunde erst einmal mit einem Heftpflaster verschlossen. In Wirklichkeit aber hätte sie genäht werden müssen. Und längst hatte der Wundbrand eingesetzt. Warum aber diese oberflächliche Behandlung? Ganz einfach. Die EZB, die EU und der IWF nahmen wohl an, dass die Sparpakete den Markt bis zum Sommer 2011 beruhigt hätten, sodass Griechenland sich, ohne Wucherzinsen zu zahlen, wieder Geld hätte ausleihen können. Griechenland hätte sich somit erneut verschuldet, um seine Schulden zu begleichen! Ismails Tragödie wiederholt sich also. Denn natürlich irrten die Institutionen, aber vielleicht war diese Vorstellung ohnehin nur Wunschdenken.


      So unglaublich es scheint, aber diese Institutionen, die die Verantwortung für das Wohl ganzer Nationen tragen, handelten offensichtlich nach dem Motto »Augen zu und durch« in der Hoffnung, irgendwann werde schon ein Wunder geschehen. Daran hat sich auch heute noch nicht viel geändert. Den empörten Bürgern und auch so manchem Volkswirt erscheint diese Strategie absurd. Ebenso absurd wie die Strategien, um die 110 Milliarden Euro aufzutreiben, die tatsächlich die Staatseinnahmen reduziert und so das Verhältnis der Staatsschuld zum BIP erhöht haben. Im Frühjahr 2011 waren die griechischen Staatsschulden auf 340 Milliarden Euro angewachsen.


      Griechenland ist in die Schuldenfalle getappt und wird nur schwerlich wieder herauskommen, ohne denselben Weg zu beschreiten wie Argentinien oder Island – Insolvenz, ob freiwillig oder erzwungen. Selbst wenn Europa ein zweites Rettungspaket schnürt. Wäre es nicht sinnvoller, gleich Bankrott zu erklären? In diesem Fall dienten die Opfer der Bevölkerung wenigstens dazu, die Wirtschaft wieder in Schwung zu bringen, statt der internationalen Hochfinanz Wucherzinsen in den Rachen zu werfen oder das Geld der anderen EU-Mitgliedsstaaten zu verschwenden. Genau das will der empörte Bürger: konkrete, konstruktive Maßnahmen, kein Pflästerchen oder Beruhigungsmittel.


      Fassen wir also zusammen: Wir haben demokratisch gewählte Regierungen, die vereint mit ihren Komplizen, den Banken und der Hochfinanz, ihre Wähler ausnehmen, um sich dann den Konsequenzen zu entziehen und die Probleme durch Inkompetenz oder Unbeweglichkeit zu verschlimmern. Die Institution EU, unter deren Schirm sich all diese Staaten versammelt haben, hat ihrerseits versagt, weil sie die Regierungen nicht ausreichend kontrolliert hat. Als sie dann mit der heraufbeschworenen Krise konfrontiert war, erwies sie sich als unfähig, dauerhafte Lösungen zu finden.


      All das kann man unter einem Stichwort zusammenfassen: politischer Bankrott.


      Auf ebendiesem Nährboden breitet sich der Flächenbrand der Demokratie aus.

    

  


  
    
      


      7 Die bittere Pille – die nicht wirkt


      Die Griechen wollen nicht dasselbe Schicksal erleiden wie die Ägypter des 19. Jahrhunderts. Doch genau das steht ihnen bevor, wenn Außenstehende ihre Finanzen verwalten. Aus diesem Grund fordern sie mit lauter Stimme, von den Entscheidungen, die unmittelbar ihre Zukunft betreffen, nicht ausgeschlossen zu werden. Bisher war ihnen diese Möglichkeit verwehrt, und die Ergebnisse sind hinreichend bekannt. Demokratie heißt Mitbestimmung. Und das fordern die empörten Bürger.


      Schon zu Ismails Zeiten erfolgte die ausländische Einmischung unter dem Vorwand, Ägypten zu helfen und die Zivilisation ins Land zu tragen. Letztlich aber ging es um die europäischen Expansionsabsichten im Mittelmeerraum. Auch heute muss man sich fragen: »Cui prodest? – Wer profitiert davon?« Die internationalen Organisationen, die die Schuldenkrise beheben sollen, haben die Lage verschlimmert, statt sie zu verbessern. In der Tat haben die Bedingungen, die der IWF Ländern wie Griechenland und Portugal auferlegte, das Wachstum dort massiv gebremst. Die Streitigkeiten zwischen der EZB, Frankreich und Deutschland überzeugten viele Investoren bzw. Ratingagenturen davon, dass der Euro, wie wir ihn heute kennen, keine Zukunft hat. Wäre es da nicht besser, die eigenen Fehler einzugestehen und zuzugeben, dass der Euro in seiner jetzigen Form nicht mehr funktioniert – und vielleicht auch nie funktioniert hat?


      Die genannten Institutionen übernehmen bei sämtlichen wirtschaftlichen Rettungsmanövern die Hauptrolle – allein aufgrund der Tatsache, dass das internationale Finanzsystem ihr Eingreifen vorsieht. Ihr offenkundiges Versagen aber lässt die Interventionen regelmäßig in einem Fiasko enden. Das ist in etwa so, als bestünde man darauf, einen Kranken mit Großmutters Hausmittelchen zu kurieren, obwohl es längst Antibiotika gibt. Institutionen, die vor mehr als einem halben Jahrhundert für eine deutlich weniger komplexe Welt geschaffen wurden, werden den Herausforderungen von heute nicht mehr gerecht. Das zeigt sich allein schon daran, dass die griechische Krise längst auf Italien übergegriffen hat.


      Seit dem Ausbruch der zweiten Griechenlandkrise im Frühling 2011 kann man förmlich zusehen, wie die Zinssätze in den PIIGS-Staaten nach oben schießen. Die Finanzmärkte verlangen nach immer höheren Risikoaufschlägen für die Staatsanleihen dieser Nationen, und es wird für sie zunehmend schwieriger, alle Emissionen auf dem Markt zu platzieren. So konnte beispielsweise bei der Auktion spanischer Staatsanleihen im Juni 2011 nur die Hälfte der Bonds an den Mann gebracht werden. Bei der italienischen Auktion im Juli lagen die Zinssätze knapp unter 6 Prozent. Noch im selben Monat sagte Italien die Versteigerung der Anleihen mit dreißigjähriger Laufzeit ab – vermutlich aus Angst, nicht alle platzieren zu können. Im August aber begann die Spekulation gegen das Land von Neuem. Nun sind die Zinssätze noch höher als bei den spanischen Anleihen. Nur das Eingreifen der EZB, die erklärte, dass sie die italienischen Staatsanleihen kaufen werde, verhinderte den Zusammenbruch. Doch Italien ist noch lange nicht aus dem Schneider: Wenn Frankreich in die gleiche Lage geriete, würde die EZB eine Wahl treffen müssen – es ist schlicht und einfach nicht genug Geld da, um alle zu retten. Vermutlich würde Paris dann den Vorzug erhalten, und Italien müsste sich weiter verschulden. Ein Desaster für das Land, wenn man bedenkt, dass jeder Prozentpunkt es 35 Milliarden Euro mehr kostet. Eine Katastrophe angesichts der Tatsache, dass das Überleben der PIIGS-Staaten bereits jetzt von der regelmäßigen monatlichen Platzierung von Staatsanleihen abhängt. Nur auf diese Weise treiben sie noch das nötige Kapital für die Begleichung der Schuldzinsen auf.


      Gibt es denn wirklich keine Alternative zu dieser Lösung? Vielleicht doch. Jedenfalls haben andere Länder, die wie die EU durch wirtschaftliche Abkommen aneinander gebunden sind, solche gefunden, zum Beispiel die Arabischen Emirate.


      Die Lektion von Abu Dhabi


      Ende 2009 erklären die beiden größten Holdings von Dubai – Dubai World und Nakheel –, dass sie nicht in der Lage sind, die in Kürze fälligen Zinsen auf ihre Anleihen (30 Milliarden Dollar) zu bezahlen: ein Gewitter aus heiterem Himmel. Kann es sein, dass Dubai, das New York des Orients, der Spielplatz der Superreichen, das Steuerparadies des Mittleren Ostens, pulsierendes Zentrum der islamischen Finanzwelt, kurz vor dem Bankrott steht? Dubai World und Nakheel sind nämlich Gesellschaften mit Staatsbeteiligung, de facto haftet also der Staat für sie. Deshalb käme in den Augen der Öffentlichkeit ein Ausbleiben der Zinszahlung einer Staatsschuldenkrise gleich, wie Island, Griechenland, Portugal und Irland sie erlebten und wie sie Italien möglicherweise noch bevorsteht.


      Dubai braucht also Geld. Es klopft beim reichen Emirat Abu Dhabi an. Dieses hat die Wirtschafts- und Finanzpolitik seines Nachbarn noch nie gutgeheißen. Ganz im Gegenteil hat Abu Dhabi mehrfach kritisiert, dass Dubai sich zu hoch verschulde – ohne Wirkung. Zwischen den beiden Regierungen herrscht eine latente Rivalität, die sofort ins Auge fällt: Man braucht nur die gepflegten und wenig bevölkerten Straßen des ruhigen Abu Dhabi mit denen des amüsierwütigen Dubai zu vergleichen, einer ewigen Baustelle, wo am Freitag die Discos bis Tagesanbruch geöffnet haben und Popmusik sich mit dem morgendlichen Ruf des Muezzin mischt. Die Emirate sind zwar benachbart, gehören aber Welten an, die gegensätzlicher nicht sein könnten.


      Abu Dhabi denkt also gar nicht daran, die verschwenderischen Spekulanten im benachbarten Emirat zu retten. Nach allerlei hektischen Verhandlungen hinter verschlossenen Türen aber gewährt es Dubai eine Bürgschaft. Und schon einigen sich die Gläubiger des verschuldeten Emirats auf einen Zahlungsaufschub. Ein paar Monate später haben sich die Märkte beruhigt, und die Verhandlungen über eine Umschuldung können beginnen. Denn es bietet den Gläubigern 40 und 50 Prozent Rückzahlung an. Kein schlechtes Angebot, wenn man bedenkt, dass die einzige Alternative der Bankrott ist. So zahlt beispielsweise Dubai World, dessen Verschuldung bei 23,5 Milliarden Dollar liegt, nur 14,7 Milliarden zurück. Von dieser Summe werden überdies 4,4 Milliarden auf fünf Jahre und die restlichen 10,3 Milliarden auf acht Jahre gestreckt.


      Anfang 2011 heißt es, die Umschuldung sei erfolgreich abgeschlossen. Unmittelbar im Anschluss wirft das Emirat neue Staatsanleihen auf den Markt. Es finden sich problemlos vertrauensvolle Käufer auf dem Kapitalmarkt. Dubai zahlt also nur etwa die Hälfte seiner ursprünglichen Schulden zurück – wahrlich ein einzigartiges Ergebnis für ein Land, dem die Pleite drohte. Worin liegt das Erfolgsgeheimnis der Emirate? Im schnellen Eingreifen und der Sicherstellung der Zahlungsfähigkeit. Hätte auch der Fall Griechenland so ausgehen können? Vermutlich. Stattdessen geschah Folgendes.


      Im Januar 2010, einen Monat nach der Rettung Dubais, treffen sich die Regierungsvertreter der Europäischen Union heimlich beim Weltwirtschaftsforum in Davos. Die Griechen legen die Karten auf den Tisch und verlangen Hilfe, doch sie erhalten von ihren europäischen Kollegen wie gewöhnlich keine eindeutige Zusage. Abgesehen von Drohungen, die sich auch an Spanien, Irland und Portugal richten (die nun ebenfalls eingestehen, dass sie ihre Kredite nicht zurückzahlen können), machen die Politiker bloß vage Versprechungen, von denen sie gleich nach ihrer Rückkehr ins Heimatland wieder Abstand nehmen, um ihre Wählerschaft nicht zu verärgern. So verhallen der verzweifelte Appell der Griechen und die noch zaghafter vorgebrachten Anfragen der Iren und Portugiesen drei Monate lang ungehört im Getriebe der bürokratischen Maschinerie von Brüssel. Wertvolle Monate vergehen in blanker Unsicherheit, und das behagt den Märkten nicht. Die enorm hohen Darlehen wurden dank der Bürgschaften der EU gewährt, diese aber will auf einmal ihren Verpflichtungen nicht nachkommen. Erst als es knapp vor den Fälligkeiten im Frühjahr heißt, einem der Länder der Euro-Zone drohe die Pleite, kommt Bewegung in die Sache. Ist es möglicherweise schon zu spät?


      Timing ist in der Finanzwelt entscheidend, bestes Beispiel dafür ist Abu Dhabi. Als mit Hilfe des Währungsfonds endlich ein Hilfspaket für Griechenland geschnürt wird, geschieht dies im Scheinwerferlicht der Öffentlichkeit und vor dem Hintergrund der Proteste auf den Straßen Athens. Nunmehr ist allen klar, dass die Staatsschulden ein Fass ohne Boden sind. Alle ahnen, dass die Schuldenkrise bereits andere Länder erfasst hat und sich die griechische Tragödie auf ähnliche Weise in Irland, Portugal und möglicherweise auch in Spanien und Italien wiederholen wird.


      Die Reaktion der EU auf Griechenlands Insolvenz und die potenzielle Zahlungsunfähigkeit der übrigen PIIGS-Staaten? Zunächst einmal hartnäckiges Leugnen. Man macht sich vor, es handle sich nur um ein Liquiditätsproblem. Wegen 9 Milliarden Euro (eine Notbürgschaft in dieser Höhe hatte Athen im Januar 2010 von der EU erbeten) riskiert man die Pleite Griechenlands, den möglichen Bankrott der PIIGS-Länder und ein Erdbeben in der Währungsunion. Dabei hätte eine unverzügliche Umschuldung unter dem Schutzdach der EU genügt, um das Schlimmste zu verhindern. Dubai konnte nicht nur seine 30 Milliarden Dollar Schulden halbieren, sondern schaffte es auch problemlos, innerhalb von drei Jahren wieder auf den internationalen Kapitalmarkt zurückzukehren.


      Es ist also legitim, wenn wir unseren Regierungen Inkompetenz und Fehlverhalten vorwerfen. Ebendies tun die »Empörten« der verschiedenen Länder. Und sie zweifeln zu Recht daran, dass an dem ganzen Desaster nur die bloße Unfähigkeit schuld ist. Denn das Fiasko der aus dem Ruder laufenden Staatsschulden, so heißt es, sei letztlich das Resultat des stillschweigenden Einvernehmens zwischen Geldadel und politischer Macht. Es ist dringend nötig, dieser unheilvollen Allianz ein Ende zu setzen. Nur so kann neues Wachstum entstehen. Allerdings muss auch der Wachstumsbegriff neu überdacht werden: An die Stelle der bisher praktizierten Steigerung des Wirtschaftswachstums um jeden Preis zum Zwecke der Ausbeutung muss ein Evolutionsprozess treten, der auf den Prinzipien von Menschlichkeit, sozialem Wohlstand, Nachhaltigkeit und gerechter Verteilung der Ressourcen beruht. Doch wir müssen der Stimme des Volkes Gehör verleihen, wenn wir dieses grundsätzliche Ziel erreichen wollen. Dies machen folgende Beispiele aus der jüngeren Geschichte deutlich.


      Island – ein Glücksfall ohne den Euro


      Im späten Frühjahr 2011 deckt sich auch Island wieder auf den internationalen Kapitalmärkten ein: Es bekommt das hübsche Sümmchen von einer Milliarde Dollar zu einem Zinssatz von nur etwa 3 Prozent. Drei Jahre zuvor dagegen hatte das Land für Aufsehen gesorgt, als es entgegen der Empfehlung des Währungsfonds den Weg in den Bankrott wählte. Dass Island die Restrukturierung seiner Schulden (die tausendmal höher waren als sein Bruttoinlandsprodukt) gelang, ist auf eine simple Einsicht zurückzuführen: In Island hatte man begriffen, dass es wenig Sinn hätte, die Kredite weiter bedienen zu wollen. Die Regierung weigerte sich, der Bevölkerung unerträgliche Opfer abzuverlangen. Damals mangelte es nicht an Kritik und Drohungen von Seiten der internationalen Gemeinschaft. Gordon Brown setzte Island gar auf die Liste der »Schurkenstaaten«, um das Kapital der zwei isländischen Banken einfrieren zu können, die in Großbritannien tätig waren.


      Als die Bevölkerung schließlich die männerlastige Regierung aus den Jahren der Verschwendung abwählte und die Zügel des Landes in weibliche Hände legte, hieß es allenthalben, die Isländer seien nun dazu verdammt, sich jahrzehntelang nur von Fisch und Butter zu ernähren. Weit gefehlt.


      Gerade die einzelnen Etappen der Islandkrise sind für uns höchst lehrreich. Auch die Isländer wollten bei der Lösung der Krise mitreden. Der Beschluss, die wichtigsten Entscheidungen vom Volk treffen zu lassen, sorgte dafür, dass die Krise erfolgreich bewältigt wurde.


      Im September 2008 wird die die bedeutendste isländische Bank namens Glitnir verstaatlicht. Unmittelbar darauf bricht die Währung zusammen, die isländische Börse schließt ihre Pforten. Jetzt ist es offiziell: Das Land ist bankrott. Im Januar 2009 führen die Bürgerproteste vor dem Parlament zum Rücktritt von Premierminister Geir Haarde und seiner aus sozialdemokratischer Allianz (Samfylkingin) und Unabhängigkeitspartei zusammengesetzten Regierung. Vorgezogene Wahlen finden statt, doch die wirtschaftliche Lage bleibt prekär. Das Parlament präsentiert einen Gesetzesvorschlag, der die Rückzahlung der Schulden an Großbritannien und Holland vorsieht. Beide Nationen haben nämlich das Kapital zweier isländischer Banken in ihren Ländern sozusagen »konfisziert«. Die Rückzahlung von knapp 4 Milliarden Euro mit einem monatlichen Zinssatz von 5,5 Prozent hätte für fünfzehn Jahre jede einzelne isländische Familie belastet. Die Bevölkerung fordert eine Volksabstimmung. Bei der Abstimmung sprechen sich 93 Prozent der Isländer gegen die Rückzahlung aus.


      Im Februar 2011 setzt Staatspräsident Ólafur Grímsson ein zweites Referendum über die Rückzahlung der Milliardenschulden bei den internationalen Banken an. Im März lehnt eine überwältigende Mehrheit der Isländer die Rückzahlung der Schulden ab. In der Zwischenzeit soll eine groß angelegte, von der Regierung initiierte Untersuchung feststellen, wer für die Krise die zivile und strafrechtliche Verantwortung trägt. Erste Haftbefehle gegen verschiedene Bankmanager und hochrangige Verwaltungsbeamte werden ausgestellt. Alle Banker, die bei der Katastrophe ihre Finger im Spiel hatten, verlassen Hals über Kopf die Insel. Von nun an fahndet Interpol nach ihnen.


      Man wählt darüber hinaus eine Volksvertretung, deren Aufgabe es ist, die isländische Verfassung neu zu schreiben. Diese soll die aktuelle, nach dänischem Modell gestaltete Verfassung ersetzen und die Lehren aus der Krise berücksichtigen. Zu diesem Zweck wendet man sich direkt an den Souverän, das Volk. Aus 522 parteilosen Bürgern, die sich zur Wahl gestellt haben, werden 25 rechtsgültig bestimmt. Abgesehen von der Parteilosigkeit gibt es nur zwei Bedingungen für die Kandidatur: Der Kandidat muss volljährig sein und von mindestens dreißig Bürgern zur Wahl vorgeschlagen werden.


      Die neue verfassunggebende Versammlung beginnt ihre Arbeit im Februar 2011 und stellt einen Entwurf namens Magna Charta vor: In ihr fließen die »Leitlinien« zusammen, die im Verlauf der verschiedenen Volksversammlungen im ganzen Land formuliert wurden. Die Magna Charta wird gleich nach den nächsten Wahlen dem Parlament vorgelegt werden. Man begegnet der durch die repräsentative Demokratie verursachten Katastrophe beispielhaft mit direkter Demokratie.


      Dank der Umstrukturierung seiner Schulden ist Islands Regierung heute wieder handlungsfähig. Die Verschuldung des Landes, sie liegt zwischen 80 und 90 Prozent des BIP, entspricht mittlerweile mehr oder weniger europäischem Durchschnitt: deutlich weniger also als in Italien oder Griechenland! Wie konnte es Island gelingen, so schnell wieder auf die Beine zu kommen? Ganz einfach: Es brach aus dem starren Regelwerk des Internationalen Währungsfonds aus!


      Die isländische Regierung teilt die defizitären Banken in zwei Gruppen ein: Banken mit Vertretungen im Ausland, die ausländische Schulden angehäuft hatten, meldeten dort Insolvenz an und verhandelten über eine mögliche Umschuldung. Die Nationalbank hingegen wurde gerettet. Auf diese Weise konnte die Bevölkerung weiterhin auf die eigenen Ersparnisse zugreifen und Kredite aufnehmen, obwohl der Bankensektor um 80 Prozent schrumpfte. Die Binnenwirtschaft lief weiter rund, wenn auch im Vergleich zu den goldenen Jahren mit gedrosselter Geschwindigkeit.


      Die Regierung handelte mit ausländischen Gläubigern eine Umschuldung aus: Sie überschrieb die alten Schulden auf die neuen Banken, in die jedoch die ausländischen Gläubiger mit investiert hatten. Warum? Weil sie einen überzeugenden Entschuldungsplan vorlegte. Heute haben diese neuen Kreditinstitute eine Eigenkapitalausstattung von über 16 Prozent, die zu 90 Prozent aus Spareinlagen stammt. Diese Banken stehen weitaus solider da als ihre irischen und griechischen Pendants.


      Island hatte das Glück, dass es sich nicht für die Rettung durch den IWF und die EU qualifizieren konnte und dass es nicht zur Euro-Zone gehörte. Durch die Abwertung der Währung wurde der Export gefördert. Da der Zusammenbruch seines Bankwesens keine Bedrohung für das restliche Europa darstellte, bekam das Land auch von keiner Großbank oder Institution ein Darlehen. Aus diesem Grund wiederum mischte sich niemand in Islands Finanzverwaltung ein. Zudem besaß die Regierung genügend Weitblick, um auf den Willen der Bevölkerung zu hören und sie in die Ausarbeitung der Rettungsmaßnahmen einzubeziehen. Klar, Island ist ein kleines Land: Es hat gerade mal 320.000 Einwohner, so viel wie eine europäische Stadt mittlerer Größe. Doch das Modell lässt sich auch auf größere Länder übertragen.


      Die spanischen Indignados kennen die Geschichte Islands. Nicht umsonst heißt es bei ihren Demonstrationen häufig: »Wenn wir groß sind, wollen wir Isländer werden!« Oder: »Spanien, erheb dich: Folge dem isländischen Beispiel.« Die Indignados haben sich die Protestbewegung von Hördur Torfason zum Vorbild genommen, deren stetige Samstagsdemonstrationen 2008 die Auflösung des Parlaments und Neuwahlen erzwangen.


      Ganz anders erging es da Irland, das 2008 ähnliche Probleme hatte wie Island. Die Regierung in Dublin bürgte damals für sämtliche Schulden der irischen Banken – eine Entscheidung, die das Geld der irischen Steuerzahler quasi der Pfändung unterwarf. Internationale Ratingagenturen, EU und IWF lobten das Land für diese Maßnahme, weil sie im Endeffekt den Euro schützte. Doch die Kehrseite der Medaille ist: Deutsche und Holländer, die sich mit Irland eine Währung teilen, werden wohl kaum widerstandslos die irischen Staatsschulden übernehmen, wenn das Land eingesteht, dass die 2011 erhaltenen Hilfen nicht ausreichen. Dann wird Irland dasselbe Schicksal erleiden wie Griechenland und Portugal. Dieser Ansicht war auch die Ratingagentur Moody’s, die Mitte Juni 2011 irische Staatsanleihen als Junkbonds bewertete.


      Im Juni 2012 erreichte die Arbeitslosenquote mit 14,8 Prozent den Höchststand seit Ausbruch der Finanzkrise. Während die irische Bevölkerung eine Schuldenlast schultert, die sie niemals tilgen kann, haben sich die Isländer von der ihren befreit, indem sie ganz einfach offen zugaben, was ohnehin jeder wusste: Wir sind pleite. Warum aber gibt man seit 2008 Pleiten als Liquiditätskrise aus? Warum behandelt man ein strukturelles Problem wie ein konjunkturelles? Weil niemand einen Status quo verändern will, der zwar nicht mehr haltbar ist, doch den Eliten Privilegien garantiert, auf die sie keinesfalls verzichten wollen. Den Preis dafür zahlen die Bürger in den Staaten nördlich des Mittelmeers, die vom Festschmaus der Oligarchen nichts abbekommen, in Form ebenso großer wie sinnloser Opfer, die man ihnen auch noch mit allerlei Lügen schmackhaft zu machen sucht. Klassisches Beispiel: Die Sparpolitik diene dem künftigen Wohl der Wirtschaft.


      Der Erfolg der isländischen Restrukturierung zeigt uns, dass die Bevölkerung keine Angst davor hat, den Gürtel enger zu schnallen. Sie ist bereit, Verantwortung für begangene Fehler zu übernehmen. Als die Banker der Wall Street plötzlich Reykjavík überschwemmten, fragten die Isländer nicht danach, was an ihrer Insel für die Hochfinanz so verlockend sei. Kein Isländer streitet ab, dass das Land damals der betörenden Faszination schnellen Geldes erlegen ist. Doch die Isländer wollten nicht hinnehmen, was heute auch Europas Empörte auf die Straßen treibt: dass man ihnen von oben Opfer aufzwingt und sie ohne jedes Mitspracherecht für die Folgen geradestehen sollen, während die für die Katastrophe verantwortliche Elite ungeschoren davonkommt.


      Die Französische Revolution hat uns gelehrt, dass der Souverän das Volk ist. Mittlerweile aber scheinen wir vergessen zu haben, warum: weil nur das Volk selbst für seine Interessen eintreten kann und wird. Heute geben ihm die Empörten aller Länder – unsere Kinder und Enkelkinder – eine Stimme. Die modernen europäischen Demokratien sind zu dekadenten Oligarchien verkommen, die sich keinen Deut um den Protest der Bevölkerung scheren. Doch wie in Nordafrika und im Mittleren Osten sind es die vom politischen Prozess Ausgeschlossenen leid, von den Regisseuren der Globalisierung als Statisten behandelt zu werden. Sie wollen zurück ins Rampenlicht, in die Mitte des Geschehens.

    

  


  
    
      


      8 Das Meer der Ausgeschlossenen


      Der Euro hat Ländern mit völlig unterschiedlich entwickelten Volkswirtschaften konkrete Vorteile verschafft. Sie ergänzen sich wechselseitig, doch mehr als dieser unmittelbare wirtschaftliche Gewinn war in den letzten zehn Jahren nicht festzustellen. Es ist den europäischen Ländern nicht gelungen, sich in anderer Hinsicht aneinander anzugleichen. Von der Währung und dem Durchschnittsalter der Bevölkerung einmal abgesehen, das in allen Mitgliedsländern bei ungefähr vierzig Jahren liegt, deuten die Zahlen der EU-Länder ganz im Gegenteil darauf hin, dass die Schere der wirtschaftlichen Ungleichheit immer weiter auseinandergeht: Wirtschaftswachstum im Norden, Bankrott im Süden. Auch was die sozialen und kulturellen Verhältnisse betrifft, unterscheidet sich Deutschland nicht erst seit gestern von Griechenland (wie die Niederlande von Portugal oder Belgien von Spanien). Es sind diese Unterschiede – und nicht der Euro –, die die Politik der einzelnen Länder prägen, welche im Wesentlichen für sich agieren.


      Auch die Länder Nordafrikas und des Nahen Ostens zeigen kein einheitliches Bild, obwohl sie dieselbe Sprache sprechen und größtenteils diktatorisch regiert werden. Dort ist das Durchschnittsalter von circa 25 Jahren ebenfalls die einzige Gemeinsamkeit der verschiedenen Nationen, ihre Wirtschaftsdaten aber erzählen eine andere Geschichte, die die Einzigartigkeit jedes Volks dokumentieren und weiter festschreiben. Ihre Geschichte ist ebenso komplex wie die der europäischen Länder. Das Pro-Kopf-BIP Tunesiens zum Beispiel liegt doppelt so hoch wie das Marokkos, die Arbeitslosenquote aber liegt in Marokko bei 15 Prozent, während sie in Tunesien Höchstwerte von 40 Prozent erreicht. Das heißt nicht, dass der marokkanische Arbeitsmarkt effizienter wäre als der tunesische. Tunesien hat eine Emigrationsquote von 38 Prozent, Marokko nur von 0,4 Prozent.


      Die Länder im südlichen Mittelmeerraum sind also keineswegs homogen, sondern ebenso verschieden wie die Staaten Europas. Wie kommt es dann, dass sich der Protest des jungen Tunesiers Mohamed Bouazizi, der sich vor dem Rathaus seiner Heimatstadt Sidi Bouzid selbst anzündet, zu einer Revolution auswächst? Und wieso springt dieser Funke dann auch auf das nördliche Mittelmeer über?


      Vetternwirtschaft


      Der gemeinsamen Nenner aller Aufstände in den arabischen Ländern war die Tatsache, dass die Bevölkerung von allen Belangen des Gemeinlebens ausgeschlossen war: von der Wirtschaft über die Politik bis hin zu sozialen und kulturellen Aktivitäten. Jeder, aber auch wirklich jeder Aspekt des öffentlichen Lebens liegt dort in den Händen der Eliten. Und wie es der Zufall so will, stoßen wir auch in Israel auf diese Kaste der Herrschenden – ein Widerspruch in sich, wenn man bedenkt, dass Israel noch vor sechzig Jahren das Land der Kibbuzim war. Im europäischen Mittelmeerraum zeigt sich ein ähnliches Bild: Auch hier gibt es ganze Clans, die die Schlüsselstellungen einnehmen und sie mit einer Selbstverständlichkeit unter sich weitervererben, die der alten Aristokratie in nichts nachsteht. Sehen wir uns doch einmal das Organigramm einer italienischen Universität an.


      Anfang 2010 legt Gianmarco Daniele, ein Student aus Bari, seine Magisterarbeit vor. Sie trägt den Titel »L’università pubblica italiana: qualità e omonimia tra i docenti« (»Die italienische Universität: Qualifikation der Dozenten und ihre Namensgleichheit«). Darin steht zu lesen, dass zum Beispiel an der wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät der Universität Bari 42 von 176 Dozenten (also etwa 25 Prozent) miteinander verwandt oder verschwägert sind. Eine der bedeutendsten universitären Dynastien ist die Familie Massari, lauter Handelsrechtsexperten. Sie stellt acht Dozenten, die erklären, ihre Posten über »durch und durch reguläre Stellenausschreibungen« erhalten zu haben.


      Dabei ist Bari kein Einzelfall, wie Sabrina Giannini in der Sendung »Report« vom 15. Mai 2011 berichtet: »Das Durchschnittsalter der ordentlichen Professoren in Italien liegt bei 58 Jahren. Sie erhalten ihren Lehrstuhl im Durchschnitt fünfzehn Jahre später als ihre europäischen Kollegen. Es gibt nur elf C4-Professoren in Italien, die jünger als 35 sind, das sind 0,05 Prozent. Manche Karrieren verlaufen allerdings sehr steil. Normalerweise erklimmt man die erste Stufe der Karriereleiter, die des Ricercatore [wörtlich: »Forscher«, Assistenzprofessor in Italien], im Alter von durchschnittlich 38 Jahren – und selbst das gilt nur für wenige Glückspilze. Gianmarco Tosi hingegen hat bereits mit 32 einen Wettbewerb um eine Ricercatore-Stelle im Bereich ›Krankheiten des Sehapparats‹ gewonnen. Seine besondere Qualifikation? Nun, er ist der Sohn von Rektor Tosi, der die Universität Siena in eine Rekordverschuldung hineinmanövrierte, unter anderem, weil er so viele neue Stellen ausschrieb. Auch Andrea Lenzi, Tochter des Präsidenten des Nationalen Hochschulrats (Consiglio Universitario Nazionale), war erst 25, als sie ihre Stelle als Assistenzprofessorin bekam!«


      Die Tageszeitung La Repubblica hat eine Kennziffer entwickelt, welche die prozentuale Namensgleichheit an den Universitäten abbildet. Wie stark ist die Vetternwirtschaft an Italiens Hochschulen? Die Ergebnisse sind besorgniserregend. An bestimmten Hochschulen liegt diese Zahl deutlich über dem nationalen Durchschnitt. Das gilt für Catania, Messina, Neapel (Universität Federico II), Palermo, Bari, Caserta, Sassari und Cagliari. Die in dieser Hinsicht korrektesten Universitäten sind Trient, Padua, die Technische Hochschule Turin, Verona, Mailand und Bicocca. Auch diese Informationen stammen aus der Sendung »Report«.


      »An der Universität von Foggia ist Antonio Musco bis zum 31. Oktober Rektor der Universität. Noch am 30. Oktober wird sein Sohn zum Assistenzprofessor ernannt. Er ist Italiens erster Ricercatore für angewandte Wirtschaftswissenschaften, der an einer Fakultät für Agrarwissenschaft lehrt. In Modena wird mit Giovanni Pellacani, Sohn des ehemaligen Rektors Giancarlo Pellacani, ein C2-Professor für Dermatologie ordentlicher Professor für Zahnmedizin. In Bologna wird Alessandra Ruggeri mit 35 Jahren C2-Professorin für Anatomie, obwohl sie lediglich einen Magisterabschluss in Zahnmedizin hat. Das klingt nur so lange merkwürdig, als man nicht weiß, dass Papa Alessandro Ordinarius an derselben Fakultät ist. Luigi Frati, seit 2008 Rektor der Universität La Sapienza in Rom, braucht sich nicht von seiner Familie zu verabschieden, wenn er morgens das Haus verlässt: Er sieht sie alle an der Universität wieder, wo jeder von ihnen einen prestigeträchtigen ordentlichen Lehrstuhl innehat – an der Medizinischen Fakultät wohlgemerkt, deren Präsident er sechzehn Jahre lang war, bevor er zum Rektor der Universität gewählt wurde.


      Paola Frati, Luigis Gattin, wird mit 38 Jahren ordentliche Professorin für Gerichtsmedizin an der Universität La Sapienza, obwohl sie ihren Abschluss in Jura gemacht hat. Damit ist sie ein echtes Unikum unter den italienischen Gerichtsmedizinern. Der jüngste Sohn Giacomo hat eine wahre Blitzkarriere als Mediziner hingelegt: Mit nur 28 Jahren wird er Assistenzprofessor, und als 31-Jähriger verleiht man ihm eine C2-Professur, nachdem er eine mündliche Prüfung zum Thema ›Herztransplantation‹ bestanden hat. Die Prüfungskommission setzte sich aus zwei Professoren für Hygiene und drei für Zahnmedizin zusammen.«


      Und so stammen auch die italienischen Märtyrer, die sich aus Protest gegen die Vetternwirtschaft Gewalt antun wie jener junge Tunesier, vorzugsweise aus der akademischen Welt. In Palermo zum Beispiel beging 2010 der 27-jährige Doktorand Norman Zarcone Selbstmord, als ihm klar wurde, dass er nie einen Platz an der Universität erhalten würde. Auch in Frankreich ist Suizid die zweithäufigste Todesursache in der Altersgruppe der 15- bis 24-Jährigen. So tötet die unglaubliche Vetternwirtschaft und Korruption unsere Kinder!


      Eines der drängendsten Probleme in Italien sind die berufsständischen Vereinigungen – ein äußerst fruchtbares Terrain für jede Art der Kastenbildung. Um Apotheker oder Notar zu werden, sollte man über verwandtschaftliche Beziehungen zu Mitgliedern der entsprechenden Verbände verfügen. Denn Ausschreibungswettbewerbe werden häufig manipuliert, wie im Jahr 2010 geschehen, als man auf die Zulassung für Notare entsprechend Einfluss nahm: Es gab 200 Stellen und mehr als tausend Kandidaten: Ganz zufällig beginnen einige der Kandidaten schon zu schreiben, noch bevor man ihnen die Aufgabenstellung vorgelesen hat. Der Skandal wird aufgedeckt, als man bemerkt, dass die Fragestellungen bereits vor dem Wettbewerb im Internet zirkulierten. Wie viele dieser Ausschreibungswettbewerbe sind wohl getürkt? Alle?


      Am Mittelmeer sind alle Brüder


      Im Norden Europas – in Deutschland, Holland und erst recht in den skandinavischen Ländern Norwegen, Dänemark, Schweden und Finnland – kennt man diese Art der Frustration kaum. Das kommt nicht von ungefähr, schließlich steht in diesen Ländern Korruption unter Strafe. In Großbritannien mussten mehrere Abgeordnete zurücktreten, weil sie kleine Summen öffentlicher Gelder für persönliche Zwecke eingesetzt hatten. Doch auch auf diesen Inseln der Seligen sind in den letzten zwanzig Jahren die Eliten der Privilegierten auf dem Vormarsch, und der Mittelstand verarmt zusehends. Dies ist ein Anzeichen dafür, dass die große Masse immer mehr vom öffentlichen Leben ausgeschlossen bleibt. Das Losungswort der Demokratie? Ungleichheit!


      Einer Untersuchung der prestigeträchtigen amerikanischen Unternehmensberatung McKinsey zufolge ist auch in Deutschland der Mittelstand im Aussterben begriffen. Gehörten ihm im Jahre 2000 noch 62 Prozent der Bevölkerung an, sank diese Zahl bis 2010 auf 54 Prozent und wird 2020 voraussichtlich unter 50 Prozent liegen. Hauptgrund dafür ist die ungleiche Einkommensverteilung, die bis vor kurzem noch als typisches Merkmal weniger »fortschrittlicher« Regionen wie Nordafrika oder dem Mittleren Osten galt. Natürlich ist die Lage in Südeuropa schlimmer. Gerade einmal 43 Prozent der Bevölkerung haben ein Einkommen von 20.000 bis 60.000 Euro im Jahr und gehören somit zum Mittelstand – das sind 18 Prozent weniger als noch in den achtziger Jahren. Doch damit nicht genug: Ein Viertel der Bevölkerung gehört nunmehr zur Arbeiterklasse, während gut 20 Prozent unter der Armutsgrenze leben. Dazu passt, dass bei der spanischen Caritas die Anträge auf Unterstützung um 40 Prozent mehr geworden sind. Und in Italien, Portugal und Irland liegen die Dinge nicht anders.


      Einer der Gründe dafür ist das unterschiedliche Wachstum von Privateinkommen und BIP, ein Phänomen, das seinen Ursprung in den neunziger Jahren hat und sich in den letzten zehn Jahren zunehmend verstärkte. In einer Studie der Internationalen Arbeitsorganisation (ILO) aus den Jahren 2008/09 ist denn auch zu lesen, dass die Gehälter von 2001 bis 2007 (also noch vor der Schuldenkrise) um weniger als 2 Prozent gestiegen sind, somit deutlich weniger als das Bruttoinlandsprodukt im selben Zeitraum. Dem spanischen Bundesamt für Statistik (Instituto Nacional de Estadística [INE]) zufolge lag 2006, als die letzte Volkszählung durchgeführt wurde, das Durchschnittseinkommen in Spanien bei 19.680 Euro im Jahr. Vier Jahre zuvor, 2002, betrug es 19.802 Euro. Trotz des Wirtschaftsbooms sind die Einkommen also gesunken! In den aufständischen arabischen Ländern zeigt sich dasselbe Phänomen.


      Was bedeuten diese Zahlen? Dass der Reichtum nicht gerecht verteilt wird und in den Taschen einiger weniger landet. Dies ist überall der Fall, auch in den demokratischen Vereinigten Staaten. Der Nobelpreisträger Joseph Stiglitz berichtet, dass 1 Prozent der amerikanischen Bevölkerung 40 Prozent der nationalen Vermögenswerte besitzt. Vor 25 Jahren war das noch anders: Damals besaßen 12 Prozent der wohlhabendsten Bürger 33 Prozent des Vermögens. Was die wirtschaftliche Ungleichheit angeht, stehen die USA heute auf gleicher Stufe mit dem Russland der Oligarchen sowie ihrem Erzfeind, dem Iran. Was ist da passiert?


      Fast alle Senatoren und ein Großteil der Mitglieder des amerikanischen Kongresses gehören inzwischen – zusammen mit den Leuten, die ihre Wahlkampagnen finanzieren – zu besagtem einen Prozent der Wohlhabenden. Auch ein großer Teil der Exekutive liegt in den Händen dieser Elite. Wir brauchen uns also nicht zu wundern, schreibt Stiglitz, wenn die Pharmaziekonzerne in den Vereinigten Staaten ein Geschenk von tausend Milliarden Dollar erhalten – weil im Kongress ein Gesetz verabschiedet wird, das es dem Staat (dem wichtigsten Kunden) unmöglich macht, über die Preise zu verhandeln. So platzt der amerikanische Traum, der Mythos einer ganzen Nation wird als Farce entlarvt: der Mythos der Gleichheit. Ebendeshalb fürchtet man auch jenseits des Atlantiks die Ausweitung des demokratischen Flächenbrandes.


      Dass westliche Politiker sich mittlerweile willig dem Geldadel unterordnen, ist schon an ihren Beziehungen zu den Großbanken abzulesen. Um zu begreifen, wer es ist, der da über das Schicksal ganzer Nationen entscheidet, begeben wir uns kurz nach Deutschland, der wirtschaftlichen Lokomotive der Europäischen Union. Im ersten Quartal 2011 macht die Deutsche Bank, die einen beträchtlichen Teil der griechischen Staatsanleihen hält, einen Gewinn von 3,5 Milliarden Euro, Rekordzahlen also, die 2012 noch steigen dürften. (Im vierten Quartal 2011 verzeichnete sie einen Verlust wegen der Griechenland-Abschreibungen, der Gewinn belief sich auf 4,3 Milliarden Euro.) Dies alles etwa drei Jahre nach der Schuldenkrise und zu einer Zeit, in der Griechenland, Portugal, Irland, Spanien und Italien Gefahr laufen, aufgrund ihrer Schulden bei den internationalen Banken Bankrott anmelden zu müssen. Zu diesen gehört auch die Deutsche Bank. Worin also besteht der Trick?


      Das Wunder – denn so muss man es nennen in einem historischen Moment, da die schwindelerregenden Gewinne der Deutschen Bank nicht mehr anders erklärbar scheinen als durch ein Einwirken göttlicher Gnade – haben Männer wie Josef Ackermann vollbracht, der ehemalige Vorstandsvorsitzende der Deutschen Bank. »Die Ernte einbringen« nannte Ackermann das Einstreichen des erreichten Profits. Er sprach die Sprache der Bauern. Und dies, obschon die Regierung der Vereinigten Staaten die Deutsche Bank gerügt hat wegen ihres verantwortungslosen Verhaltens bei der Vergabe von Subprime-Hypotheken an die amerikanischen Bürger, dafür also, dass sie am Aufblähen der Spekulationsblase fleißig mitgewirkt hat. Ist es möglich, dass sich Ackermanns »Ernte« aus den Ersparnissen der Amerikaner, den Steuern der Europäer, den Opfern der Griechen und den Sparanstrengungen der Portugiesen zusammensetzt? Was für einen Sinn hat es, eine »Ernte« von 4,3 Milliarden Euro »einzubringen«, wenn rundherum die Länder in Flammen stehen und die Städte kollabieren, weil den PIIGS-Staaten die Pleite droht und Europa das Feuer der Revolution?


      Gefeierte Banker wie Ackermann, Stammgäste in Davos, sind die Eckpfeiler des internationalen Finanzsystems, auf denen das korrupte politische Regime der westlichen Eliten ruht. In den letzten zwanzig Jahren gerieten alle westlichen Länder, auch wohlhabende wie Deutschland und Holland, in ein brutales Abhängigkeitsverhältnis vom internationalen Kapitalmarkt. Hat ein Staat hier keinen Zugang, wird er sozusagen ausgebremst. Ackermann und eine Hand voll seiner dunkel gewandeten Klone, die an der Spitze der internationalen Großbanken stehen, halten die Schlüssel zum Safe in Händen. Sie entscheiden, wer zu den internationalen Finanzmärkten Zugang hat und wer (wie Griechenland, Portugal und Irland) abgewiesen wird. Sie entscheiden über die Bedingungen. Nur gehört der Safe nicht einer Privatperson, sondern der ganzen Nation, dem Volk. Es ist unser Safe!


      Zusammen mit den Ratingagenturen, die der Lehman-Bank noch an dem Tag, an dem sie Insolvenz anmelden musste, die Bonitätsnote AAA verliehen, verfügen die internationalen Banken über die Macht, eine Nation in den Abgrund zu stoßen oder sie vor dem Ruin zu bewahren. Diese Macht fußt auf dem Geld, das wir ihnen anvertraut haben. Im August 2011 befanden sich die Märkte im freien Fall, weil die USA ihr AAA-Rating verloren – ein harter Schlag, den ihnen Standard & Poor’s versetzt hat. Tatsächlich sind es die Ratingagenturen, die heute die Abwehrkräfte gegen die Ansteckung mit dem Krisenvirus kontrollieren. Manchmal verfügen die Staaten über eine geringe Anzahl Antikörper. Italien zum Beispiel: Zuerst geht im Juni 2011 der Economist zum Angriff über, indem er Berlusconi beschuldigt, das Land ruiniert zu haben. Im Juli legt Moody’s nach und setzt achtzehn Banken auf die Liste jener Unternehmen, deren Rating einer Überprüfung bedarf. Außerdem äußert die Agentur Zweifel daran, dass Italien in der Lage ist, einen derart großen Schuldenberg abzutragen. Im Verlauf eines Wochenendes nimmt die »Italienkrise« ihren Anfang, und die Schuldenkrise geht in den nächsten Akt. Krisensitzungen der Wirtschaftsminister in Brüssel, Erklärungen von allen Seiten – und die Bevölkerung? Verblüfft und besorgt nimmt sie die jüngste Ohrfeige der Märkte hin und bereitet sich darauf vor, einmal mehr einen steuerlichen Aderlass über sich ergehen zu lassen.


      Über das Schicksal der Welt entscheiden nicht etwa Washington oder Brüssel, sondern der exklusive Club der Hochfinanz und Ratingagenturen, zu dem nur zugelassen wird, wer zu den 0,1 Prozent der Superreichen unseres Planeten zählt. Wer hier dazugehört, entzieht sich jedoch der Kontrolle durch das Volk.


      Keine Regierung kann es sich leisten, auf Konfrontationskurs mit diesen Leuten zu gehen, indem sie etwa die Unternehmen, die ihnen gehören, oder gar ihr Privatvermögen besteuert. Oder die Transaktionen der Banken, für die sie arbeiten. Diese Leute stehen sozusagen über dem Gesetz. Das ist auch der Grund dafür, dass die Regierungen der Welt seit vier Jahren darüber diskutieren, wie der Finanzmarkt zu regulieren ist, ohne dass es je zu einer einstimmigen Entscheidung kommt. Selbst wenn man heute die Mitglieder des Clubs dazu zwingen wollte, für ihre Fehler einzustehen, so würde das zu nichts führen. Ein großer Teil ihres Vermögens verteilt sich nämlich über die unüberschaubaren Fäden eines gewaltigen Spinnennetzes von Briefkastenfirmen, die in irgendeinem Steuerparadies der Welt ansässig sind.


      Wer die Priester der Hochfinanz herausfordern will, muss bereit sein, eine Kurswendung um 180 Grad zu vollziehen und ohne Kredite auszukommen. In jüngerer Zeit haben dies Island und Argentinien gewagt – mit beträchtlichen sozialen Folgen. In der Vergangenheit haben zwei Weltkriege die Privilegien dieser Klasse ausgehöhlt: Wir haben mit zahllosen Menschenleben dafür bezahlt. Muss es wirklich erst wieder so weit kommen, damit die Gerechtigkeit endlich siegt? Sogar das reiche Deutschland kann nicht ohne Kredite existieren: Es ist von der Bewertung der Ratingagenturen abhängig, die es jederzeit abstrafen können, da seine Banken ja in Griechenland und den PIIGS-Staaten engagiert sind. Da genügt eine Andeutung gegenüber der Presse, eine außerordentliche Überprüfung der Lage der Banken (wie im Falle Italiens durch Moody’s), und schon steigen die Zinsen der Staatsverschuldung um kostbare Prozentpunkte, und eine ohnehin schon unpopuläre Regierung gerät in die Krise.


      Und die Moral von der Geschicht’? Ist die: Unsere Demokratien sind Gefangene. Sie werden nicht nur von Oligarchen beherrscht, sondern sind Geiselnehmern in die Hände gefallen und werden von der internationalen Hochfinanz dirigiert. Und wir, die wir von einem kollektiven Stockholm-Syndrom befallen sind, hoffen weiter, dass unsere Geiselnehmer uns vor der wirtschaftlichen Katastrophe retten. Und falls diese Metapher Sie nicht aufzurütteln vermag, möchte ich eine zweite bemühen: Man muss sich die Situation so vorstellen, als würde ein Land von einer fremden Macht erobert, ohne dass die Bevölkerung es merkt. Wir alle sind mittlerweile Leibeigene der Aristokratie der Mächtigen. Und so haben wir am Ende doch noch etwas gefunden, was die Nationen rund um das Mittelmeer eint: die Herrschaft skrupelloser Diktatoren der Politik und des Geldes.


      Ein politisches Desaster, das vorhersehbar war.


      Die Schwäche des mediterranen Staats


      Alle Mittelmeerländer haben eine Gemeinsamkeit: die Schwäche des Staates – ein fruchtbarer Boden, auf dem die Misswirtschaft wuchert. Sämtliche PIIGS-Staaten kranken an diesem Übel, das an ihren noch sehr jungen Demokratien zehrt. Israel ist vom selben Leiden befallen. Zwar liegt es im Nahen Osten, sozial gesehen aber ist es westlich geprägt. Keines dieser Länder hat eine jahrhundertealte Tradition als Nationalstaat wie Frankreich oder England. Gerade weil der historische Abstand zur dunklen Vergangenheit kurz ist, bevölkern die Gespenster Diktatur, Bürgerkrieg und politische Gewalt noch immer die kollektive Vorstellung der mediterranen Nationen.


      Im Jahr 1965 destabilisierte sich das politische System Griechenlands endgültig, was am Ende der Diktatur der Offiziere Tür und Tor öffnete – mit Unterstützung durch die amerikanische Regierung. Am 21. April 1967 kam es zum Militärputsch. Die schlechte Wirtschaftspolitik der Junta und der Studentenaufstand am Athener Polytechnikum im November 1973 führten zu einem weiteren Staatsstreich. Diesmal war es der Offizier Dimitrios Ioannidis, der eine De-facto-Diktatur errichtete. Am 20. Juli 1974, als die Türkei als Antwort auf den Putsch in Griechenland in Zypern einmarschierte, um die Insel zu annektieren, stürzte das Regime Ioannidis’. In diesen Jahren schürte die militärische Repression politische Gewalt und Terrorismus. Die junge Demokratie tat ihre ersten Schritte, noch bevor die Wunden der gewaltsamen Vergangenheit verheilt waren.


      Auch in Italien wurde viel Blut vergossen, ehe nach dem Ende des Zweiten Weltkriegs die Demokratie entstand: zuerst unter dem Faschismus, dann während des Bürgerkriegs, der auf den Waffenstillstand 1943 folgte. Noch jahrzehntelang lastete die dunkle Vergangenheit auf der jungen Demokratie. Eine einzige Partei, die christlich-demokratische Democrazia Cristiana, regiert 35 Jahre lang ohne Unterbrechung, sei es allein oder in verschiedenen Koalitionen. Möglich machte dies die Unterstützung, welche die USA, der geopolitischen Logik des Kalten Krieges gehorchend, dem Land gewährten. Von den sechziger bis zu den achtziger Jahren lähmten politische Ereignisse die Demokratie in Italien. Vor dem Hintergrund gewalttätiger subversiver Aktionen linker und rechter Extremisten folgte eine Regierung auf die nächste.


      In Spanien starb 1975 der Diktator Franco in seinem Bett und überließ das Land dem König und zwei Parteien, die gegensätzliche politische Visionen verfolgen: der sozialistischen PSOE (Partido Socialista Obrero Español [Spanische Sozialistische Arbeiterpartei]) und der konservativen PP (Partido Popular). Dieser Wechsel aber löste das Problem der politischen Gewalt, die Francos Diktatur prägte, nicht. Die ETA, der bewaffnete Flügel der baskischen Separatisten, mordete weiter, und der Staat vergalt Gleiches mit Gleichem, indem er sie mit seinen Todesschwadronen, der staatsterroristischen GAL, bekämpfte. Noch heute ist das Gespenst des Terrorismus höchst lebendig in Spanien.


      In Portugal war bis 1968 der Diktator Salazar an der Macht. 1974 setzte ein Teil der Armee seinen Nachfolger Marcelo Caetano durch Putsch ab. Erst zwei Jahre später begann das Land, demokratische Züge zu entwickeln.


      Auch Israel gehört zu den jungen Demokratien, die immer noch unter dem Terrorismus zu leiden haben.


      Irland zählt zwar nicht zu den Mittelmeerländern, ist aber unter den nordischen Nationen diejenige, die mit diesen die größten Gemeinsamkeiten aufweist. Von den Engländern kolonialisiert, ist das Schicksal der Grünen Insel mit dem der Mittelmeerstaaten vergleichbar. Erst spät schaffte Irland infolge gewalttätiger revolutionärer Aktionen den Schritt in die Unabhängigkeit, es bleibt jedoch zweigeteilt. Der Norden leidet unter Terrorismus und brutaler Repression. Auch hier ist die Demokratie noch jung und zerbrechlich. Der Euro-Beitritt führte in der Folge zur Entstehung einer Finanz- und Immobilienblase, die in der Schuldenkrise platzte. Seither kommt die Wirtschaft des ehemaligen »keltischen Tigers« nicht mehr in Gang.


      Die Empörten Europas sind Brüder, Kinder einer gewalttätigen, diktatorischen, kolonialen (also alles andere als demokratischen) politischen Vergangenheit. Genau wie ihre arabischen Brüder sind sie Opfer eines Systems, welches das Prinzip der Gleichheit nie wirklich verinnerlicht hat. In den PIIGS-Staaten konnten die Generationen, die zur Zeit an der Macht sind, lange Zeit ihren politischen Willen nicht durch Stimmabgabe kundtun. Eine verheerende Konditionierung, die zur Folge hat, dass sie mit dem Verhaltenscode der Diktatur vertrauter sind als mit dem der Demokratie. Wie sonst ließe sich erklären, dass im Norden Europas – von Großbritannien einmal abgesehen – nicht dieselbe Distanz zwischen Regierenden und Regierten herrscht wie im Süden? Die Kluft, welche die defizitären Demokratien im Herzen des Mittelmeerraums charakterisiert, verbindet sie mit den Rebellen in den Ländern Arabiens und des Nahen Ostens.

    

  


  
    
      


      9 Die (Weniger-als-)tausend-Euro-Generation


      Die jungen Leute, die auf den Straßen Europas demonstrieren, sind die Kinder der megaegoistischen Babyboomer. Sie gehören zur »Generation Millennium«, die in vielerlei Hinsicht anders lebt als ihre Eltern. Weil ein großer Teil der Produktionsstätten nach Asien verlagert wurde, bleiben sie vom produktiven Geschehen im Westen ausgeschlossen. Ihr Dasein steht unter dem Zeichen des Konsums. Von den Unternehmen als Anhängsel ihrer Eltern betrachtet, waren sie von Geburt an Zielscheibe aggressiven Marketings. Sie haben gelernt, dass man sich nur zu verschulden braucht, um weiter dem Konsum frönen zu können.


      Auf dem Arbeitsmarkt sind die jungen Leute der Generation Millennium nur schemenhaft vorhanden, und die Tatsache, dass sie meist in ungesicherten Beschäftigungsverhältnissen jobben, macht sie auch für die staatlichen Sicherungssysteme von der Rentenversicherung bis zum Gesundheitswesen unsichtbar. Sie sind als die ersten echten Opfer eines Wirtschaftssystems zu betrachten, das seine Funktion nicht erfüllt, weil Produktion und Konsum geografisch und sozial voneinander getrennt wurden. Ohne die Sicherheit einer festen Stelle, ohne Fördermittel und ohne Sozialstaat sind sie vollkommen von ihren Familien abhängig. So erzählt beispielsweise ein Vater der Tageszeitung La Repubblica von seinem zunächst prekären, dann verlorengegangenen Job: »Seit vier Monaten bekomme ich kein Gehalt mehr. Anfang Juni ging ich deshalb mit meinen zwei Kindern zum Mittagessen zu meinen Eltern. Sie haben nicht einmal gefragt. Sie haben den Tisch für fünf gedeckt, und erst nach dem Essen fragte meine Mutter: ›Passt es euch morgen um 13.00 Uhr?‹«


      Laut einem Bericht des Istat, des italienischen Bundesamts für Statistik, über die Armut in Italien leben mehr als zwei Millionen junger Leute, die weder arbeiten noch studieren, bei ihren Eltern. Die Zahlen decken sich mehr oder weniger mit denen in den anderen Mittelmeerländern. Diesbezüglich sind wir ein Entwicklungsland. Und doch gilt Italien als drittgrößte Wirtschaftsmacht in Europa und siebtgrößte der Welt. Aber stimmt das tatsächlich? Nein. Denn würden wir das Heer der schemenhaften Prekären in die Berechnung des BIP mit einbeziehen, erhielten wir ein ganz anderes Ergebnis.


      Die Generation Millennium der südlichen Mittelmeerländer, in denen Arabisch gesprochen und rebelliert wird, ist sich bewusst, dass sie in einer dysfunktionalen Wirtschaft aufgewachsen ist, die ihren Zweck nicht erfüllt. Ebendeshalb fehlt ihnen eines der klassischen Merkmale des Homo oeconomicus: Besitz, Karriere, Status und Individualismus entfalten in ihren Reihen weniger Anziehungskraft als bei ihren europäischen Altersgenossen. So erklärt Tommaso, ein junger Student aus Rom: »Ich gehöre zur Generation Millennium. Egoismus, Streben nach Besitz, nach Individualismus sind für den größten Teil meiner Altersgenossen charakteristisch. Aus diesem Grund gibt es in Italien noch keine ernstzunehmende Protestbewegung unter den Jugendlichen. Als Sohn zweier Alt-Achtundsechziger tue ich mich schwer zu glauben, dass die jungen Leute in diesem Land sich der wirklichen Probleme bewusst werden. Die Mehrheit meiner Altersgenossen hat die Nase noch lange nicht voll. Wer die Kurve nicht kriegt, geht nach wie vor entweder weg oder leidet still vor sich hin.«


      Kann es sein, dass die jungen Leute im südlichen Mittelmeerraum sich ihrer mangelnden Teilhabe bewusster sind als ihre Altersgenossen im Norden? Und vor allem: Ist es möglich, dass unsere arabischen Vettern nicht die für die Generation ihrer Eltern typische Angst und Resignation übernommen haben? Ja, es scheint so.


      Was hingegen die Angehörigen der Generation Millennium eint, sind Spontaneität, Improvisationstalent und Vertrauen in ihre Umwelt. Sie haben ja auch keinen Krieg erlebt. Dies haben sie zumindest ansatzweise mit den Hippies der Sechziger gemeinsam. Allerdings auch nicht mehr. Denn die mediterrane Protestbewegung hat nichts Nonkonformistisches an sich – ganz im Gegenteil, ihr Ziel liegt ja gerade in der bürgerlichen Normalität: Was die Jugend sich wünscht, sind Arbeit, Wohnung und die Möglichkeit, eine Familie zu gründen.


      Die Generation Millennium in den Mittelmeerländern lehnt sich auf, weil sie keine Hoffnung auf Wachstum oder Wohlstand hat. Die jungen Leute sind die großen Außenseiter im globalen Dorf, die Gespenster des Arbeitsmarkts. Ihre Jugend und das Gefühl des Ausgeschlossenseins wirken wie Brandbeschleuniger auf den Flächenbrand der Empörung.


      Generation P


      Die Spanier nennen sie »Generation 1000 Euro«, die Franzosen génération précaire, die Deutschen »Generation Praktikum« und die Italiener »Generation P«: P wie Prekariat. Sie sind gebildeter als alle Generationen vor ihnen – das gilt auch für die arabischen Staaten. In ihre Ausbildung wurde mehr Zeit und Geld investiert, als die vorhergehenden Generationen sich je träumen ließen. Trotzdem ist ihr Los die ungesicherte Beschäftigung, das Prekariat.


      Allein in Spanien gibt es nach Berechnungen zehn Millionen junger Leute in ungesicherten Arbeitsverhältnissen, die tausend Euro im Monat oder weniger verdienen. Und das sind vermutlich noch längst nicht alle. 1995 lag das durchschnittliche Jahreseinkommen in Spanien bei 16.762 Euro, was nach Abzug der Inflation heute einem Realeinkommen von circa 24.000 Euro entspräche. Doch die Hälfte der Spanier verdient weniger, nämlich knapp 15.760 Euro im Jahr. (Das ist weniger als das Monatsgehalt eines italienischen Parlamentariers!) Die Lage in Griechenland oder Portugal ist nicht anders.


      In Italien umfasst der Arbeitsmarkt etwa zwanzig Millionen Beschäftigte, drei bis fünf Millionen davon in prekären Arbeitsverhältnissen – mit befristeten Verträgen, ohne Rechte und ohne gewerkschaftliche Vertretung. Viele von ihnen sind im Kulturbereich tätig, zum Beispiel als Journalisten für Enthüllungs-Talkshows, aber auch für Verlage, die mit ihren Publikationen die Fehler der Politik anprangern. Fast alle haben entweder befristete Verträge oder arbeiten als Scheinselbständige mit Steuernummer. Diejenigen, die über die Missstände des Systems berichten, gehören gewöhnlich selbst zu dessen Opfern. Selbstverständlich entspricht die Bezahlung dieser Leute nur einem Bruchteil der Märchengehälter, welche die wenigen Gutverdiener einstreichen – Berater, Moderatoren und Führungskräfte.


      Die fehlende Sicherheit hat das Lebensgefühl der neuen Generation geprägt, sodass sie darüber beinah ihre eigenen Rechte vergessen hat. Sie leben ständig unter der düsteren Bedrohung durch Arbeitslosigkeit und haben Angst, ihre persönlichen Erfahrungen publik zu machen, weil sie dann fürchten müssen, dass ihr Sklavendasein sich dem Ende nähert. So erklärte eine prekär beschäftigte Reiseführerin auf der Internetseite http://www.giovaniprecari.splinder.com schon vor einigen Jahren: »Ich bin Reiseführerin und habe in verschiedenen Museen gearbeitet. Ich habe einen Vertrag bis 2009 und werde nach Stunden bezahlt. Jede Woche bekomme ich einen neuen Arbeitsplan, im Allgemeinen sind es 30 Stunden pro Woche. In allen Museen, in denen ich gearbeitet habe, gab es eine unausgesprochene Regel: Wenn du immer schön brav, pünktlich und zuverlässig bist und nie meckerst, bist du uns sympathisch. Je sympathischer du uns bist, desto mehr Stunden geben wir dir. Gefällt uns hingegen deine Nase nicht, bekommst du weniger Stunden. Ich kenne Reiseführer, die 30 bis 40 Wochenstunden arbeiten, und andere, die nur 5 oder 6 Stunden pro Woche zum Einsatz kommen. Erklärungen gibt es nicht, und wenn man nachfragt, ist die Antwort immer die gleiche: Es gibt eben keine Arbeit für alle. Warum aber gibt es für manche Arbeit und für andere nicht?«


      Das System lebt genau von dieser Ausweglosigkeit und von der Macht der Verträge. Die RAI, der staatliche Radio- und Fernsehsender in Italien, verlangt von ihren prekär beschäftigten Mitarbeitern beispielsweise, dass sie ein Schriftstück unterzeichnen, in dem sie auf jegliche Forderung gegenüber dem Arbeitgeber verzichten. Wer sich weigert, erhält keinen neuen Arbeitsvertrag. Niemand wehrt sich. Die Gewerkschaften vertreten nur die Interessen der Festangestellten, die schon abgesichert sind, hüten sich aber wohlweislich, sich zum Fürsprecher dieser »Randgruppe« aufzuwerfen. Was aber ist mit den dreißig ehemaligen RAI-Direktoren, die nicht entlassen werden können und jährlich 200.000 Euro bekommen, obwohl sie nichts dafür tun? Wer Lust hat, sich ein Bild zu machen vom italienischen Staatsfernsehen und den seltsamen Blüten, die es treibt, der sollte sich einen Artikel im Espresso vom Juni 2010 zu Gemüte führen: »RAI – ecco gli stipendi« von Emiliano Fittipaldi. Dort erfährt man einiges über die Gehälter bei der RAI.


      Eine andere Form der Erpressung ist die Sache mit der Umsatzsteuer. Sogar die von privaten Gesellschaften vermittelten Angestellten der Ministerien werden aufgefordert, als »Selbständige« eine Umsatzsteuer-Identifikationsnummer (partita IVA) zu beantragen. Die multinationalen Konzerne, die für den Staat arbeiten, machen sich dies zunutze und stellen die Arbeitsverhältnisse mitunter von einem Moment auf den anderen um. So geschehen im Fall eines 39-jährigen Managers. Acht Jahre lang war er bei einem multinationalen Konzern als Führungskraft im Bereich Krankenhausdienstleistungen angestellt. Dann machte man ihn plötzlich in aller Eile zum Freiberufler. Hier ist sein auf der Internetseite der Repubblica veröffentlichter Bericht:


      »An einem Freitagnachmittag bestellte mein Chef mich in sein Büro. ›Ich habe eine gute und eine schlechte Nachricht‹, sagte er ohne Umschweife. ›Die schlechte ist, dass dein Vertrag in einen Beratervertrag umgewandelt wird, die gute, dass du deshalb eine höhere Nettovergütung erhältst.‹ Dann händigte er mir die Kündigung aus. Doch was hat sich seither geändert? Nichts! Arbeitszeiten, Büro, Tätigkeit – alles wie vorher. Aber für das Unternehmen bin ich nun kein Kostenfaktor mehr, sondern eine Investition.«


      Eine Investition, die natürlich über keinerlei Rechte verfügt und deren man sich jederzeit legal entledigen kann.


      Die »Verselbständigung« der Angestellten geht einher mit der Verlagerung von Kapital: Statt bei den ungesichert Beschäftigten landet es nun in den Taschen des Staates, der die Umsatzsteuer kassiert. Hören wir dazu Astrid D’Eredità, eine 31-jährige prekär beschäftigte Archäologin, die ihren Bericht ebenfalls auf die Internetseite der Repubblica stellt: »Wir fangen mit den Bauarbeitern zwischen sieben und halb acht Uhr morgens an, wenn die Ausgrabungsstätte geöffnet wird. Nach der Mittagspause schuften wir weiter bis um vier Uhr nachmittags. Wir erhalten zwischen 40 und 100 Euro am Tag, im Durchschnitt arbeiten wir zwei Wochen im Monat. Ein postindustrieller Akkordsatz. Wir Archäologen sind fast alle als Freiberufler tätig und haben eine Umsatzsteuer-Identifikationsnummer. Eine halsabschneiderische Regelung, auch was die Steuern betrifft. Sie bluten uns förmlich aus. Steuerlich geltend machen kann ich nämlich praktisch nur die Ausgaben für mein Mobiltelefon. Faktisch sind wir Arbeitnehmer, offiziell aber nicht, das bringt uns steuerlich gesehen nur Nachteile.«


      Die Opfer des Krieges unter den Armen, den die Oligarchen im Mittelmeerraum angezettelt haben, sind die prekär Beschäftigten sowie die Einwanderer. Sie haben keine Stimme. Im Frühling und Sommer 2011 entbrennt in Italien eine heftige Kontroverse über die Verträge der Arbeiter des Fiat-Werks von Pomigliano d’Arco in der Nähe von Neapel. Intellektuelle und Politiker ergreifen Partei für ein paar hundert Arbeiter, die der Metallgewerkschaft FIOM (Federazione Italiana Lavoratori Metallurgici) angehören. Doch niemand rührt auch nur den kleinen Finger, wenn es um die fünf Millionen prekär Beschäftigte geht, die sich von früh bis spät für einen Hungerlohn abrackern. Beim Großteil der Universitäten beispielsweise liegt die Entschädigung für eine »Unterrichtseinheit« zwischen 300 bis 1000 Euro brutto im Jahr. Die Rede ist von Seminaren und Kursen, die dreißig bis vierzig Unterrichtsstunden umfassen. Dazu kommen für die Dozenten noch alle anderen Aufgaben, die mit der Lehrtätigkeit zusammenhängen, wie etwa die Abnahme von Prüfungen oder die Sprechstunden für die Studenten. Wissen eigentlich die Gewerkschaften, was außerhalb des immer kleiner werdenden Schonraums der Festangestellten los ist?


      Einen Eindruck aus der Welt des Prekariats verschafft uns die (selbst prekär beschäftigte) Fotografin Chiara Schiaratura mit ihrem Projekt »Porträts aus dem Prekariat«: »Ich arbeite auf Abruf für ein Studio für Grafik und Webdesign, bin also sozusagen Taglöhner im Dienstleistungsbereich«, schreibt Michele. »Manchmal arbeite ich als Grafiker und bearbeite die Fotos eines bekannten Sportbekleidungsherstellers, dann wieder profitiere ich von meinem Sprachenstudium an der Uni und betätige mich als Französisch-Übersetzer. Oder ich schreibe Artikel für Internetseiten. Wenn ich überhaupt Arbeit habe, bekomme ich 5 Euro pro Stunde bzw. 2,09 Euro pro Übersetzungseinheit. Im letzten Monat habe ich 460 Euro verdient, die mir allerdings noch nicht ausgezahlt wurden. In diesem Monat dürften es 250 bis 300 Euro sein, sofern ich richtig gerechnet habe. Wenn ich dieses Geld dann am Bankschalter abholen kann, alles auf einmal, dann fühle ich mich eine Stunde lang reich.«


      Bestimmt würde sich Marx zusammen mit den anderen großen Revolutionären, ja sogar mit den klassischen Wirtschaftswissenschaftlern im Grabe herumdrehen, wenn er dies hören könnte. Wir stehen hier vor einem Feudalsystem voller Privilegien und verschiedener Grade der Ausbeutung, die allein von der Herkunft bestimmt werden – ein Gefängnis, aus dem es kein Entrinnen gibt. Das ist nicht nur ungerecht. Es ist auch das sicherste Mittel, um die Wirtschaft tatsächlich zugrunde zu richten.


      Das Schreckgespenst aller jüngeren Generationen im Mittelmeerraum heißt Arbeitslosigkeit – ein Horrorfilm, in dem unsere Kinder die Hauptrolle spielen. Vergessen wir Harry Potter, der Knüller des Jahrtausends ist der mediterrane Neorealismus! Vor dem Ausbruch der Schuldenkrise waren mehr als 30 Prozent der 18- bis 24-Jährigen in Griechenland, Frankreich und Portugal arbeitslos. Heute sind es noch mehr. Ist es ein Wunder, dass die prekär Beschäftigten ihr Privileg, ausgebeutet zu werden, verteidigen? Lieber eine unsichere Beschäftigung als gar keine.


      Eine Arbeit zu ergattern ist, als habe man einen Schatz gefunden. In den achtziger Jahren waren die Abiturienten durchschnittlich zwei Jahre lang auf Arbeitssuche, heute sind es zehn. Wenn sie schließlich einen Job ergattert haben, ist das Gehalt gerade mal so hoch wie in den neunziger Jahren – zu wenig zum Leben. In Frankreich zum Beispiel verdienen Arbeitnehmer unter dreißig heute 40 Prozent weniger als die Fünfzigjährigen. Noch 1968 belief sich die Differenz auf nur 14 Prozent.


      Es ist kein Zufall, dass die Bewegung der Empörten in Spanien entstanden ist. Von den sechs Millionen, die zwischen 1997 und 2010 dort Arbeit fanden, ist immer noch die Hälfte der 18- bis 35-Jährigen in einem prekären Arbeitsverhältnis beschäftigt. Das sind genau drei Millionen bei einer Erwerbsbevölkerung von 23 Millionen. Es überrascht also nicht, dass 26 Prozent der jungen Leute bei den Eltern leben. Während früher die Jungen den Alten halfen, ist es heute absurderweise umgekehrt. Die Zahl der jungen Spanier, die wirtschaftlich unabhängig sind, ist von 24 Prozent im Jahr 2004 auf 21 Prozent im Jahr 2008 gesunken, und es ist nicht damit zu rechnen, dass sich diese Tendenz umkehrt. Das ist ein Phänomen, das die gesamte westliche Welt kennt.


      Gleichzeitig ist die Zahl der Langzeitstudenten erschreckend gestiegen. Laut der für Jugendpolitik in der EU zuständigen Stelle sind 15 Prozent der europäischen Vollzeitstudierenden über dreißig. Warum? Weil Bildung nicht nur ein Grund zur Hoffnung, sondern auch ein psychologischer Parkplatz ist. Leider zeigen Statistiken immer häufiger, dass eine längere Ausbildung nichts nutzt, um sich eine Stelle auf dem Arbeitsmarkt zu erobern. Der Prozentsatz derjenigen, die in einem befristeten Arbeitsverhältnis stecken und nie eine Festanstellung bekommen werden, sinkt keineswegs proportional zum Bildungsniveau, sondern steigt mit dem Alter: Bei den 15- bis 24-Jährigen sind es noch 37 Prozent, bei den 25- bis 29-Jährigen schon 65 Prozent.


      Unter diesen Bedingungen wird das Leben immer schwieriger, die Unabhängigkeit zum unerfüllbaren Traum. 47 Prozent der jungen Italiener im Alter von 25 bis 34 Jahren leben bei ihrer Familie, weil es einfach nicht anders geht. In den PIIGS-Staaten können die jungen Leute nur mit Hilfe ihrer Eltern überleben. 2007 beschimpfte Tommaso Padoa-Schioppa, ehemaliger Finanzminister, die jungen Italiener der Generation Millennium als Muttersöhnchen und meinte, ihre Erfolglosigkeit auf dem Arbeitsmarkt habe mehr mit Faulheit oder mangelnder Initiative zu tun als mit Chancenlosigkeit. Das ist nicht nur beleidigend, das ist schlicht ein Denkfehler. Die jungen Leute sind nicht verantwortlich für ihre Misere, sie sind vielmehr ihr Opfer.


      Hören wir dazu Anita, die Geologie und Vulkanologie studiert hat: »Ich bin 41 Jahre alt und habe, seit ich angefangen habe zu arbeiten, nur befristete Arbeitsverträge. Ich soll ins Ausland gehen? Da war ich schon! Nach dem Magister habe ich mehr als vier Jahre in England gelebt, um einen Doktortitel zu erwerben. Eine wunderbare Erfahrung. Damals schienen mir alle Türen offen zu stehen. Doch statt in England zu bleiben oder in die USA zu gehen, entschloss ich mich, wieder nach Italien zurückzukehren. Denn wer nicht gleich zurückkommt, verbaut sich im Heimatland sämtliche Möglichkeiten. Damals schien mir das richtig, und vielleicht wäre ich immer noch dieser Meinung, wäre da nicht diese zermürbende Ungewissheit. Ich weiß nicht, ob ich heute nochmals bereit wäre umzuziehen. Ich habe zwei Kinder. Das zweite Kind war der Salto in die totale Unsicherheit, ich habe es sozusagen ›trotzdem‹ bekommen. Aber ich habe es geschafft, ungeachtet der Zweimonatsverträge und der projektbezogenen Jobs, mit denen man mühsam wenig Geld verdient. Jetzt geht es mir vergleichsweise gut, ich habe bis 2012 einen Vertrag am Institut für Vulkanologie. Mein Mann arbeitet auch in der Forschung, sein Vertrag ist – wie könnte es anders sein? – auch befristet.«


      Die politische Klasse Italiens, die das Einmaleins der Propaganda seit jeher meisterhaft beherrscht, schiebt die Schuld den jungen Leuten in die Schuhe. So lenkt sie von ihrer Inkompetenz und ihren Fehlern ab. 2009 meint der damalige Minister für Innovation und Verwaltung Renato Brunetta zunächst, es solle ein Gesetz geben, das die Achtzehnjährigen aus dem Elternhaus verbannt. Kurz darauf schlug er vor, man könne doch den Ruheständlern 500 Euro von der Rente abziehen, sozusagen als Taschengeld für die Kinder. Als man ihn 2011 schließlich auf einer Pressekonferenz fragte, wie er sich denn die schlechten Aussichten der Jugend auf Arbeit erklärt, schleuderte er der Dame, die als Sprecherin der prekär Beschäftigten auftrat, ins Gesicht: »Ihr verkörpert doch den schlimmsten Teil Italiens.«


      Dabei ist die Generation Millennium das Opfer eines perversen Systems, das den Westen zusehends verarmen lässt. Geschaffen haben es Politiker, die ihre Arbeit nicht als Dienst an der Allgemeinheit verstehen, sondern als Mittel zur Bereicherung ausnutzen. Dieses angeschlagene politische System, das heute von der internationalen Finanzwirtschaft attackiert wird, zwingt seit mindestens zwei Jahrzehnten Italiens Jugend, sich mit Brosamen zu begnügen.


      So erzählt uns ein Bademeister mit Abschluss in Jura im Interview: »Ich habe vor fast zehn Jahren mein Studium der Rechtswissenschaft abgeschlossen. Heute muss ich froh sein, dass ich einen Job als Bademeister gefunden habe, für knapp 6 Euro die Stunde. Denn vorher war ich mehrere Monate lang arbeitslos und habe auf Hunderte Bewerbungsschreiben nicht einmal eine Absage erhalten. Meinen Freunden ging es nicht anders, was ich wirklich dramatisch finde. Genauso schlimm aber scheint mir, dass viele von uns sich mit dieser Situation abgefunden haben, als sei das alles nicht zu ändern.«


      Ist Resignation wirklich typisch für die Generation Praktikum im europäischen Mittelmeerraum? Oder mangelt es diesen Jungen einfach am Klassenbewusstsein, wie Marx sagen würde, also am Bewusstsein, der Klasse anzugehören, die das Land am Laufen hält? Gibt es die klassisch marxistische Zweiteilung noch, auch wenn die traditionelle Linke, die schon längst jede Peilung verloren hat, sie nicht erkennen will?


      Wenn wir aber diese Frage mit Ja beantworten, hat der Ausschluss der Generation Millennium vom produktiven Arbeitsleben eine andere, noch schlimmere Bedeutung. Der mediterrane Kapitalismus ist rigoros verarmt. Hat er zuerst die Produktion nach Asien verlagert, um höhere Gewinne zu machen, so versucht er nun, Profit zu machen, indem er seine Beschäftigten zu Hause ins Prekariat zwingt. Die Menschen in ungesicherten Arbeitsverhältnissen bilden den letzten Pfeiler, der das Produktionssystem noch aufrechterhält. Wir begegnen ihnen überall: von der öffentlichen Verwaltung über die Schulen, von den Unternehmen über die kleinen Fabriken bis hin zu den Krankenhäusern mit Ärzten, Pflegern und Putzfrauen. Sie, nicht etwa der internationale Kreditmarkt, sind die einzige Hoffnung in den Volkswirtschaften des Mittelmeerraums. Denn sie sind es, die arbeiten und produzieren und so für den Gewinn einer Klasse von Profiteuren sorgen, die ohne diese jungen Leute sich selbst und das Land längst in den Ruin getrieben hätte.


      Der Autohersteller Fiat, die Gewerkschaften, ja, das ganze italienische Parlament sind die überlebten Mammuts in diesem modernen Zoo, die dem Land nicht mehr helfen können. So erzählt uns Giulia Farzi, eine mutige junge Frau, die einen befristeten Vertrag hat – pikanterweise bei der Arbeitsagentur. Sie schreibt in ihrem Blog »PrecarieMenti«, dem Blog der »prekären Intellektuellen«: »Nachdem ich eine Job-Ausschreibung gewonnen hatte, habe ich jetzt seit drei Monaten einen befristeten Vertrag. Rein vertraglich gesehen, bin ich jetzt natürlich bessergestellt. Ich habe bezahlten Urlaub, kann mich krankschreiben lassen, habe bei Kündigung Anrecht auf eine Entschädigung und kriege Leistungszulage und Weihnachtsgeld. Lauter Dinge, die ich als freie Mitarbeiterin nicht bekam. Wenn ich mir als freie Mitarbeiterin Sommerurlaub nahm, verdiente ich in dem Monat 750 bis 800 statt der maximal 1250 Euro, die ich sonst bekam. Blieb ich ein paar Tage zu Hause, betrug mein Monatsgehalt mindestens 100 Euro weniger. Das fällt durchaus ins Gewicht, wenn man allein seine Miete bezahlen, für Arztbesuche aufkommen sowie Zahlungsfristen einhalten muss.


      Ärgerlich ist auch, dass man als Freiberufler doppelt so viel arbeitet wie einige festangestellte Kollegen der alten Garde. Du beißt in den sauren Apfel und schluckst deine Wut hinunter – aber es bringt dir nichts. Dabei haben die prekär Beschäftigten frischen Wind in die öffentliche Verwaltung gebracht. Sie gehen ganz anders um mit den Besuchern, sind aus Freude an der Arbeit zuvorkommend und nicht nur, weil sie müssen. Seit siebeneinhalb Jahren bekomme ich das jetzt täglich mit.


      Würden wir morgen nicht zur Arbeit erscheinen, liefe auf dem Arbeitsamt nichts mehr. Die Effizienz an den Anmeldeschaltern oder in der Dienststelle für Behinderte wäre hinüber, einzelne Dienstleistungen wie der Informationsschalter würden ganz verschwinden. Es kann durchaus passieren, dass unsere Verträge nicht verlängert werden, dass man uns eines Tages sagt: ›Es gibt keinen Platz mehr für euch, vielen Dank und auf Wiedersehen.‹ Fünf, sieben oder zehn Jahre schlechtbezahlte Arbeit als freiberuflich Beschäftigte, in denen wir uns selbst um unsere Kompetenz bemüht haben: Und doch würde man im Notfall die qualifizierte Hilfestellung für Menschen mit Behinderung einfach streichen.«


      Wäre den jungen Leuten klar, was sie alles leisten, dann könnte man das »P« der »Generation Praktikum« anders definieren: als »Prestige« vielleicht oder als »Power« im Sinne von Macht – all das, was die Arbeiterklasse einst besaß.

    

  


  
    
      


      10 Soziale Medien – die neue Waffe


      Die Generation Millennium ist auch die Generation des Web 2.0, die erste Generation, die sich in der virtuellen Welt so richtig zu Hause fühlt. Eben in dieser abstrakten Dimension der Computer und Mobiltelefone liegt ihre wahre Stärke. Keine der vorhergehenden Protestgenerationen verfügte über ein so machtvolles Informationsinstrument, wie das Internet es ist. Dementsprechend groß war der Einfluss der sozialen Medien auf die Revolte in Tunesien oder Ägypten. Mit ihrer Hilfe konnte man ein internationales Netzwerk knüpfen, das alle Länder im Aufruhr verband. Die spanischen Indignados beschlossen, die Protestierenden in Israel nachzuahmen und ein Forum zu schaffen für den Dialog zwischen der Zivilgesellschaft und den Mächtigen im Staat. Wo? Natürlich im Netz.


      In London verabredeten sich die Banden jugendlicher Plünderer über Twitter. Der »brave« Bürger konnte sich per Smartphone in Echtzeit informieren, wie er die Gefahrenzonen umgehen sollte. Allein die Ordnungshüter hatten keine Ahnung. Mindestens 48 Stunden lang war die Polizei nicht in der Lage, die Gewalt auf den Straßen in den Griff zu bekommen.


      Sind sich die jungen Leute der Macht bewusst, die sie in Händen halten? Eine schwierige Frage, stehen wir doch erst am Anfang dieser demokratischen Revolution mittels Computer. Eines aber ist klar: Das Internet ist keine Alternativwelt, in der es hauptsächlich um Videospiele und persönlichen Voyeurismus geht.


      Das Web eröffnet den Jungen Zugang zu einer neuen sozialen Dimension, die reale soziale Beziehungen nicht ersetzt, sondern erweitert. In dieser neuen sozialen Dimension steckt ein enormes Potenzial an Teilhabe und Engagement. Was bedeutet das für uns? Dass das Internet tief in unser Leben hineinwirkt, statt nur isolierter Cyberraum zu sein. Und dies trifft keineswegs nur auf die Generation der Jüngeren zu.


      Auf YouTube sahen auch die Eltern und Großeltern in Tunesien das Video des Rappers El Général alias Hamada Ben Amor, der Ben Ali entgegenschreit: »Herr Präsident, Ihr Volk stirbt!« Der Song wird zur Hymne der tunesischen Jugendrevolte, Hunderttausende von Menschen klicken das Video wieder und wieder an. Auch die Nachricht, dass Mohamed Bouazizi nach zwanzig Tagen des Leidens gestorben ist, überträgt sich von Mobiltelefon zu Mobiltelefon wie ein Funke, der die Aufständischen verbindet.


      YouTube und Twitter haben es geschafft, in Tunesien – einem Land, in dem das Regime seit zwanzig Jahren die traditionellen Medien überwacht – das Informationsmonopol zu brechen. Ohne die digitalen Kanäle hätte die Welt nie vom Ausbruch der Revolution, von der Repression in Bahrain oder von den Protestcamps in Tel Aviv erfahren. Die Bilder und Nachrichten dieses Guerillakriegs, die täglich übers Internet durchsickerten, haben der Welt die Augen geöffnet. So konnte sich zum ersten Mal in der arabischen Welt ein Feuer weit über die Landesgrenzen hinaus ausbreiten. Die Flamme des Aufruhrs sprang von einem Bürger auf den anderen über und weckte – unkontrollierbar für die Institutionen – die Zivilgesellschaft auf.


      Eine Kostprobe der unbändigen Kraft der Cyber-Information lieferte uns 2010 WikiLeaks, das die westlichen Regierungen mit Hilfe eines USB-Sticks, eines gut geschützten Servers und eines praktisch nicht zu knackenden File-Sharing-Systems zum Zittern brachte. Was uns Anfang 2011 aber am meisten beeindruckte, war die Rolle der sozialen Netzwerke im Maghreb. Zwar ist es nicht das erste Mal, dass Smartphones zu politischen Zwecken benutzt werden. Man denke nur an die entscheidende Rolle, die Twitter 2009 im Iran bei der grünen Revolution nach den umstrittenen Präsidentschaftswahlen vom 12. Juni gespielt hat. Nun gilt der Maghreb zwar als rückständiger als der Iran, doch eben hier entfalten die sozialen Medien eine besonders starke Wirkung.


      Von allen afrikanischen Ländern ist Tunesien dasjenige, in dem Facebook die weiteste Verbreitung fand. Schätzungen zufolge verfügen über 18 Prozent der Tunesier über einen Facebook-Account. Dies erklärt die Geschwindigkeit der Nachrichtenverbreitung sowie die raschen Standortwechsel der Demonstranten. Der Polizeiapparat hechelt den Aufständischen ständig hinterher, weil er nicht über die nötige logistische Kapazität verfügt, um sie zu stoppen. Aus diesem Grund gelingt es den Ordnungskräften nicht, die Demonstrationen in den Griff zu bekommen. Frustriert von diesem andauernden aussichtslosen Wettlauf, greifen sie schließlich zur Gewalt, am Ende fallen gar Schüsse. Das jedoch geschah nicht nur in Nordafrika, sondern auch in England, wo die Polizei nicht Herr der Lage wurde. Videoaufnahmen zeigen, dass Londons Straßen in Flammen stehen. Mit der gleichen atemberaubenden Geschwindigkeit, mit der auf Twitter Nachrichten die Runde machen, wird gefilmt und ins Netz gestellt. So wohnt die Welt fast in Echtzeit den Vorgängen in den Städten bei, wo die Jugend protestiert. Das Internet wird zu einem nicht zu übertreffenden medialen Resonanzkörper.


      Angesichts dieses Szenarios hat es wenig Sinn, die traditionellen Informationsnetzwerke wie Fernsehen oder Radio zu kontrollieren. Man müsste das Internet zensieren können, um hier noch Einfluss auszuüben, doch das ist nur schwer bis gar nicht möglich. Eine Internetseite, die der Regierung nicht genehm ist, zu sperren ist nutzlos, denn nur wenige Tage später sind schon zehn neue online. Ebendiese Fragmentierung kann eine zentralistische Macht schwächen. Die autoritären Regime haben keinen Einfluss mehr auf die Inhalte, die zum Nährboden für den Protest werden. Und sie werden der Symbole der Protestbewegung wie dem Song des Rappers El Général nicht Herr. Ein harter Schlag für jede diktatorische Propaganda. Allerdings zeigen David Camerons Bemühungen, die sozialen Medien zu blockieren, dass auch demokratische Regierungen versuchen, Einfluss auf das Internet zu nehmen.


      Der große Schwindel


      Während der Jasminrevolution in Tunesien benutzte »Al Jazeera« die von der Bevölkerung im Internet verbreiteten Informationen als Quelle. Der arabische Fernsehsender eröffnete mehrere Facebook-Accounts und übermittelte dann seine Nachrichten kostenlos auf alle Mobiltelefone. So entstand ein neues Massenkommunikationssystem, ein interaktiver Mix aus Satellitenfernsehen, Internet, Radio und mobilen Kommunikationsnetzwerken. In London wurde die Zivilbevölkerung selbst aktiv und organisierte mittels Facebook und Twitter die Aufräumarbeiten auf den Straßen, die während der Unruhen verwüstet worden waren.


      Dass die Zivilgesellschaft sich nun sowohl in den sozialen als auch in den traditionellen Medien informieren kann – heute wissen wir beispielsweise, was in Syrien wirklich vor sich geht –, führte zum Fall des Medienmoguls Rupert Murdoch, der ein regelrechtes Netzwerk der Korruption aufgebaut hatte: Murdochs Imperium stand in direkter Verbindung mit Scotland Yard, aber auch mit den Inhabern der wichtigsten politischen Ämter Großbritanniens. Niemand entkam seinen illegalen Abhörpraktiken. Während der Anhörung durch das britische Parlament erzählte Murdoch von seinen ständigen Besuchen bei den einzelnen Ministerpräsidenten und seufzt: »Ich hatte so gehofft, dass sie mich in Ruhe lassen.«


      Der Abhörskandal flog 2011 auf, weil Investigativjournalisten wie Nick Davies mittlerweile über neue Informationsinstrumente verfügen, von Twitter bis zu Facebook. Einzig die Bedrohung durch die sozialen Medien hat Cameron und die politische Klasse Großbritanniens dazu gebracht, ihren früheren Freunden die Rückendeckung zu entziehen. Murdoch und seine Kumpane unterhielten persönliche Beziehungen zu Ministern und Premiers, ob diese nun aus der Labour Party kamen oder von den Tories. News of the World, das meistgelesene englischsprachige Blatt der Welt, unterstützte zuerst den Wahlkampf der Linken und später den der Rechten. Die Volksvertreter, die im Parlament sitzen, haben ihren Sitz also nicht selbst erobert. Die eigentlichen Matchwinner waren all jene, die uns Tag für Tag die in den Luxusbüros von News International erfundenen Lügengeschichten als Wahrheit verkaufen.


      In Italien, Frankreich, Spanien und im Rest der Welt ist die Lage nicht anders: Es besteht eine unheilige Allianz zwischen den politischen Eliten und den Medienzaren. In Tunesien und Ägypten kontrollierte das Regime die Medien ganz offen, aber auch anderenorts ist die Unabhängigkeit der Presse mittlerweile zur Farce verkommen. Das Joint Venture zwischen Politikern und Geldadel würde ohne mediale Rückendeckung gar nicht funktionieren.


      Die westlichen Medienimperien entstanden nach dem Berliner Mauerfall und festigen sich in den zwanzig Jahren der Globalisierung. Warum? Wie alles andere verflacht auch die Berichterstattung. Der Propagandakrieg zwischen rechter und linker Presse fällt weg, es bildet sich eine neue Art von Information heraus, die dem System nach dem Mund redet. Ebendeshalb konnte Murdoch einmal diese, einmal jene Partei unterstützen.


      Wer auch immer an die Spitze der Macht kommen will, muss sich die Unterstützung durch die Informationskartelle der Medienzaren sichern. Eingefleischte Journalisten werden von einem Tag zum anderen zu Pressesprechern von Politikern, für die sie dieselbe Propagandaarbeit leisten, die sie bislang für Skandalblätter oder normale Presseorgane machten.


      Doch diese Welt geriet schnell ins Wackeln, als die sozialen Medien und das iPhone auf der Bildfläche erschienen. Nun verfügt der Bürger über die Mittel, um den großen Schwindel zu entlarven. Warum bricht die Revolution in Tunesien erst 2011 aus und nicht schon 2008 bei den Unruhen in Gafsa und Kasserine? Schon damals lösten die Machinationen bei der Berufung neuer Staatsdiener Demonstrationen und Sitzblockaden aus, die sieben Monate dauerten. Doch erst 2011 war die Verbreitung von Internet und Smartphone weit genug fortgeschritten, um der Propaganda des Regimes etwas entgegensetzen zu können. So lässt sich auch erklären, warum der Aufstand der Massen in Italien immer noch auf sich warten lässt: Im Gegensatz zu anderen westlichen Ländern informiert sich hier weiterhin ein großer Teil der Bevölkerung übers Fernsehen. Und die Propagandamaschinerie der staatlichen Medien arbeitet hervorragend.

    

  


  
    
      


      11 Es reicht!


      Am liebsten würde man schreien: »Schikanierte und Ausgenutzte Europas, vereinigt euch!« Dieses Mantra verbreitete sich via Twitter und Facebook von Nordafrika an die europäischen Gestade des Mittelmeers: Ihr Jungen dieses Meeres, erhebt euer Haupt und verlangt das Unmögliche – ein Leben in Würde!


      Die jungen Araber haben es jedenfalls getan. Sie gingen auf die Straße und stürzten Diktaturen, die lange an der Macht waren. Doch damit allein gaben sie sich nicht zufrieden: Sie wollten sicherstellen, dass sich ihr Land wirklich zur Demokratie entwickelt. Die arabische Jugend machte unmissverständlich klar: Es reicht! Die jungen Leute wünschen sich ein anderes Leben als ihre Eltern. Statt zu resignieren, riskieren sie lieber bei den Protesten den Zorn der Mächtigen. Jetzt sind unsere Kinder an der Reihe, die Millionen Arbeitslosen, die Millionen prekär Beschäftigten, die unser Wirtschaftssystem hervorgebracht hat. Auch sie haben nichts anderes zu verlieren als ihre Ketten.


      Viele von ihnen sind gerade dabei, uns eine Lektion zu erteilen. Sie sind in einer materialistischen Gesellschaft aufgewachsen mit dem Motto »Ich konsumiere, also bin ich«. Sie orientierten sich am schlechten Vorbild ihrer Eltern, die Besitztümer anhäuften und Ressourcen verschwendeten. Doch die Jugend wendet sich von diesem Modell ab, das künftigen Generationen kein Auskommen mehr bietet. Die Empörten Europas sehen – im Gegensatz zu ihren Eltern – Überfluss nicht als Wert an. Sie stehen vielmehr für Prinzipien wie begrenztes Wachstum, nachhaltiger Konsum und Sparsamkeit. Ihre Forderungen sind bescheiden: Sie wollen wohnen, arbeiten, eine Familie gründen und ein nachhaltiges Leben führen. Kreditkarten, alle zwei Jahre ein neues Auto oder Urlaub in exotischen Gefilden – das alles interessiert sie nicht. Und sie lehnen es ab, Banken zu retten. Das können sie sich auch leisten, denn zum Sparen hatten sie ohnehin nie Gelegenheit.


      Die Mittelschicht war das Rückgrat des demokratischen Staates und des Wohlstands der Nachkriegszeit: Sie finanzierte ihn mit ihren Steuern und Ersparnissen. Die Verarmung der PIIGS-Staaten hängt vor allem mit dem ökonomischen Niedergang der Mittelschicht zusammen. Denn Beschäftigte in ungesicherten Arbeitsverhältnissen leisten auch einen deutlich geringeren Beitrag zu den Steuereinnahmen als ihre Eltern, die noch der Mittelschicht angehörten und eine sichere und gut bezahlte Arbeit hatten.


      Hören wir einmal, was eine junge Frau uns zu sagen hat, die als Sekretärin arbeitet wie ihre Mutter. Ich bin diesen beiden Frauen im Zug begegnet: »Ich arbeite als Sekretärin, genau wie meine Mutter. Wie sie hatte ich nie große Ansprüche. Ich wollte eine sichere Arbeit mit geregelten Arbeitszeiten, um mein Büro Punkt 17.00 Uhr verlassen zu können. Der einzige Unterschied zwischen uns beiden ist, dass ich meine Arbeit 25 Jahre nach ihr aufgenommen habe. Statt eines regelmäßigen Gehalts, Urlaub und Mutterschutz habe ich einen befristeten Vertrag. Nachdem ich mein Diplom gemacht hatte, bekam ich in meinem ersten Job ganze 300 Euro im Monat. Da ich beim besten Unternehmen der Stadt arbeitete, akzeptierte ich die Bedingungen. Ich war überzeugt, diese Erfahrung sei wichtig für meinen Lebenslauf und ich würde danach bestimmt leicht eine andere Stelle finden. Inzwischen sind zehn Jahre vergangen, und ich habe dreimal den Arbeitsplatz gewechselt, aber trotzdem konnte ich den Computer nie pünktlich um 17.00 Uhr ausschalten. Wenn es gutgeht, wird es 18.00 Uhr, oft aber auch 19.00 Uhr. Jetzt erhalte ich 900 Euro brutto im Monat – außer im August und im Dezember. Für die Wochen, in denen die Firma Betriebsferien hat, bekomme ich kein Gehalt. Dasselbe gilt im Krankheitsfall. An eine Schwangerschaft brauche ich gar nicht erst zu denken – diesen Luxus würde mir niemand bezahlen.«


      Was die junge Frau uns erzählt, zeigt, dass das soziale und politische System, dem sie angehört, gescheitert ist. Doch lässt es auch ahnen, wie die ökonomische Zeitbombe aussieht, die hier tickt. Denn die Steuerbeiträge der Tochter sind um vieles geringer als die ihrer Mutter.


      Die Wirtschaft ist schuld


      Kehren wir zurück in die arabischen Länder. Auch dort sind Jugendarbeitslosigkeit und ungesicherte Beschäftigungsverhältnisse weit verbreitet. Es ist kein Zufall, dass die Revolution in Tunesien ihren Anfang nahm: Das Land war von der Wirtschaftskrise stark betroffen, weil es am besten in die neoliberale westliche Wirtschaft integriert ist. Es verfügt über die modernste Wirtschaftsstruktur und das höchste Bildungsniveau in der Region.


      Schuldenkrise und Rezession führen dazu, dass die Wirtschaft in ganz Nordafrika und im Nahen Osten schrumpft. Zwischen 2007 und 2009 sinkt die Wachstumsrate Tunesiens von 6,4 Prozent auf 3,3 Prozent. In dieser Zeit werden auch weniger Arbeitsplätze geschaffen, statt 80.000 nur 57.000. Die Konsequenzen tragen vor allem die jungen Leute mit guter Ausbildung: Die Arbeitslosigkeit unter den Intellektuellen wächst – und mit ihr die Frustration. An den Machteliten jedoch geht die Krise unbemerkt vorüber.


      Der Sturz Ben Alis symbolisiert also den Sieg der Ausgeschlossenen über die Privilegierten. Obwohl Tunesien zwanzig Jahre lang eine durchschnittliche Wachstumsrate von circa 5 Prozent aufwies – mehr als Algerien, das Land mit den vielen Rohstoffvorkommen wie zum Beispiel Erdgas –, kam es dort nicht zur Umverteilung des Reichtums. Das substanzielle Wachstum führte weder zu Gehaltserhöhungen noch zu Verbesserungen im sozialen Bereich wie besseren Schulen oder Krankenhäusern. Die tunesische Revolution kam folglich keineswegs aus heiterem Himmel. Sie hat eine lange Vorgeschichte, die mit der Feder des Konflikts geschrieben wurde. So flackerte der Aufstand schon 2008 im Bergbaugebiet von Gafsa auf, wo es zu mehreren Streiks kam, die immer öfter in Tumulte ausarteten.


      Ein skrupelloses Unternehmerbürgertum bereicherte sich hemmungslos, als die Märkte liberalisiert wurden. Diese Leute standen der Macht nahe und waren fest entschlossen, ihre Privilegien zu erhalten und die Konkurrenz mit allen Mitteln auszuschalten. Wenn die Regeln des freien Marktes auf Länder wie Tunesien oder Ägypten angewandt wurden, in denen brutale Diktatoren in enger Komplizenschaft mit dem Geldadel herrschten und herrschen, haben sie manchmal den gegenteiligen Effekt als ursprünglich – zumindest dem Anschein nach – von ihren westlichen Verfechtern intendiert. Sie tragen dazu bei, dass die Armut unter der Bevölkerung wächst. Und dass diese Bevölkerung der Doktrin des freien Marktes voller Hass gegenübersteht, ein Hass, der sich nicht so einfach auslöschen lässt. Deshalb wehrt sich das Ägypten nach Mubarak gegen die Liberalisierung der Wirtschaft. Für die Menschen dort ist sie das Synonym für Misswirtschaft und schlechte Regierungsführung, selbst wenn sie dem Land nutzen könnte.


      Das Gleiche gilt für Algerien, ein Land, das vom Verkauf seiner Energieressourcen lebt. Die Kompradorenbourgeoisie, die enorme Import- und Exportströme kontrolliert, zementiert ihre Macht mit Hilfe von Reformen zur Wirtschaftsliberalisierung. Gleichzeitig sucht sie jedes Gesetz zu verhindern, das der Konzentration der wirtschaftlichen Macht in ihren Händen schaden könnte. Diese Machtkonzentration ist die Seele der Korruption: Sie gleicht einer Mühle, die den Reichtum verschlingt und zermahlt, um ihn an einen sehr kleinen Kreis Privilegierter weiterzuverteilen.


      Der belgische Journalist Michel Collon beschreibt diese eigentümliche Situation in seinem Blog: »Die algerischen Importe belaufen sich auf insgesamt 40 Milliarden Dollar, wovon acht auf Lebensmittel und zwei auf Pharmazieprodukte entfallen! Hinter jeder Gruppe von ›Kompradoren‹, die auf einen bestimmten Sektor spezialisiert ist, steht ein ausländischer Konzern, ein Staat und selbstverständlich ein wichtiger algerischer Bürokrat und/oder General […]. So werden Wirtschaft und Politik untrennbar vermengt.«


      Auf ähnliche Art und Weise festigte die Elite ihre Positionen unter dem Regime von Gaddafi. Die Stammesoberen waren dem Diktator treu ergeben, und die Bevölkerung blieb von der Staatsführung ausgeschlossen. Diese liegt seit dem Jahr 2000 in den Händen der von den Stammesältesten errichteten »Sozialen Volksführerschaftskomitees«. Mit Libyens Rückkehr in die internationale Gemeinschaft ab 2003 und der Übernahme des neoliberalistischen Reformmodells standen diese Organisationen an vorderster Front, wo es um die wirtschaftliche Öffnung des Landes gegenüber dem Westen geht. Sie wurden zur Melkkuh für das Regime und die Stammesoligarchien, die Gaddafi nahestanden.


      Die Liberalisierung der Wirtschaft ermöglichte es also paradoxerweise Nordafrikas Eliten, ihre Privilegien aufrechtzuerhalten und ihre Politik des Ausschlusses fortzusetzen.


      Als Komplizen fungierten dabei die westlichen Regierungen, die wirtschaftlich davon profitierten, dass sie den arabischen Diktatoren ihre Gunst erwiesen. Auf der Liste der westlichen Unternehmen, die mit diesen Staaten Geschäfte machen, finden sich immer dieselben Namen. Im Prinzip zeigt diese Momentaufnahme der Gesellschaft im Maghreb ein ganz ähnliches Bild wie im europäischen Mittelmeerraum. Die Kaste der Herrschenden treibt auch bei uns ihr Unwesen, sie hat den Staat als Geisel genommen und verwaltet seine Güter. Ist der Unterschied zwischen Europa, Libyen, Algerien und Tunesien also gar nicht so groß?


      In trauter Profitgier vereint


      Wie wir gezeigt haben, ist der Unterschied zwischen den Mittelmeerstaaten Europas und denen Nordafrikas trotz ihrer unterschiedlichen Regierungsformen vielfach tatsächlich gar nicht so groß. Ganz sicher haben wir Italiener mehr mit ihnen gemein als mit den nördlichen Ländern der EU. Die Arbeitslosigkeit ist im Süden dreimal so hoch wie in Nordeuropa: In Holland und Deutschland liegt die Jugendarbeitslosigkeit unter 10 Prozent. Die einzigen Ausnahmen bilden das Vereinigte Königreich mit 18,5 Prozent und das defizitäre Irland. In Italien betrug die Jugendarbeitslosigkeit Anfang 2011 29 Prozent, in Griechenland 39,6 Prozent und in Spanien über 40 Prozent. Mehr als ein Viertel der jungen Italiener haben also keine Arbeit, und nur knappe 46 Prozent der Frauen sind in den Arbeitsmarkt integriert, das ist der niedrigste Prozentsatz in ganz Europa.


      Auch mit anderen Kennzahlen verhält es sich an den beiden Ufern des Mittelmeers ähnlich, zum Beispiel, was die Transparenz der Wirtschaft angeht. Die arabischen Diktaturen benutzen die Korruption im In- und Ausland als Mittel, den Reichtum in den Händen einiger weniger zu konzentrieren. Derselbe Mechanismus führt dazu, dass die griechische Bevölkerung nicht von ihrem eigenen Bruttoinlandsprodukt profitiert, weil das Geld in den Taschen einiger weniger Privilegierter verschwindet. Die Brookings Institution, ein US-amerikanischer Think Tank, schätzt, dass der griechischen Staatskasse durch Korruption und Schmiergelder über 20 Milliarden Euro entgingen, also 8 Prozent des BIP – eine Summe, die den Ausbruch der Euro-Krise vielleicht hätte verhindern können. Den traurigen Rekord in Sachen Korruption hält jedoch Italien: Transparency International hat es in die Hitliste jener 21 Staaten aufgenommen, in denen weltweit die meisten Amtspersonen von Unternehmen bestochen werden.


      In Italien ist die Schattenwirtschaft so verbreitet, dass sie dem Land die nötige Liquidität verschafft, um es vor dem Untergang zu bewahren. Die Frage ist also: Wie kann ein Land überleben, dessen Wachstumsrate seit Jahren bei null liegt und das die dritthöchste Staatsverschuldung auf der Welt aufweist?


      Um darauf eine Antwort zu finden, müssen wir noch einmal nach Kampanien, die Region, in der das Pro-Kopf-Einkommen zu den niedrigsten in ganz Italien gehört. Neapel ist die größte Stadt der Region und weist die höchste Bevölkerungsdichte Italiens (und eine der höchsten der Welt) auf. Eine Region, in der das Steueraufkommen höher ist, als es dem Bruttosozialprodukt zufolge sein dürfte. Wie ist das möglich? Ganz einfach: durch Geldwäsche.


      Kampanien ist Italiens »Geldwaschmaschine« und dazu eine der effizientesten Europas. Durch eine Reihe von Skandalen und Beschlagnahme der Vermögenswerte von Mitgliedern der Camorra kam man dahinter, welch raffinierte Recyclingtechniken dort entwickelt wurden. (Und dabei geht es nicht um Mülltrennung oder Abfallverwertung …) Zahllose Pizzerien, Restaurants und Cafés stellten falsche Belege aus und wiesen dadurch mehr Umsatz aus, als sie eigentlich gemacht hatten. Statt der tatsächlichen dreißig Abendessen deklarierte man einfach hundert. So schleuste man das Schwarzgeld in den Steuerkreislauf ein. Statt Steuern zu hinterziehen, was in Italien auch häufig vorkommt, versteuert man mehr, als man eingenommen hat. Nach demselben Prinzip funktionieren auch die Geschäfte, die gefälschte Markenartikel verkaufen. Dort wird eine Tasche, die nur fünf Euro wert ist, für angeblich 150 Euro verkauft. Diese Summe, »die sich gewaschen hat«, taucht dann in der Bilanz des Händlers auf, und schon ist illegal verdientes Geld legal.


      Einerseits bringt die Geldwäsche also flüssige Mittel in Umlauf, die nicht durch legales Wirtschaften entstanden sind. Andererseits bläht sie das Steueraufkommen der Region auf, in der das organisierte Verbrechen seine Profite wäscht. Italien lebt heute mehr denn je von der Wirtschaftskriminalität. Nicht etwa der Staat, sondern ausgerechnet das organisierte Verbrechen rettet die Italiener absurderweise vor der Pleite!


      Die Abhängigkeit von Nordeuropa


      Sowohl die arabischen als auch die südeuropäischen Volkswirtschaften stehen in einem Abhängigkeitsverhältnis zu den finanzkräftigen Ländern des Nordens – eine weitere Gemeinsamkeit. Dies zeigt das Beispiel Griechenlands. Athen ist der größte Importeur konventioneller Waffen auf dem Kontinent. Das Verhältnis der Militärausgaben zum BIP ist in Griechenland höher als irgendwo sonst in der EU. Innerhalb der Nato wenden einzig die USA noch mehr für ihre Verteidigung auf. Von 2000 bis 2010 gab Griechenland für Waffen, U-Boote und Düsenjäger 16 Milliarden Euro aus. Das ist fast das Doppelte der 9 Milliarden, die es 2009 in Davos erbettelte! Trotz der von EU und IWF auferlegten Budgetkürzungen fraßen die griechischen Militärausgaben auch 2011 noch 2,5 Prozent des BIP. Warum? Die offizielle Antwort ist, dass sich das Land im Ernstfall gegen eine türkische Invasion verteidigen muss – eine mehr als unrealistische Vorstellung.


      Unter den wichtigsten Waffenlieferanten sind hauptsächlich französische und deutsche Unternehmen. 2010 wird das europäische Rettungspaket für Griechenland im Umfang von 110 Milliarden Euro verabschiedet. Nur wenige Wochen zuvor verbreitet die Agentur Reuters die Nachricht, die deutsche und die französische Regierung hätten Druck ausgeübt, damit die Griechen das bestellte Rüstungsmaterial abnehmen. Es handelt sich um sechs Fregatten im Wert von 2,5 Milliarden Euro, fünfzehn Hubschrauber im Wert von 500 Millionen Euro sowie Dutzende von Jagdflugzeugen im Wert von 100 Millionen Euro pro Stück. Das Material stammt ausschließlich aus französischer Herstellung. Des Weiteren sollen die Griechen 2,8 Milliarden Dollar für drei deutsche U-Boote bezahlen, von denen eines ihrer Aussage zufolge nicht einmal funktionstüchtig ist. Ein Teil der Finanzhilfen fließt also direkt in die Taschen französischer und deutscher Rüstungsunternehmen.


      Und nur so am Rande bemerkt: Griechenland braucht diese modernen Waffen nicht, selbst wenn es sich gegen einen möglichen türkischen Angriff verteidigen müsste. Die U-Boote der Firma ThyssenKrupp beispielsweise können drei Monate lang unter Wasser bleiben. Wenn man bedenkt, dass die maximale Fahrzeit zwischen den ägäischen Inseln nur knapp vier Stunden beträgt, ist das absolut überflüssig. Anders sieht die Situation natürlich aus, wenn das griechische Rüstungsinventar im Rahmen der kontinentalen europäischen Verteidigungspolitik zum Einsatz kommen soll. Dann ginge es nicht mehr um Spannungen in der Ägäis, sondern um den Persischen Golf. Offiziell aber existiert dieses Szenario im Rahmen des Pakts zwischen Griechenland und der Nato bzw. zwischen der EU und dem Atlantischen Bündnis nicht.


      Wie kann man Renten und Gehälter kürzen, während man gleichzeitig für mehrere Milliarden U-Boote und Waffen einkauft? Diese Frage stellt der griechische Vizeadmiral Stelios Fenekos. Bald darauf gibt er – im April 2010 – seinen Rücktritt bekannt. Wie kann man das EU-Rettungspaket für Griechenland vom Verkauf von Waffen abhängig machen, die das Land gar nicht braucht? Für wen arbeitet Brüssel eigentlich? Für die Europäische Zentralbank und den Währungsfonds oder für die multinationalen Konzerne in Nordeuropa? Für die Bürger oder den Geldadel? Höchste Zeit, dass sich alle Europäer diese Fragen stellen! Momentan haben nur die den Mut dazu, die vom politischen Prozess ausgeschlossen sind.


      Misswirtschaft und schlechte Regierungsführung begünstigen die wechselseitige Abhängigkeit der Oligarchien, die in den verschiedenen Ländern die Macht innehaben. Deshalb ist Europa heute in einem Netz aus miteinander verwobenen Schuldensträngen gefangen, aus dem es kein Entkommen gibt. Anfang des Sommers 2011 sind es Griechenland und Portugal, die bei ihren nördlichen Nachbarn Finanzhilfen beantragen, um so der Pleite zu entgehen. Im August folgen Spanien und Italien, im Juni 2012 will Spanien seine Banken unter den »Rettungsschirm« stellen. Die Garantie der Europäischen Zentralbank, entsprechende Anleihen anzukaufen, soll der Spekulation einen Riegel vorschieben. Doch wird das Geld der nördlichen Staaten tatsächlich fließen? Die Vorteile einer gemeinsamen Währung schwinden allmählich dahin, wenn für ihre Rettung Hunderte Milliarden Euro benötigt werden. Es kostet einfach zu viel, Europas drittgrößte Volkswirtschaft Italien zu retten. Beleg dafür sind die in Italien jüngst getroffenen Maßnahmen. Selbst Vertreter der Regierungsmehrheit sprachen in Bezug auf die einschneidenden Kürzungen von »Blut und Tränen«. Der Premierminister unterstreicht, dass er zu diesen Maßnahmen gezwungen ist – als ob je ein Staatsoberhaupt seinem Volk freiwillig Sparprogramme auferlegt hätte. Weitere 45 Millionen Euro an Ausgabenkürzungen also, die angesichts der kolossalen Staatsverschuldung des Landes wirkungslos verpuffen. Für diejenigen aber, die mit ihrem Gehalt ohnehin schon kaum bis zum Monatsende durchhalten, fallen sie stark ins Gewicht – zu stark!

    

  


  
    
      


      12 Der Internationale Armutsfonds


      Im Juli 2011 werden erstmals Befürchtungen laut, Italien könnte als erstes größeres Land in der EU das Schicksal Griechenlands ereilen. Diese Spekulationen kommen für die meisten Menschen überraschend, aber die Zahlen sprechen eine deutliche Sprache. Italien muss in den nächsten fünf Jahren eine Staatsverschuldung von 900 Milliarden Euro refinanzieren. Da seine Wirtschaft seit zehn Jahren kein Wachstum aufweist, hält man dies allgemein für ein unmögliches Unterfangen, vor allem an den Märkten. Aus diesem Grund steigt der Spread zu deutschen Staatsanleihen, das heißt der Unterschied zwischen den Zinssätzen, zu denen Italien bzw. Deutschland seine Staatsanleihen platzieren kann, stetig an. Der Spread zu den Bonds des Krisenstaats Spanien sinkt dagegen. Der höchste Zinssatz, den diese Staaten bewältigen können, liegt alles in allem bei etwa 7 Prozent. Keiner der Defizitstaaten kann über dieses Limit hinausgehen. Mitte Juli 2011 bezahlte Italien schon fast 6 Prozent Zinsen auf seine Staatsanleihen, Anfang August war dann auch diese Grenze überschritten. Der Zinssatz für italienische Staatsanleihen kletterte auf den höchsten Wert seit neun Jahren. Langfristig aber kann das Land sich derart hohe Zinsen einfach nicht leisten.


      Mitte Juli kommt es zu Spannungen zwischen Wirtschaftsminister Giulio Tremonti und Ministerpräsident Silvio Berlusconi, die die Situation weiter erschweren. Es geht dabei um die Sparmaßnahmen, die der Wirtschaftsminister vorschlägt, um die Staatsverschuldung zu verringern. Es handelt sich um ein Sparpaket von zunächst 40, dann 80 Milliarden Euro, das bis 2012 das Budgetdefizit ausgleichen soll. Die Idee, dem Volk »Blut und Tränen« abzuverlangen, gefällt dem Populisten Berlusconi nicht. Diese Spannungen genügten, um das Vertrauen der Märkte in das Land weiter zu erschüttern.


      Als die Krise ausbricht, lacht ganz Europa über die politische Führungsschicht in Italien. Ist das ein Wunder, wenn ihre Mitglieder sich in einem Moment höchster Gefahr von persönlichen Zu- und Abneigungen leiten lassen? Das Land selbst weist zwar im Vergleich zu Spanien (9,2 Prozent) ein geradezu lächerliches Haushaltsdefizit von 4,6 Prozent auf und muss auch seine Banken nicht retten, doch das »Nullwachstum« dauert schon viel zu lange an. Und dies, wo Italien eine Staatsverschuldung von 120 Prozent des BIP aufweist – nach Griechenland die zweithöchste in Europa. Italien hat also ein chronisches Problem.


      Kein Sparprogramm wird die Gesamtverschuldung in kurzer Zeit auf unter 100 Prozent des BIP drücken können. Die Ratingagentur Moody’s schätzte, dass das Land 2011 würde 10 Prozent der Staatseinnahmen allein für Zinszahlungen aufwenden müssen. In Spanien waren es nur 6 Prozent. Italien aber sollte in der zweiten Jahreshälfte 2011 ganze 50 Prozent seiner Kreditfälligkeiten begleichen, also 222 Milliarden Euro. Da standen die Spanier mit ihren 40 Milliarden besser da. Diese Zahlen mögen genügen, um anschaulich zu machen, dass die Mitte August beschlossenen Kürzungen in Höhe von 45 Milliarden nichts bringen konnten. Auf jeden Fall wird es für das Land immer schwieriger, seine Staatsanleihen zu platzieren. Der Unsicherheiten sind viele: die Frage, ob der Griechenland-Rettungsschirm letztlich Erfolg haben wird, die immer wahrscheinlicher werdende Krise Portugals, Zypern, das wohl ebenfalls bald Hilfe in Brüssel suchen muss, und die Herabstufung der Kreditwürdigkeit Frankreichs. Ohne Zweifel ist Italien von der Schuldenkrise massiv betroffen.


      Die EU muss eine äußerst gefährliche Entscheidung treffen: Entweder sie versucht, die kriselnden Ökonomien zu retten, und riskiert dabei das Scheitern des Euro. Oder sie wirft die Flinte ins Korn und krempelt die Ärmel hoch, um sich durch eine kontrollierte Staatsinsolvenz all dieser Volkswirtschaften neu zu organisieren. Natürlich hat sie sich für Ersteres entschieden, ohne die zweite Option überhaupt in Betracht zu ziehen. Doch niemand kann sich in der heutigen Welt erlauben, praktische Probleme auf ideologische Weise anzugehen. Mit dieser Frage hätte man sich schon vor Monaten beschäftigen müssen: Im Grunde wäre dies Sache des Währungsfonds gewesen, einer Organisation, die immerhin über jahrzehntelange Erfahrung auf diesem Gebiet verfügt. Für den schlimmsten Fall hätte man verschiedene Krisenszenarien durchspielen müssen, um unterschiedliche Lösungsansätze zu finden. Nichts von alledem ist passiert.


      Es sei deshalb die Frage erlaubt: Wozu ist der IWF eigentlich nütze? Sie macht zurzeit auf den Straßen Europas die Runde. Die Empörten des alten Kontinents sind allerdings nicht die Ersten, die darauf eine Antwort suchen. Als 1997 die Asienkrise (sozusagen die Generalprobe zur europäischen Schuldenkrise) ausbrach, beschäftigte sie einen großen Teil der asiatischen Bevölkerung.


      Damals wie heute riskiert ein ganzer Kontinent die Pleite. Verantwortlich dafür waren auch seinerzeit westliche Banken und Investmentfonds, die dank der Deregulierung in Schwellenländern wie Malaysia und Thailand im großen Stil investiert hatten. Sie verleiteten die Regierungen dieser Länder dazu, sich angesichts des ständig steigenden Werts von Immobilien und Aktien immer mehr zu verschulden, und verursachten so eine ungeheure Finanzblase. Aber warum vergibt jemand Kredite, wo doch jeder weiß, dass Spekulationsblasen früher oder später platzen müssen? Ganz einfach: weil in der Finanzwelt mittlerweile das Gesetz des irrationalen Überschwangs und der systematischen Unterschätzung von Risiken herrscht. Und weil von den Akteuren der Hochfinanz noch nie auch nur einer für seine Fehler bezahlen musste.


      In den neunziger Jahren wächst die asiatische Spekulationsblase vor den Augen des Währungsfonds und der Weltbank, die theoretisch die Entwicklung der Wirtschaft in den Schwellenländern überwachen sollen, in der Praxis aber rein gar nichts unternehmen. Auf den jährlichen Hauptversammlungen dieser Institutionen finden sich die Mächtigen der Erde ein und stoßen mit Champagner auf den Erfolg ihrer Politik an. Die Funktionäre des IWF und der Weltbank wirken neben den Wall-Street-Giganten wie deren arme Verwandte. Niemand wagt es, auch nur darauf hinzuweisen, dass der massive Geldfluss in die asiatischen Länder nicht gerechtfertigt ist und den noch jungen und fragilen Volkswirtschaften irreparable Schäden zufügen könnte. Einwände sind unbeliebt, denn es geht um hohe Gewinne – für jede Transaktion werden üppige Provisionen fällig. Außerdem sind sich Börsenmakler und Banker sicher, dass sie ihre »giftigen Papiere« kurz vor dem Platzen der Spekulationsblase noch losschlagen können. Vor allem aber vertrauen sie darauf, wie immer ungestraft davonzukommen.


      Und sie haben recht behalten, auch wenn das Platzen der asiatischen Finanzblase ein unbeschreibliches Chaos auslöste.


      Der thailändische Baht brach um 40 Prozent ein, die indonesische Rupie um 80, der malaysische Ringgit um 30, der Singapur-Dollar um 15 und der philippinische Peso um 50 Prozent. Die Aktien- und Rentenmarkt-Indizes sausten in den Keller, an den Finanzmärkten setzte eine Massenflucht ein. Jeder warf auf den Markt, was er an asiatischen Titeln im Portfolio hatte. Der damalige US-Notenbankchef Alan Greenspan, der große alte Mann der globalisierten Finanzwirtschaft, übernahm es, die Verluste der Wall-Street-Giganten zu halbieren. Mit radikalen Zinssenkungen konnte er verhindern, dass die Krise auch die Wall Street mitriss.


      Die Volkswirtschaften der asiatischen Länder verfügten über keinen solchen Anker und wurden von der Krise förmlich zerschmettert. Und der Grund? Bedeutende Ökonomen bemühten zur Antwort ein psychologisierendes Erklärungsmodell. Das Verhalten der Märkte sei »bipolar«, heißt es. Die Schuld trügen einzig »unsere animalischen Instinkte« (nach einem Zitat von John Maynard Keynes). Dieses Modell geht davon aus, dass Börsenhändler sich in einer höllischen Mischung aus Irrationalität und Instinkt wie Idioten benehmen. Eigentlich sollte man sie als Kriminelle betrachten, da sich durch ihre Schuld von einem Tag auf den anderen Milliarden sozusagen in nichts auflösten.


      Die Wirklichkeit ist sehr viel einfacher. Die Spekulanten konnten das internationale Kontrollsystem »austricksen«, weil es ein solches noch nie gegeben hat. Der Vergleich zwischen der asiatischen und der Euro-Krise zeigt, dass die Situation immer dann schwierig wird, wenn die Ratingagenturen die Alarmglocken läuten – und das geschieht gewöhnlich erst dann, wenn der Schaden schon angerichtet ist. Griechenland fälschte seine Bilanzen, aber das kam erst ans Licht, als die Verschuldung bereits außer Kontrolle war. In Italien gibt es seit über zehn Jahren kein Wachstum mehr, aber das wird erst dann zum Problem, als der Kapitalmarkt dem Land den Rücken kehrt.


      Die Mechanismen der für die Kontrolle der weltweiten Finanzströme zuständigen Institutionen greifen nicht. Als der IWF endlich in der Asienkrise einschritt, richtete er noch mehr Schaden an, statt »unser« Geld zu retten. Genau dasselbe geschieht heute in Europa. Seit Griechenland und Portugal sich in den Händen der Washingtoner »Experten« befinden, schrumpft die Wirtschaft in Europa, und die Bevölkerung lehnt sich auf gegen die Unfähigkeit derer, die ihren Ruin beschleunigen, statt sie davor zu bewahren.


      Die asiatische Bevölkerung begehrte 1997 nicht auf gegen ihre Regierenden, weil sie nicht wusste, was vor sich ging. Der Zusammenbruch der asiatischen Märkte war die erste richtige Krise der globalisierten Welt, die durch die neoliberalistischen Methoden der westlichen Hochfinanz und die Verflechtungen zwischen Geldadel und politischer Macht verschuldet war. Diese Zusammenhänge offenzulegen braucht eine gewisse Zeit.


      Die Empörten Europas hatten diese Zeit. Sie wuchsen vor dem Hintergrund ähnlicher Krisen und Spekulationsblasen auf: die Krise des mexikanischen Peso, die Dotcom-Blase in den USA, die Pleite Argentiniens, auf die der wirtschaftliche Zusammenbruch anderer lateinamerikanischer Länder wie Ecuador folgte, die Schuldenkrise in Europa, die Insolvenz Islands und schließlich die Euro-Krise, die Irland und die europäischen Mittelmeerländer in Mitleidenschaft zieht. Verursacht haben sie die gleichen Individuen. Die Protestbewegung weiß: das Duo aus Demokratie und neoliberaler Finanzoligarchie fördert Strukturen, die den Staat aussaugen. Instrumente wie der IWF machen sich zu Helfershelfern dieses kranken Systems.


      Was uns die Asienkrise (nicht) gelehrt hat


      Dieselben »Rettungspakete«, die der IWF damals den asiatischen Ländern vorschlug, sollen heute die europäischen Nationen in Sicherheit bringen. Sie sind mittlerweile Standard geworden. Dazu gehören stets drastische Kürzungen der Haushaltsausgaben, ein umsetzbarer Plan für einen wirtschaftlichen Aufschwung aber fehlt. Anstatt die Staaten zu sanieren, liefert sie der Währungsfonds der Deflation und der Rezession aus. 1997 zum Beispiel gelang es den asiatischen Ländern trotz »Hilfsprogrammen« nicht, das Vertrauen der Investoren zurückzugewinnen. Doch damit nicht genug: Die Finanzmittel wurden nur unter der Voraussetzung gewährt, dass die Krisenstaaten eine strikte Sparpolitik gegenüber der Bevölkerung durchsetzten. So aber schrumpft das Bruttoinlandsprodukt. Damit versiegt das Lebenselixier einer darniederliegenden Volkswirtschaft, nämlich die Staatsausgaben.


      In Spanien setzte Zapatero ab 2008 auf eine großzügige Ausgabenpolitik, um die Wirtschaft anzukurbeln und die höchste Arbeitslosenquote Europas reduzieren zu können. Doch 2011 wurde er vom IWF und der Europäischen Zentralbank an die Kandare genommen, sodass er einen Kurswechsel vornehmen musste. In der Folge begann die spanische Wirtschaft zu schrumpfen. Auch in Italien, das seit zwanzig Jahren kein Wachstum mehr aufweist und wo eine Industriepolitik schlicht fehlt, verstärken die Budgetkürzungen das Problem des schlechten Managements in der Wirtschaft noch zusätzlich.


      Das unfehlbare Urteil des Währungsfonds lautet immer gleich: zu viele Schulden. Das ist natürlich wahr, aber wer ist dafür verantwortlich? Ganz bestimmt nicht die hintergangene Bevölkerung. Wussten etwa die Griechen oder die Italiener von den Tricksereien, die ihre Regierung zusammen mit den großen Investmentbanken ausgeheckt hatte? Natürlich nicht. Waren sie darüber informiert, dass sich der Geldadel einen Großteil der für die Staatskasse bestimmten europäischen Finanzmittel in die eigene Tasche steckt? No. In Anbetracht der Tatsache, dass es Aufgabe des IWF ist, die Stabilität der weltweiten Wechselkurse zu garantieren, und dass die übermäßige Verschuldung eines oder mehrerer Länder diese in Gefahr bringt, stellt sich die Frage: Hatte der Währungsfonds je überprüft, ob die Verschuldung noch zu kontrollieren war? Die Antwort ist auch hier ein simples Nein.


      Ein Heer von Ratingagenturen, Unternehmensberatungen und Forschungsabteilungen von Banken, ganze Scharen von Wirtschaftswissenschaftlern beim IWF, der Weltbank oder der EU haben nie etwas bemerkt.


      Die Empörten Europas haben also recht, wenn sie behaupten, ein Teil der Verantwortung für die Schuldenkrise liege beim IWF. Denn er hat die Länder, die die Wall Street ins Visier genommen hatte, nie vor den Gefahren der Politik leicht erhältlicher Kredite gewarnt. Obwohl doch das Mantra der Hochfinanz lautet: »Es gibt nichts umsonst!«


      Die Bürger, die heute auf Europas Straßen protestieren, wissen, dass diese Krise nur die jüngste Folge einer Seifenoper mit dem Titel »Verschuldungsdrama« ist. Sie begann 1989 mit dem Fall der Berliner Mauer und dem Anbruch des Zeitalters der Globalisierung, in dem die Hochfinanz ein Land nach dem anderen, Region um Region heimsucht, um die dortige Volkswirtschaft kaputt zu machen. Russland, Thailand, Malaysia, die Philippinen, Korea, Argentinien, Ecuador, Island und jetzt Griechenland, Portugal, Irland und bestimmt bald auch Italien – die Liste ist lang.


      Wie ein Heuschreckenschwarm bereichert sich das Heer der neoliberalen Raubritter an den Schulden. Ist erst einmal alle Liquidität aufgesaugt, hinterlässt es eine verwüstete Landschaft. Die Nachhut bildet dann der IWF, der den Kriminellen auf der Flucht den Rücken deckt.


      Was würde Keynes dazu sagen? Die Institutionen, die er in Bretton Woods ins Leben rief, um eine zweite Weltwirtschaftskrise zu verhindern, sollten über das Währungssystem wachen und verarmten Ländern Hilfestellung leisten. Nun scheint es, als habe man seine Bücher verbrannt und die neoliberale Doktrin des freien Marktes zum Götzen erhoben.


      Wenn die Wirtschaft dann schlecht läuft, heißt das Zauberwort Kürzungen. Kürzungen, Kürzungen und nochmals Kürzungen. Aber welchen Sinn hat es, bei den Haushaltsausgaben zu sparen, nur um sich noch höher zu verschulden? Wer kümmert sich um Arbeitslosigkeit, Renten, Schule, Gesundheits- und Transportwesen? Wer um die Realwirtschaft, in der die jungen Leute die Hauptrolle spielen sollten, damit sie ein annehmbares Leben führen können? Diese brennenden Fragen stellen heute die Empörten den Politikern. Es sind dieselben, die sich auch der Premierminister von Malaysia stellen musste.


      Schlechte Gesellschaft – schlechte Gewohnheiten


      Wir befinden uns im Jahr 1997. Der IWF versucht, das Unvermeidbare zu verhindern: den wirtschaftlichen Zusammenbruch der Emerging Markets in Asien. Da überrascht der malaysische Premierminister Mahathir bin Mohamad die internationale Hochfinanz, indem er die Währungsspekulanten öffentlich rügt. Er beschuldigt sie, sein blühendes muslimisches Land, dessen Wirtschaft in raschem Wachstum begriffen war, vernichten zu wollen. Die Finanzwelt schaut fassungslos zu, als er auf das islamische Spekulationsverbot »Gharar« verweist. Mahathir stellt Malaysia als Opfer raffgieriger westlicher Investoren dar und lehnt eine Intervention der Bretton-Woods-Institutionen ab. Stattdessen ersucht er die reichen islamischen Brüder am Persischen Golf um Hilfe. Und diese stellen sich schützend vor ihn.


      Die Islamische Entwicklungsbank stellt zusammen mit reichen saudi-arabischen Investoren ein alternatives Rettungspaket zusammen. Die Investoren machen dem Land keinerlei Kürzungen zur Auflage, Malaysia darf das gewährte Geld selbst verwalten. Und so geschieht, was jedermann für unmöglich hielt: Während in Thailand und auf den Philippinen in Folge der vom IWF auferlegten Sparpolitik das BIP schrumpft, die Arbeitslosigkeit steigt und die Wirtschaft flügellahm bleibt, zieht Malaysia eine Schar reicher muslimischer Investoren an. Und das, obschon gleichzeitig das BIP um 2,8 Prozent zurückgeht, die Wirtschaftskrise auf ihrem Höhepunkt anlangt, Kapitalkontrollen eingeführt werden und die Währung nicht mehr frei tauschbar ist. Darüber hinaus wird der Wirtschaftsminister entlassen, während man dem stellvertretenden Premierminister Anwar Ibrahim Handschellen anlegt. Köpfe rollen, auch die angesehener Politiker.


      Angemessene strafrechtliche Konsequenzen sollten den Verantwortlichen eigentlich auch in Europa drohen. Tut es aber nicht. Weil das Schicksal unseres Kontinents heute in den Händen ebenso unzeitgemäßer wie einfallsloser Institutionen liegt, deren Fehler bzw. Verbrechen auf die Bevölkerung zurückfallen. Premierminister Mahathir wusste sich angesichts der Opfer, die Wall Street dem Land abverlangt hatte, vor ihnen zu hüten. Schlechte Gesellschaft, schlechte Gewohnheiten – und der IWF geht seit mindestens zwanzig Jahren mit schlechtem Beispiel voran.


      Malaysia brauchte nur wenige Jahre, um aus dem Finanztief herauszukommen, und das, ohne seiner Bevölkerung unmenschliche Opfer abzuverlangen wie Thailand und die anderen vom IWF »geretteten« asiatischen Länder. Das Geheimnis des Erfolgs lag im Verzicht auf das westliche Rettungsmodell.


      Die arabische Welt mit der Rettung Dubais und das asiatische Beispiel Malaysia zeigen interessante Lösungsmöglichkeiten auf. Auch das insolvente Island hat sich um ein anderes, unabhängiges Rettungsmodell bemüht. Wie wir noch sehen werden, können wir auch aus der Argentinienkrise etwas lernen. Interessanterweise sind solche alternativen Strategien der Krisenbewältigung für die Empörten Europas heute keineswegs nur trockene Theorie. Tatsächlich sind sie genauso inspirierend wie die Massenproteste in Tunesien oder Ägypten.


      Dass die Interessen der Völker rund ums Mittelmeer sich in vielerlei Hinsicht decken, wurde allerdings erst jüngst zum Thema. Obwohl diese Gemeinsamkeiten auch historisch begründet sind, gingen doch all diese Länder aus einer Kultur hervor.

    

  


  
    
      


      13 Die Scheinheiligkeit des Westens


      Die Kolonialpolitik machte das Mittelmeer zur Schranke zwischen Nord und Süd. An diesem Zustand änderte auch der Prozess der Dekolonisierung nichts. Erst der Jasminrevolution in Tunesien von 2011 gelang es, das nördliche und das südliche Ufer wieder zu vereinen. Im Übrigen lehrt uns schon die Geschichte, dass das Mittelmeer in geopolitischer Hinsicht ein launisches Gewässer ist: Einmal eint es die Völker an seinen Gestaden, dann wieder trennt es sie. Über 700 Jahre, von 711 bis 1492, lebten Muslime, Christen und Juden hier friedlich zusammen und riefen eine blühende Kultur ins Leben. Und doch besudelten die Kreuzzüge die östlichen Mittelmeerregionen in der gleichen Zeitspanne mit Blut.


      Auch als die Kolonialmächte sich zurückzogen, prägten weiterhin die Bedürfnisse Europas und der Vereinigten Staaten die Beziehungen zwischen dem mediterranen Norden und dem zugehörigen Süden. Am Ende des Zweiten Weltkriegs drängte die Supermacht gewaltsam ins politische Gefüge des Mittelmeerraums. Ihr Ziel war es, die politische Stabilität der Region sicherzustellen. So konnte sie den Handel fördern und gleichzeitig zur Sicherheit Israels beitragen, die eigene Energieversorgung verbessern und die Einwanderung in die USA entsprechend beschränken. Diese Ziele bildeten die Eckpfeiler der Dekolonisierung. Sie gaben den Schlüssel vor für das Verständnis der neuen Mittelmeerpolitik.


      Israel – der politische Aspekt


      Seit über zwanzig Jahren erhält die ägyptische Armee jährlich Milliarden Dollar von den Amerikanern, weil ihre Regierung das Friedensabkommen von Camp David unterzeichnet hat. Mubarak und seine Machteliten haben mit Hilfe dieses Geldes ein brutales, korruptes und wirtschaftlich ineffizientes Regime aufgebaut und am Leben erhalten. Die Amerikaner mitsamt ihrem Präsidenten der Hoffnung Barack Obama hatten nichts dagegen einzuwenden, weil der ägyptische Präsident den Wachhund für die Grenzen des sich immer weiter ausdehnenden Israels spielte und alles daransetzte, die Schaffung eines Palästinenserstaates zu verhindern.


      Die Finanzierung der ägyptischen Diktatur war eine strategische Entscheidung. Die arabische Welt kommt nicht ohne ihren Polarstern Ägypten aus, der ihr den langen Weg in die Moderne weist. Das Epizentrum des revolutionären Bebens lag denn auch auf dem Tahrirplatz in Kairo und nicht in Tunesien, wo alles seinen Anfang nahm. Gerade weil Mubarak sein Versprechen, Israel zu schützen, hielt, ohne sich um die Unabhängigkeitsträume der Palästinenser zu scheren, öffnete die neue ägyptische Regierung als Erstes die Grenze zum Gazastreifen. Sie unterstützte ein Versöhnungsabkommen zwischen Hamas und Fatah und nahm die Beziehungen zum Iran wieder auf. Nachdem der Schiffsverkehr zwischen Ägypten und dem Iran dreißig Jahre lang geruht hatte, durchqueren nun erstmals wieder iranische Öltanker den Suezkanal.


      Von noch größerer Bedeutung ist das Übergreifen des revolutionären Funkens auf Israel. In den Zeltstädten der Bewegung 14. Juli tun Spruchbänder genau wie in Spanien die Solidarität mit den Ägyptern kund. Das ist ein bedeutsamer Schritt, denn offensichtlich ist die Distanz zwischen der politischen Klasse und der Zivilbevölkerung größer, als man gemeinhin glaubt. Heute protestieren Israels Bürger offen gegen die undemokratische amerikanische Außenpolitik im Mittelmeerraum, deren Konzept ohnehin nie aufging.


      Die ägyptische Übergangsregierung lehnt auch jede Einmischung der Amerikaner in den Demokratisierungsprozess ihres Landes ab. Sie verurteilt die Initiative der US-Agentur für Internationale Entwicklung (USAID), die in ägyptischen Zeitungen Werbeanzeigen schaltete: Dort bot die USAID bis zu 100 Millionen Dollar für Projekte für Arbeit und wirtschaftliche Entwicklung sowie bis zu 65 Millionen für Vorhaben, die zur Demokratisierung des Landes beitragen. Der Staat nimmt darüber hinaus keine Wirtschaftshilfen aus dem Westen an, wenn Ägypten die Finanzen dabei nicht selbst verwalten kann. Die Ägypter wissen aus Erfahrung, wie gefährlich Geld aus dem Ausland sein kann.


      Im Übrigen mutet die amerikanische Großzügigkeit gönnerhaft und geringschätzig zugleich an. Man stelle sich die Reaktion der Franzosen vor, wenn die USA in Le Monde ein ähnliches Angebot machten! Der diplomatische »Zwischenfall« wäre programmiert. Doch Geld war schon immer das wirkungsvollste Mittel, um die Politik in Nordafrika zu beeinflussen und zu kontrollieren. Die ausländischen Diplomaten in diesem Erdteil amtieren seit jeher als Geldboten.


      Aber der Schutz Israels und die politische Stabilität der Region sind nicht die einzigen Einflussfaktoren in der Außenpolitik der Mittelmeeranrainer. Auch das Erdöl spielt eine entscheidende Rolle in der Geschichte der neuzeitlichen Diplomatie. Nach dem Embargo von 1973/74 und der iranischen Revolution von 1978 stellt der Westen fest, dass seine Energieversorgung nicht genügend abgesichert ist. Nun wird es plötzlich wesentlich, die Ausbreitung der islamischen Revolution zu verhindern. Dies nutzen die diktatorischen Herrscher der angeblich demokratischen Nationen wie Ägypten und Tunesien für ihre Zwecke aus: Sie festigen ihre Macht, weil der Westen der Bedrohung durch die Islamisten in dieser Region etwas entgegensetzen will. Ihren unterdrückten Bürgern bleibt häufig nur die Moschee als Treffpunkt. Sie ist der einzige Ort, an dem man in der erstickenden politischen Atmosphäre einmal durchatmen oder eine Diskussion führen kann. So bildet sich eine religiöse Opposition heraus, welche die diktatorischen Eliten fürchten müssen wie nichts zuvor.


      Um die Opposition in ihren Ländern einzudämmen, unterstützen die muslimischen Diktaturen Nordafrikas und des Nahen Ostens in den achtziger Jahren den antisowjetischen Dschihad: Sie finanzieren Rekrutierungseinrichtungen der Mudschaheddin und schicken ihre hitzköpfigen jungen Männer nach Afghanistan. Paradoxerweise erwartet die Heimkehrer Ende des 20. und Anfang des 21. Jahrhunderts eine brutale Repression im Auftrag ihrer einstigen Gönner.


      Arbeitsemigration – der soziale Aspekt


      Nordafrika und der Mittlere Osten bieten ein riesiges Reservoir an billigen Arbeitskräften. Länder wie Italien verlagern ihre Produktionsstätten deshalb nicht nur ins Ausland, sondern auch innerhalb ihrer Landesgrenzen dorthin, wo sich billige Arbeitskräfte finden. In allen ländlichen Gebieten des Mittelmeerraums treffen wir auf das Phänomen der Taglöhner, das mitunter noch schlimmere Züge annimmt. Eines der düstersten Kapitel in der Geschichte der Ausbeutung afrikanischer Arbeitskräfte durch den reichen Norden wurde in Rosarno geschrieben, einem italienischen Städtchen, dessen Name 2010 nach schweren Zusammenstößen zwischen Einheimischen und Migranten um die ganze Welt ging.


      Nunzia Penelope beschreibt in ihrem Buch Soldi Rubati (»Gestohlenes Geld«), was im Vorfeld der schrecklichen Ereignisse geschah: »Die Richter enthüllten, dass die landwirtschaftliche Genossenschaft die Einwanderer, die bei der Orangenernte in Rosarno eingesetzt wurden, ausdrücklich angefordert hatte. Sie hatte nicht nur klare Bedingungen zu deren Anzahl, sondern auch zu deren Herkunft gestellt: Die Grundbesitzer in Rosarno sind nämlich der Überzeugung, dass gewisse Völker bessere Arbeit leisten und leichter zu beaufsichtigen sind als andere. Sie ›bestellten‹ also ausdrücklich Hilfskräfte afrikanischer Herkunft und nicht solche aus Asien oder dem Balkan. […] Die Genossenschaftsmitglieder hatten schon im Voraus den Ertrag der Orangenernte pro Hektar geschätzt und auch bereits festgelegt, wie dieser im Anschluss verwendet werden sollte.«


      Die Arbeitsbedingungen erinnern schlicht an Sklaverei. Die Schwarzarbeiter erhielten 25 Euro am Tag bzw. 40 Cent pro Kiste bei Akkordarbeit. Von dieser mageren Entlohnung wurde dann noch die Vergütung für den »Korporal« abgezogen, der die Schwarzarbeiter rekrutiert und bei der Arbeit kontrolliert hatte: 8 Euro vom Tageslohn oder 20 Cent pro Kiste. Im Durchschnitt verdienten die Hilfsarbeiter zwischen 500 und 600 Euro brutto im Monat, von denen sie 150 Euro für Kost und Logis abgeben mussten. Es blieb ihnen also fast kein Geld mehr, das sie ihren Familien nach Hause hätten schicken können. Dabei ernährten sie die Familie allein.


      Schätzungen zufolge leben in Italien mindestens 70.000 Migranten unter ähnlichen Bedingungen. Wahrscheinlich sind es noch sehr viel mehr. Ein großer Teil dieser Taglöhner wird in ihren Heimatländern rekrutiert – »unter Vorspiegelung falscher Tatsachen«. Man verspricht ihnen ein besseres Leben und lässt sie einen gefälschten Arbeitsvertrag mit ebensolcher Aufenthaltsgenehmigung unterschreiben. Da fragt man sich doch spontan, wie Italien den Mut aufbringt, China zu kritisieren. Am erschütterndsten an dieser Geschichte aber ist zweifellos, dass es sich bei den »Tätern« um die Mitglieder einer Landwirtschaftsgenossenschaft handelt, die durchweg als unbescholten gelten und nicht vorbestraft sind. Also keine Spur von organisiertem Verbrechen, zumindest nach außen hin. Nunzia Penelope nämlich berichtet, die Staatsanwaltschaft gehe davon aus, dass der durch die illegalen Arbeiter erzielte Gewinn 10 Millionen Euro im Monat betrug. Dieses Geld, dessen Höhe im Voraus genau berechnet worden war, wurde auf der Stelle reinvestiert, und zwar in Immobilienspekulationen an der ionischen Küste. Und hier war die Mafia selbstverständlich als Vermittler im Spiel.


      Erdöl – der wirtschaftliche Aspekt


      Im Jahr 2003 wird auch Oberst Gaddafi wieder in die internationale Gemeinschaft aufgenommen. Europa braucht ihn, um seine Energieversorgung zu sichern. Ein weiteres Beispiel dafür, wie sich das südliche Mittelmeergebiet an den Bedürfnissen des Nordens orientiert. Die Absolution wird Gaddafi zwei Jahre nach dem Anstieg der Erdölpreise auf Rekordhöhe erteilt (zunächst 100, dann 140 Dollar pro Barrel). Schuld an den hohen Preisen war unter anderem George Bushs »Krieg gegen den Terror«. Bis zum 11. September 2001 nämlich stagnierte der Preis bei 18 Dollar pro Fass.


      Die Europäer lassen sich aus zwei Gründen auf Deals mit einem der schlimmsten arabischen Diktatoren ein. Da ist zum einen die Abhängigkeit vom saudischen Erdöl: Man fürchtet, ein Terrorangriff auf den Hafen von Ras Tanura, von wo aus 80 Prozent der Erdöllieferungen in See gehen, könnte den Export zum Erliegen bringen. Zum anderen steigt die Nachfrage der aufstrebenden Wirtschaftsmächte China und Indien ständig an. Also wird Gaddafi in den Kreis von Europas »Lieblingstyrannen« aufgenommen, zu denen auch der tunesische Präsident Ben Ali und der ägyptische Staatspräsident Mubarak gehören.


      Damals wie heute gibt es stillschweigende Übereinkünfte zwischen ein paar geschickten arabischen Politikern und den Vertretern europäischer Demokratien. Das Beispiel Gaddafi zeigt, wie Erstere dazu kommen, sich sozusagen als Vizekönige der westlichen Staaten aufzuspielen, und wie Letztere ihnen die internationale politische Anerkennung verschaffen, die sie benötigen. Umso wichtiger ist es für beide Seiten, dass die politische Lage in den arabischen Ländern stabil bleibt. Khomeinis Revolution hat den Westen gelehrt, dass aufständische Bewegungen schnell ein feindliches Regime an die Macht bringen können. Man fürchtet, ein demokratischer Aufstand könne die gleiche Wirkung haben. Um dies zu verhindern, ist der Westen bereit, auch bei schwerwiegenden Verletzungen der Menschenrechte beide Augen zuzudrücken.


      Die Anschläge vom 11. September 2001 lieferten eine großartige Gelegenheit, neue Restriktionen durchzusetzen, die die bürgerlichen Freiheiten in einem großen Teil der Welt weiter beschneiden. Der Terrorismus der islamischen Fundamentalisten, eine zusätzliche Bedrohung für alle, hält Einzug ins politische Gefüge. Die arabischen Regime werden ob ihrer repressiven Politik gegenüber angeblichen Terroristen belobigt. Und als wäre das noch nicht genug, heuert der Westen sie im Rahmen der sogenannten Extraordinary Renditions, bei denen Terrorverdächtige in Länder überstellt werden, die beim Verhör nicht an Rechtsgrundsätze des Westens gebunden sind, sogar als willige Folterknechte an.


      Die zwielichtige Gestalt Gaddafis war und ist die Galionsfigur für die Scheinheiligkeit des Westens.

    

  


  
    
      


      14 Die Rückkehr des verlorenen Sohnes


      Im Jahr 2011 regnete es plötzlich Nato-Bomben vom Himmel über Tripolis, das bis zu Gaddafis Sturz die letzte Festung war, in der der ehemalige Verbündete des Westens sich vor seinen aufständischen Untertanen verschanzen konnte. Warum aber bereitet man dem syrischen Diktator Assad, dessen Schergen den demokratischen Volksaufstand im Blut ertränken, nicht dasselbe Schicksal? Offiziell liegt es am Veto Russlands und Chinas. Assad war offiziell nie mit dem Westen verbündet, obschon seine Regierung nach dem 11. September 2001 den USA ihre bedingungslose Unterstützung anbot. Die Beziehung zwischen Syrien und den Vereinigten Staaten beruhte auf einem scheinbar instabilen Gleichgewicht. Syriens Kooperation brachte der Nahostpolitik des Westens durchaus einen Nutzen: Sie trug dazu bei, die Lage in der Region zu stabilisieren.


      Das ist aber nicht die einzige Ursache für die anfängliche Gleichgültigkeit des Westens gegenüber dem Leiden der syrischen Zivilbevölkerung. In den USA standen Wahlen bevor. Natürlich wollte Barack Obama die Anzahl der US-amerikanischen Militärinterventionen möglichst eingrenzen. Außerdem ist das syrische Erdöl nicht gerade von bester Qualität – ganz im Gegensatz zum libyschen mit seinem leichten, einfach und kostengünstig zu raffinierenden Rohöl, das auch für Europa, Obamas wichtigsten Verbündeten, eine wertvolle Ressource darstellt. Die Europäer setzten also die USA unter Druck. Sie sollten sich an einer militärischen Intervention in Libyen beteiligen.


      Vermutlich erinnerte der französische Expräsident Sarkozy Obama daran, dass er die Unterstützung der Europäer in Afghanistan zur Verhandlung mit den Taliban brauchte, damit er den US-Bürgern im Wahlkampf wenigstens die Illusion vermitteln konnte, ein Sieg über die Guerilla stünde unmittelbar bevor. Ohne die Hilfe ihrer europäischen Freunde, so die Drohung der EU, würden die amerikanischen Soldaten 2012 nicht nach Hause zurückkehren können. Im Gegenzug verlangten sie von Obama diplomatische und militärische Rückendeckung beim Bombardement Libyens. Do ut des (»Ich gebe, damit du gibst« oder »Eine Hand wäscht die andere«) ist ein politisches Prinzip, das seinen Ursprung im Mittelmeerraum hat – genauer gesagt im alten Rom – und das auch heute noch gilt.


      Trotz des Militäreinsatzes und des Siegs über Gaddafis Streitkräfte ist nunmehr aber klar, dass weder das libysche noch das iranische Öl die Schuldenkrise beheben kann, die Europa und die USA im Würgegriff hat. Beim G8-Gipfel 2012 in Camp David (USA) trafen sich die am höchsten verschuldeten Staaten der Welt: Japan (238 Prozent seines BIP [geschätzt]), Italien (121 Prozent) und USA (105 Prozent). Die wirtschaftlichen Probleme des Westens sind also ganz ähnlicher Natur wie die der arabischen Länder. Die Bombardierung Libyens und die Anti-Gaddafi-Statements vor laufenden Kameras gehören zur Reality-Show unserer Politiker, sie sind Bestandteil ihrer Selbstinszenierung für den Wähler.


      Der Wettlauf bei der Bombardierung Gaddafis und die offizielle Anerkennung der Rebellen sind Teil des erbitterten Kampfs um Energie, den alle westlichen Länder ausfechten. Hinter den schönen Worten verbirgt sich eine bittere Wahrheit: Der Import von Energie aus dem Nahen Osten ist für Südeuropa lebensnotwendig. Während der nördliche Teil des Kontinents sich in Norwegen eindeckt bzw. Zugang zur Nordsee und den russischen Energiereserven hat, muss sich der Süden nach Nordafrika und dem Nahen Osten orientieren. Unter dem Mittelmeer verlaufen lebenswichtige Energiearterien, Gaspipelines wie Medgaz (zwischen Algerien und Spanien) oder Greenstream (zwischen Libyen und Italien), welche die beiden Ufer verbinden. Italien beispielsweise importiert 86 Prozent seines Bedarfs aus diesen Regionen. Allein Libyen stillt 25 Prozent des italienischen Erdöl- und 10 Prozent des Erdgasbedarfs.


      Vor dem Volksaufstand wurden in Libyen 1,7 Millionen Barrel Öl am Tag gefördert, der größte Teil davon floss nach Italien, Australien und Irland. Dazu muss man wissen, dass das libysche Rohöl nicht so einfach durch saudisches ersetzbar ist. Letzteres ist nämlich schwerer und erfordert einen längeren und kostspieligeren Raffinationsprozess. Die Importnationen hatten unter dem Ausbruch des Bürgerkriegs also am meisten zu leiden. Italien beispielsweise musste Erdgas in Algerien kaufen – zu wesentlich höheren Marktpreisen.


      Im Übrigen ist Libyen das neue Mekka der Energiemultis, weil es über die reichhaltigsten Vorkommen auf dem afrikanischen Kontinent verfügt. Es handelt sich um eine Art Reserve an schwarzem Gold, die nahezu zwanzig Jahre lang ruhte, da von 1992 bis 2003 UN-Sanktionen gegen Libyen in Kraft waren. Wer sich als Erster diese Vorräte unter den Nagel reißen würde, hätte sich allen anderen gegenüber einen großen Vorteil verschafft.


      Schuld an Gaddafis langfristiger Isolierung war seine Vergangenheit. Er finanzierte westliche Terrorgruppen und war in mehrere Terroranschläge in Europa verwickelt. Auf sein Konto gehen zum Beispiel der Anschlag auf ein amerikanisches Passagierflugzeug am 21. Dezember 1988 über Lockerbie (Schottland) sowie der Anschlag auf die Berliner Diskothek »La Belle« (Friedenau) vom 5. April 1986. Doch 2002 beschließen US-Präsident George Bush und der britische Premierminister Tony Blair, dass es Zeit für eine Wiederannäherung ist. Für ihre Theorie, dass der Irak Massenvernichtungswaffen baut und ein Präventivschlag folglich angebracht wäre, brauchen sie einen Schurkenstaat, der Reue zeigt und all seine Atomprogramme einstellt. Mit der Rückkehr des verlorenen Sohnes werden also zwei Fliegen mit einer Klappe geschlagen: Zum einen wird der Irak noch weiter isoliert, zum anderen zeichnet sich eine Lösung für das Energiebeschaffungsproblem im Westen ab. Denn die globalisierte Wirtschaft expandiert und braucht Öl sowie neue Absatzmärkte. Libyen ist reich an Rohstoffen, ein sozusagen jungfräulicher Markt, auf dem die westlichen Unternehmen potenziell lukrative Geschäfte tätigen können. Und genau das werden sie auch tun.


      Gaddafi übernimmt begeistert die Rolle des verlorenen Sohnes, denn die Isolierung seines Landes hat sein Regime deutlich geschwächt. Die Möglichkeit, Libyens Erdöl zu stetig steigenden Preisen verkaufen zu können, muss ihm wie Manna vom Himmel erschienen sein. Er verpflichtet sich also, die Familien der 270 Lockerbie-Opfer zu entschädigen. Jede Familie erhält bis zu 10 Millionen Dollar, das ergibt insgesamt 2,7 Milliarden Dollar. Und Gaddafi bleibt weiter spendabel, was die Opfer seiner terroristischen Machenschaften angeht: Berlin 1986 und der UTA-Flug 1989. Sogar die bei der US-Strafaktion von 1986, der Bombardierung von Bengasi und Tripolis, zu Schaden gekommenen Bürger entschädigt er. Als diese Bedingungen erfüllt sind, unterschreibt der amerikanische Präsident Bush das Dekret 13477, das Gaddafis Rückkehr in die internationale Gemeinschaft besiegelt.


      Gaddafi zahlt also ein »Blutgeld«, wie es bei den Volksstämmen Libyens die Regel ist: Der Mord an einem Familienmitglied wird üblicherweise durch den Tod des Schuldigen gesühnt. Sie kann aber durch die Bezahlung eines Sühnegelds ersetzt werden, ein im Westen nicht üblicher Rechtsgrundsatz. Das bringt denn auch die britische Regierung in Erklärungsnot: Wie macht man beispielsweise den Angehörigen von Yvonne Fletcher plausibel, dass die Regierung ihrer Majestät im Interesse der Bevölkerung und nach westlichen Moralprinzipien handelt, wenn sie die diplomatischen Beziehungen zu Gaddafi wiederaufnimmt? Die englische Polizistin war 1984 in London bei einer Demonstration gegen die Politik Libyens im Einsatz, als sie aus der libyschen Botschaft heraus erschossen wurde. Bis zuletzt weigerte sich Gaddafi, die Verantwortung für diesen Mord zu übernehmen. Es wird auch schwierig, die Freilassung des mutmaßlichen Attentäters von Lockerbie, des früheren Angestellten der Libyan Arab Airlines Lamin Khalifah Fhimah, zu rechtfertigen. Und siehe da, wer agiert bei diesem Kuhhandel als Vermittler? Der britische Erdölgigant BP.


      Das libysche Rohöl lässt allen das Wasser im Munde zusammenlaufen. Natürlich hüten sich die Politiker wohlweislich, diese Tatsache einzugestehen. 2004 empfängt der damalige Präsident der Europäischen Kommission, Romano Prodi, Gaddafi mit großem Pomp in Brüssel. Unmittelbar im Anschluss daran nehmen die westlichen Erdölgesellschaften ihre Arbeit in Libyen auf. Allen voran die Konzerne ENI (Italien), Repsol (Spanien), OMV (Österreich), Royal Dutch Shell (Niederlande), Statoil (Norwegen) und Gazprom (Russland). BP sichert sich die Rechte an Tiefseebohrungen, auch wenn diese nach der Havarie der Deepwater-Horizon-Plattform 2010 vorübergehend verboten werden.


      Alle hofieren Gaddafi, die Kuh, die es zu melken gilt. Da können natürlich auch die Jungscharen der Hochfinanz nicht fehlen, die nach Tripolis strömen, um den libyschen Staatsfonds zu verwalten, der sich dank steigender Erdölpreise im Aufwind befindet. Natürlich fragt niemand, wer eigentlich hinter dem Staatsfonds, der Libyan Investment Authority (LIA), steckt. Seine Funktionäre stehen dem Diktator Gaddafi nahe. Der Fonds, der theoretisch dem Land und seiner Bevölkerung gehört, dient in Wirklichkeit den Eliten, die ihn kontrollieren, als wäre er ihr persönlicher Geldbeutel. So ist zum Beispiel der Vizedirektor der LIA einer der besten Freunde von Saif al Islam, dem Sohn und Erben Gaddafis. Banken wie die französische BNP Paribas und die schweizerische Crédit Suisse, Hedgefonds aus der Londoner City wie Permal und Millennium Global haben leichtes Spiel: Sie ködern die Fondsmanager mit dem Versprechen lukrativer Renditen auf risikoreiche Investitionen.


      Dummerweise klappt das nicht: Der Fonds muss Verluste in Höhe von 1,4 Milliarden Dollar hinnehmen, doch die Provisionen für Banken und Investmentgesellschaften werden natürlich trotzdem fällig. Die Crédit Suisse beispielsweise kassierte 7,6 Millionen Dollar Provision für eine Investition von 200 Millionen Dollar, bei der der libysche Staatsfonds tatsächlich um die 30 Prozent Verlust machte. Auch von den bei BNP Paribas angelegten 300 Millionen Dollar verliert die LIA ein Viertel, muss aber das hübsche Sümmchen von 18 Millionen Dollar als Provision hinblättern. Sie finden das absurd? Das ist es auch, aber nicht absurder als der ganze Rest.


      Die Hochfinanz stürzt sich nämlich nicht als Einzige auf die Kuh Gaddafi. Von 2008 an werden immer mehr berühmte Akademiker in Tripolis vorstellig. Unter ihnen befindet sich zum Beispiel Professor Joseph Nye, der ehemalige Präsident der Kennedy School in Harvard, der den Begriff der »Soft-Power« geprägt hat. »Soft-Power« bezeichnet die Möglichkeit, Außenpolitik durch gezielte Propaganda bzw. Public-Relations-Methoden zu beeinflussen. Nye gehört zur Monitor Group, einer Unternehmensberatung, die von mehreren Harvard-Lehrstuhlinhabern gegründet wurde. Für die bescheidene Summe von 250.000 Dollar im Monat verpasst sie Gaddafi ein neues Image und übernimmt auch dessen Pflege. Diese Tätigkeit bringt ihr insgesamt 3 Millionen Dollar ein – auch wenn sie nicht gerade von Erfolg gekrönt war.


      Von den Popsängern, die vor Gaddafis Familie auftreten, über die skandinavischen Banken, bei denen der Diktator etwa eine Milliarde Euro hinterlegt, bis hin zum Investmenthaus Goldman Sachs, das Gaddafis Wertpapierbestand mit ähnlichen Verlusten verwaltet wie seine Kollegen den der LIA – alle machen Geschäfte mit Gaddafi. Eine besondere Beziehung zum Oberst haben die Italiener. Gaddafi ersteht Anteile von 2 Prozent an Fiat, 2 Prozent an Finmeccanica, einem der größten Industriekonzerne Italiens, 7,5 Prozent an der Unicredit, einer der größten Banken, sowie 7,5 Prozent an Juventus Turin, einem der traditionellen großen Fußballvereine des Landes. Diese Anteile erwarb er offenbar schon 2002 für 21 Millionen Dollar. Daher leiden gerade die italienischen Unternehmen unter dem Bürgerkrieg in Libyen. Schätzungen zufolge beträgt der Schaden am Geschäftsvolumen etwa 100 Milliarden Euro. Das bedeutet für Italien nicht nur den Verlust von BIP-Prozentpunkten, sondern auch von Arbeitsplätzen.


      Während die italienische ENI einen Großteil der fürs Ausland bestimmten libyschen Erdöl- und Gasproduktion verwaltet, agieren andere italienische Unternehmen als Vermittler zwischen der libyschen Regierung und dem internationalen Rohstoffmarkt. Sie wickeln 70 Prozent der libyschen Importe ab – und zahlen Schmiergelder in schwindelerregender Höhe an die damit befassten Beamten. Der Preis für dieses von Berlusconi unterzeichnete Abkommen beträgt 5 Milliarden Dollar, die Italien 2008 als Entschädigung für die einstige Kolonialisierung des Landes entrichtet. Leider bekommt Libyens Bevölkerung das Geld der italienischen Steuerzahler nie zu Gesicht, denn es landet auf den Konten Gaddafis und seiner Familie.


      Zwischen Silvio Berlusconi und dem Oberst entwickelt sich eine ganz besondere Beziehung. Fotos der beiden vermitteln ein Bild vollkommenen Einvernehmens. Tatsächlich gibt es viele Ähnlichkeiten zwischen den zwei Männern: Beide werden mit dem Älterwerden nicht fertig. Sie färben sich die Haare, lassen sich das Gesicht operieren oder mit Botox aufspritzen. Beide konsumieren erklärtermaßen Viagra. Beide spielen sie gern den Macho. Sowohl Gaddafi als auch Berlusconi umgeben sich mit einer Schar hübscher junger Mädchen, die sie wie Trophäen zur Schau stellen. Selbstverständlich sind die Dienste der Damen nicht kostenlos.


      Natürlich durfte bei der Inszenierung der Rückkehr des verlorenen Sohnes eine Institution nicht fehlen, die wir bereits kennen: der Internationale Währungsfonds. Zwischen 2000 und 2005 erklärt der IWF mehrfach, die libysche Wirtschaft mache sich gut. Erdöl- und Gasverkauf machen 72 Prozent des Bruttoinlandsprodukts der afrikanischen Nation aus. Dank steigender Ölpreise fährt der Export fossiler Brennstoffe immer höhere Gewinne ein und bläht das BIP immer weiter auf. Dass Erdöl die einzige Einkommensquelle Libyens ist, bekümmert niemanden.


      Der IWF weiß auch die neoliberale Prägung zu würdigen, die der libysche Staat seiner Wirtschaft aufzwingt, sobald er von der Liste der »Schurkenstaaten« gestrichen ist. Zum Beispiel durch Privatisierungen, die Aufhebung der Zollschranken sowie die Öffnung des Landes für ausländisches Kapital. Die Geschichte ist keineswegs neu. Gleichzeitig senkt man die Ausgaben für staatliche Dienstleistungen sowie die Zuschüsse für Güter des täglichen Bedarfs, die während der Jahre der Sanktionen vom Staat subventioniert wurden. Diese Maßnahmen lassen zwar die Bevölkerung verarmen, doch für den IWF ist das ein vernachlässigbares Detail. Für ihn zählt einzig die Höhe des BIP.


      Ganze 80 Prozent der libyschen Familien erhalten ihr Gehalt vom Staat, die Kosten für den öffentlichen Sektor machen zwei Drittel des Staatshaushalts aus. Doch das ist kein Problem für den IWF. Noch weniger kümmert es ihn, dass es im libyschen Wirtschaftssystem keine vom Staat unabhängigen Unternehmen gibt. Gaddafi blieb so lange an der Macht, eben weil er Wirtschaft und Staat eng miteinander verknüpft hatte: Der Staat sorgte für die Gehälter der Bevölkerung. Und wie sieht es mit der Einkommensverteilung aus? Libyen hatte das höchste Bruttoinlandsprodukt pro Kopf in Nordafrika, nämlich 18.720 Dollar. (Als Vergleich: In Tunesien, das an zweiter Stelle der Einkommens-Charts steht, betrug es 8630, in Ägypten 5860 Dollar.) Gleichzeitig hat es den Daten des Marktforschungsinstituts Economist Intelligence Unit zufolge mit 33 Prozent den höchsten Prozentsatz an Bürgern, die unter der Armutsgrenze leben. In Tunesien sind es 3,8 Prozent, in Ägypten 20 Prozent. Aus diesen Zahlen geht eindeutig hervor, dass das neoliberale Modell die Eliten reicher machte und das Volk zum Hungern zwang. Aber der IWF hat ganz andere Sorgen.


      Machen wir uns keine Illusionen: Die Beziehung zwischen den Westmächten und der libyschen Übergangsregierung wird sich nicht viel anders entwickeln als die zu Gaddafi. Der Westen hat es aufs Öl abgesehen. Ob sich in Libyen eine demokratische Gesellschaft entwickeln kann, interessiert ihn nicht. In den nächsten Monaten werden wir verfolgen können, wie sich die provisorische Regierung einer Gesellschaft verhält, die sich von der tunesischen oder ägyptischen vor allem darin unterscheidet, dass sie immer noch in Stämme gegliedert ist. Wird es den Libyern gelingen, Abstand zu halten von Europäern und Amerikanern und ein unabhängiges politisches System ins Leben zu rufen? Oder werden sie dasselbe traurige Schicksal erleiden wie eine andere Stammesgesellschaft, die wir kennen: der Irak? Wir werden sehen.


      Menschenhandel in Europa


      Die Aufnahme Gaddafis in den Kreis der dem Westen wohlgesinnten arabischen Diktatoren ermöglichte Europa unter anderem, das wachsende Problem der Einwanderung zu lösen. Der alte Kontinent verfügt nicht mehr über genug wirtschaftliches, soziales und politisches Kapital, um Scharen von Neuankömmlingen aufzunehmen. Gaddafi erbot sich, die Auswanderungswilligen abzufangen, einzusperren und sich ihrer zu entledigen, als handelte es sich bei diesen Menschen um unerwünschte Ware. Europa nahm die Handreichung dankbar entgegen, denn das Problem der Einwanderung verursachte allerlei politische Spannungen und untergrub die Glaubwürdigkeit der traditionellen Parteien. Auch neueren Parteien kam Gaddafis Angebot mehr als gelegen. Umberto Bossis rechtslastige Lega Nord in Italien, die Rechtsextremen in den Niederlanden (Geert Wilders), in Österreich (Heinz-Christian Strache) oder in Finnland (Timo Soini) gehen auf Stimmenfang mit ihrer harten Haltung gegenüber Zuwanderung bzw. dem Islam. Natürlich halten alle hübsch den Mund, wenn es darum geht, wem sie die praktische Umsetzung ihrer Vorstellungen zu verdanken haben.


      Im Jahr 2008 übernahm wieder einmal Silvio Berlusconi die Rolle des Unterhändlers zwischen Europa und Gaddafi. Am 30. August unterzeichneten Italien und Libyen in Bengasi ein Abkommen. Der »Vertrag der Freundschaft« sieht Zusammenarbeit in Bereichen der Wirtschaft und der Sicherheitspolitik vor. Libyen verpflichtet sich, für die Abschiebung der illegalen Einwanderer zu sorgen, die von südlich der Sahara kommen. Weder die Nationalität der Migranten noch ihre Beweggründe spielen dabei auch nur die geringste Rolle. Gaddafi übernimmt also die Lösung des Einwanderungsproblems unseres demokratischen Europas mit undemokratischen Mitteln. Er hindert die Migranten auf seinem Staatsgebiet ganz einfach an der Weiterreise. Im Gegenzug schafft Italien die Infrastruktur (einschließlich militärischer Radaranlagen), mit Hilfe deren die südlichen Grenzen Libyens technisch gesichert werden sollen. All das für die bescheidene Summe von 300 Millionen Euro, die Italien und die EU in Gaddafis Kassen fließen lassen. Auch dieses Geld stammt natürlich aus den Taschen der Steuerzahler. Teil des Vertrags sind jene 5 Milliarden Dollar, die Italien als Wiedergutmachung für die in der Kolonialzeit in Libyen begangene Verbrechen entrichtet.


      Die Resultate dieser Vereinbarung lassen nicht lange auf sich warten: Die Anzahl der Boote mit Flüchtlingen aus Afrika, die an den italienischen Küsten landen, sinkt 2009 und 2010 drastisch. Alle sind zufrieden: die Europäer, Berlusconi, der sich nicht mehr um das Einwandererproblem kümmern muss, und selbstverständlich auch Gaddafi. Niemand schert sich um das Schicksal der Aufgegriffenen. Europa überlässt diese Menschen einfach Oberst Gaddafi, dem es mit dem Vertrag freie Hand gegeben hat. Wie viele Menschen sind wohl einfach hingerichtet oder als Sklaven verkauft worden? Wie viele von ihnen waren vor politischer Unterdrückung in ihrem Land geflohen und hätten als politische Flüchtlinge folglich Anrecht auf Asyl gehabt? Diese Fragen sollten wir demokratischen Europäer den Politikern in Brüssel dringend stellen. Vielleicht wird uns dann endlich klar, was das für Leute sind, denen wir den Regierungsauftrag gegeben haben: Leute, die wohl keine Sekunde zögern würden, uns dem gleichen Schicksal zu überlassen wie die afrikanischen Migranten, um ihr eigenes politisches Überleben zu sichern.


      Die Festung Europa ist alt und baufällig. Sie laboriert an ihren Schulden und ist besessen von ihrer Sicherheit. Sie verteidigt sich mit antidemokratischen Vereinbarungen, die unseren ureigensten Grundsätzen, den Menschenrechten, zuwiderlaufen. Und wir sind hinter ihren Mauern zu Hause.


      Das Phänomen der illegalen Einwanderer hätte längst alle Alarmglocken schrillen lassen müssen. Nicht weil es unsere Ruhe stört, nein, vielmehr weil es ein Zeichen ist, wie die Wirtschaftspolitik der EU und der USA den Süden unterjocht. Im Mittelmeerraum konzentrieren sich Rohstoffe, technologische Kapazitäten, große Absatzmärkte und Arbeitskraft. Gleichzeitig aber handelt es sich um eine der Regionen unseres Planeten, wo das Ungleichgewicht zwischen Humankapital und materiellen Ressourcen am größten ist, was sich an der ungleichen Verteilung des Reichtums zeigt.


      Mit dem Berliner Mauerfall und der EU-Osterweiterung entwickelte sich das Mittelmeer zur neuen Grenze zwischen Industriestaaten und Entwicklungsländern, zwischen der Großmacht und den Barbaren. Europa begann, den Blick zusehends nach Osteuropa zu richten. Dorthin fließen die Investitionen, dort soll Integration stattfinden. Je mehr sich Europa aber nach Osten öffnet, desto weniger interessiert es sich für den Süden. Tatsächlich sind die europäischen Investitionen in Nordafrika in den letzten zwanzig Jahren erheblich zurückgegangen.


      Aus diesem Grund scheitern sämtliche Initiativen, durch einen Modernisierungsprozess für eine stärkere Anbindung des Maghreb sowie seines afrikanischen Hinterlandes an die EU zu sorgen. Von den MENA-Projekten (Middle East and North Africa) bis zur Union für das Mittelmeer (vormals Barcelona-Prozess), die dem südlichen Mittelmeerraum zu mehr Chancen verhelfen sollte, war bisher keine Strategie wirklich von Erfolg gekrönt. Der Westen interessiert sich offensichtlich nur für die Ausbeutung der Ressourcen der Mittelmeeranrainer. Dieses Ziel setzte er mit Hilfe diktatorischer Herrscher und deren Eliten durch. Wie wir gesehen haben, machte sich eine gierige Führungsschicht zum Steigbügelhalter des Imperiums – eine Führungsschicht mit neoliberalen wirtschaftlichen Vorstellungen und einem eindeutigen Hang zum autoritären Regime.


      Nordafrika und Nordeuropa trennt kein »Gefälle« mehr, das ist schon eher ein Abgrund. Dies verdeutlicht uns der Ethnologe und Wirtschaftshistoriker Alfred Sauvy in seinem Buch L’Europe submergée: »Auf der einen Seite altern die Länder Nordeuropas in Sorglosigkeit und wachsendem Wohlstand, auf der anderen Seite nehmen die Länder Nordafrikas und ihr zentralafrikanisches Hinterland es gleichgültig hin, dass Jugend und Armut immer mehr werden.« Die europäischen Länder des Mittelmeerraums stehen noch dazwischen, befinden sich aber auf dem besten Weg, bald die unangenehme Lage ihrer arabischen Vettern teilen zu müssen: Der Lebensstandard sinkt, die Verteilungsungerechtigkeit wächst und mit ihr die sozialen Spannungen. Die Möglichkeit, unseren jungen Leuten eine Zukunft zu bieten, ist fast schon gleich null.


      Wir haben ein wirtschaftliches und ein demografisches Problem zugleich. Hintergrund für die Aufstände in Nordafrika ist der Wunsch, durch einen politischen Wechsel eine Lösung der wirtschaftlichen Probleme zu finden. Eben weil die Situation in den europäischen Mittelmeeranrainerstaaten ganz ähnlich ist, verwandelt sich der Sand der Mittelmeerküsten gerade in fruchtbaren Boden für den Samen der Demokratie.

    

  


  
    
      


      15 Generalprobe für die Revolution: von Argentinien bis Tunis


      Die Generalprobe für die Revolte in der arabischen Welt fand bereits zehn Jahre zuvor in Südamerika statt. Sie blieb nur unbemerkt, weil es damals noch keine sozialen Medien gab. Tatsächlich griff schon zu jener Zeit der Flächenbrand der Demokratie um sich, er brauchte nur einige Jahre, um den Ozean zu überspringen. Der Ablauf ist einfach und immer derselbe: Ein Teil der Bevölkerung verweigert sich dem neoliberalistischen Wirtschaftsmodell, das die Privatisierung von Staatsbesitz und den gleichzeitigen Rückschnitt der Ausgaben der öffentlichen Hand fordert.


      Theoretisch gibt es gegen diese Forderungen zunächst einmal nichts einzuwenden: Der Vormarsch des Neoliberalismus beginnt, als der Wohlfahrtsstaat als solcher längst gescheitert ist. Die Kritik am alten Modell ist gewöhnlich gut fundiert. Die Sache hat nur einen Haken: Der Umbau wird von einer Elite vorgenommen, die das neue Modell zu ihrem Vorteil manipuliert. Die wirtschaftlich und politisch Mächtigen schmieden eine Allianz, um das neue Modell des Wirtschaftens voranzutreiben. Doch dieses Bündnis verkommt allmählich zur heimlichen Entente cordiale, die nur ein Ziel kennt: die eigenen Taschen zu füllen, statt Wirtschaftswachstum zu generieren und damit den Wohlstand der Bevölkerung zu mehren. Leider bleibt dies anfangs unbemerkt. Zum ersten Mal in der Geschichte scheinen Wirtschaft und Politik an einem Strang zu ziehen, was den Beifall der Bevölkerung findet, macht es doch den Eindruck, als würde sich endlich etwas ändern. Und es hat sich tatsächlich etwas verändert: Nun ist es nicht mehr der Staat, der in die Wirtschaft hineinregiert, sondern die Wirtschaft, die sich in staatliche Belange mischt mit der Begründung, diese Aufgaben angeblich besser erledigen zu können, dabei aber nur die Bürger stranguliert.


      Statt die Demokratisierung der Wirtschaft durch fortschreitende Liberalisierung voranzutreiben, schreibt das neoliberalistische Credo die Macht der Eliten fest. Diese neue Herrscherkaste leitet das Wachstum um in den Geldbeutel eines winzigen Prozentsatzes der gesamten Menschheit: 1 Prozent der Weltbevölkerung streicht mehr als die Hälfte der Wertschöpfung ein. Eines der klassischen Symptome dieses Umlenkungsprozesses ist die Tatsache, dass die Einkommen immer weiter auseinanderdriften. Der Zauberformel aus den Tagen von Thatcher und Reagan haftet tatsächlich etwas Magisches an: Sie hilft, Wahlen zu gewinnen, zumindest wenn man sie richtig anzuwenden weiß. In wirtschaftlicher und sozialer Hinsicht allerdings ist sie nur für Krisen gut: zuerst an den Rändern des Imperiums, später dann in dessen Zentrum.


      Doch das werden die Bürokraten in den internationalen Organisationen nie zugeben. Ebenso wenig wie die Politiker, obwohl sie in den letzten Jahren mehr als einmal Zeugen ebenjener Finanzkrise wurden, die heute das Herz des Imperiums ereilt. 1994/95 trifft es Mexiko, 1998 Russland, 1997/98 die asiatischen Länder. Nachdem Argentinien den Zahlungsausfall erklären musste, reißt es auch Ecuador mit in den Abgrund. 2008 trifft die Krise Island, jetzt sind die PIIGS-Staaten massiv gefährdet. Die Geschichte der Globalisierung ist keineswegs ein Heldenepos von Triumph und Fortschritt, sondern ein Schauerroman, in dem Blutsauger im Designer-Nadelstreifen mit der Börse als Schröpfmesser all jene zur Ader lassen, die dumm genug sind, ihren Versprechungen zu glauben. Gleichsam ein Diebstahl mit Samthandschuhen. Aber auch die Chicago Boys, die Deregulierungs- und Privatisierungsjunkies, die Derivatehändler und Wechselkursspekulanten sind nur Marionetten. Wie die Politiker nähren sie sich von den Brosamen des großen neoliberalistischen Fressens. Die Fäden werden im Westen von ganz anderen Leuten gezogen, Leuten, die wie Rupert Murdoch den Informationsfluss kontrollieren oder über große Bankhäuser wie Goldman Sachs und J. P. Morgan herrschen.


      Die Demonstranten in den arabischen Ländern und in Europa wollen nicht dasselbe Schicksal erleiden wie die Menschen in Mexiko, Thailand oder Argentinien. Auch den Status quo in den Ländern nördlich des Mittelmeeres wollen sie nicht mehr kommentarlos hinnehmen: Volkswirtschaften, die nicht mehr wachsen, weil sie nicht mehr wettbewerbsfähig und bis zum Hals verschuldet sind, weil die Seuche der Arbeitslosigkeit und des Prekariats sie in die Knie zwingt. Ein Heer junger unterbezahlter Gelegenheitsarbeiter hält die Wirtschaft aufrecht, ohne im Mindesten am Wirtschaftskreislauf teilzuhaben. Eine Gesellschaft, die die Reichen und Berühmten verehrt, egal, wer sie sind oder was sie tun, in der der Geldadel in goldenen Palästen hinter Stacheldraht lebt, geschützt von einem Staat, der ansonsten bedenkenlos seine Kinder frisst.


      Bis zum Ausbruch der demokratischen Revolte träumten die Ausgeschlossenen davon, über diesen Zaun und auf die Seite der Privilegierten zu gelangen. Heute aber stellen wir allmählich fest, dass dies nicht nur ein unerfüllbarer Traum, sondern auch das falsche Ziel ist. Über zwanzig Jahre Globalisierung haben dafür gesorgt, dass die Geldelite in ihrer eigenen Welt lebt. Und dass von echter Demokratie in unseren Ländern nicht mehr viel übrig ist.


      Heute, wo die Realität mit harten Bandagen an unsere Tore klopft, sind wir aufgewacht aus unserem Medientraum und finden uns in einer Welt wieder, die eher der unserer mittelalterlichen Vorfahren gleicht: Die Konzentration des Reichtums in den Händen der Geldbarone fördert Korruption und Diebstahl, zementiert die Lehnsherrschaft des Geldes und würgt Wachstum und Entwicklung gnadenlos ab. Die modernen Feudalherren heißen Mubarak, Ben Ali, Gaddafi, Assad, aber auch Berlusconi. Zu ihnen gehören griechische Reeder und spanische Bauunternehmer ebenso wie die Gesellschaft der Superreichen in London, die Immobilienspekulanten in Irland oder die Steuerhinterzieher in Portugal.


      Wohlstand ist heute zur Fata Morgana geworden, die die Menschen nördlich und südlich des Mittelmeers gleicherweise täuscht. Wir mögen reicher scheinen als in den sechziger Jahren, weil wir mehr besitzen, in Wirklichkeit aber sind wir ärmer, weil wir chancenloser sind als damals. Zu jener Zeit konnten wir jeden Berg erklimmen, heute aber sitzen wir – wie Hannah Arendt sagen würde – ohne Wasser in der Wüste. Die Empörten Europas und der arabischen Welt haben genug von diesem System. Wie ihre Brüder in Argentinien und Lateinamerika vor zehn Jahren erkennen sie, dass ihr Problem in der Politik liegt, in der schlechten Regierungsführung bzw. Misswirtschaft auf allen Ebenen. Die Wirtschaft wird zur Schurkenwirtschaft, weil diejenigen, die über unsere Interessen wachen sollten, dies zuließen.


      Schlechte Regierungsführung international


      Ist es denn sinnvoll, die Revolte in Tunesien, die Krise in Griechenland oder Italien vor dem Hintergrund der Ereignisse in Argentinien zu betrachten? Zumindest kann dieser Ansatz uns Aufschluss darüber geben, was die Aufständischen im Argentinien des Jahres 2001, im Europa und in der arabischen Welt von heute bereits wissen: Die Werkstätten, in denen politische, wirtschaftliche und soziale Strukturen für das globale Dorf der Zukunft entworfen werden, liegen weder in Brüssel noch in der Wall Street, aber auch nicht in Washington, dem Sitz des IWF. Sie entstehen auf den Straßen und Plätzen jener Länder, die zum Opfer des westlichen neoliberalistischen Modells geworden sind. Dort arbeiten die Menschen mit ungebremstem Eifer am neodemokratischen Staat der postimperialen Ära.


      Sowohl Argentinien als auch Tunis beginnen mit ihren Modernisierungsbemühungen nach dem Sieg über den Kolonialismus. Der lange Marsch zur inneren Demokratisierung beginnt während des Kalten Kriegs, also in einer Zeit, in der die USA entsprechend Druck auf die Länder der Welt ausübten und die Chicago Boys, die neoliberalistischen Wirtschaftswissenschaftler im Gefolge von Milton Friedman, einen beträchtlichen Einfluss hatten. Gleichzeitig kämpften große Teile der Bevölkerung um politische und wirtschaftliche Unabhängigkeit: in Tunesien um die Unabhängigkeit von Frankreich (1966 bis 1976), in Argentinien gegen Diktatoren und Scheindemokratien. Die Ergebnisse aber waren enttäuschend. Die Proteste änderten nichts an den Regimen, die sich die ökonomischen Richtlinien des Washington-Konsens auf die Fahnen schrieben. Dieses System aber war ganz auf die Bedürfnisse der USA zugeschnitten, die damals noch stärkste Weltmacht waren.


      In Argentinien bleibt wie in Tunesien, Ägypten oder Libyen das Erbe des Kolonialismus erhalten. Paradoxerweise legten ausgerechnet jene Bewegungen, in die das Volk seine Hoffnung auf Unabhängigkeit setzte – wie der Peronismus in Argentinien und Bourguibas Destur-Partei in Tunesien, die in ihren Anfängen eine laizistische, nationale, sozialistische Partei war –, der Wirtschaft ein neoliberalistisches Korsett an, das den Interessen des postkolonialen Kapitalismus diente.


      Sowohl in Tunesien als auch in Argentinien setzte ein Staatsstreich der postkolonialen Unterwerfung ein Ende: 1976 gegen die Regierung von Isabel Perón, 1987 in Tunesien, wo Ben Ali Bourguiba absetzte. Interessanterweise haben beide Putsche ihre Wurzeln in den Protesten des Volkes gegen die ersten neoliberalistischen Reformen. Doch sowohl die argentinische Militärdiktatur als auch General Ben Ali sollten den neoliberalistischen Kurs ihrer Vorgänger weiterverfolgen, ja, sich sogar um eine systematischere Umsetzung des Modells bemühen.


      Daher regnete es in den neunziger Jahren Anerkennungsadressen für das mittlerweile demokratische Argentinien Menems und für Tunesien unter Ben Alis Herrschaft, haben beide Länder doch das neoliberalistische Menü, das ihnen vom IWF, der Weltbank und anderen internationalen Wirtschaftsorganisationen aufgetischt wurde, scheinbar blendend verdaut: Deregulierung der Märkte und Öffnung für das Spekulantentum; Privatisierung des öffentlichen Dienstes und der Güter im Staatsbesitz; Senkung der Sozialausgaben und hemmungslose Ausplünderung natürlicher Ressourcen auf Kosten der lokalen Bevölkerung; Unterbeschäftigung, Mobilität der Arbeitskräfte und Auflösung fester Beschäftigungsverhältnisse zugunsten eines ständig größer werdenden Prekariats.


      Doch allmählich organisiert sich der Widerstand, vor allem dort, wo das Modell am meisten Schaden anrichtet: auf dem Land, in Kleinbetrieben und unter den arbeitslosen Universitätsabsolventen. Auch die Revolution in Ägypten 2011 ist Folge sozialer Kämpfe und einer Reihe von Streiks, die 2006 im Innern des Landes begonnen haben. Wie in Argentinien hat auch diese politische Bewegung keinen Führer, sondern verläuft spontan und mit flachen Hierarchien.


      All diese Revolten eint politisch wie sozial ein gemeinsamer roter Faden. Die Argentinier im Jahr 2001 wollten sich ebenso wie ihre arabischen Brüder heute nicht nur gegen korrupte Politiker oder Gestalten wie Menem, Ben Ali oder Mubarak zur Wehr setzen. Sie wollen endlich dem Dunkel der neoliberalistischen Nacht entfliehen, das sich auf ihre Länder gesenkt hat, weil ein bestimmter Regierungsstil sich mittlerweile weltweit durchgesetzt hat. Die Revolution richtet sich eben gegen diese schlechte Regierungsführung auf internationaler Ebene.


      Das politische System, das aus diesen Revolten hervorgegangen ist, ist als Antwort darauf zu verstehen, eine Antwort, die aus jenen Ländern kommt, in denen das Volk von jedem Einfluss auf Wirtschaft und Politik ausgeschlossen ist. Die Tragödie in Argentinien 2001 öffnet den Menschen in Lateinamerika die Augen. Die Bevölkerung steht auf gegen die Sparpolitik, die der IWF Ländern wie Uruguay, Peru und Paraguay aufzwingt. Die neuen politischen Führer gestehen endlich offen ein, dass das neoliberalistische Modell in den Händen der westlichen Elite eine echte Gefahr darstellt. Und so fängt man an den Rändern des Imperiums an, mit gemischten Modellen zu experimentieren: die neoliberalistischen Strategien werden durch Rückgriff auf einige Elemente des alten Wohlfahrtsstaates gemildert. Ob im China von Jintao, im Brasilien Lula da Silvas, im Bolivien von Evo Morales oder im Argentinien des Kirchner-Paares, überall werden Alternativen zum gescheiterten Modell des Westens ausprobiert und bringen Wachstum und Fortschritt, während das Auge des Orkans sich langsam dem Zentrum des Imperiums nähert, wo allmählich dieselben sozialen Spannungen aufbrechen. Schon dies ist ein Grund, einen Blick auf Argentinien zu werfen, das als Avantgarde im neuen ökonomischen Kurs gelten kann.

    

  


  
    
      


      16 Die Defizitländer – neue Zukunftswerkstätten?


      Der Aufstand der Empörten Europas, Argentiniens und der arabischen Welt richtet sich, 2001 wie heute, gegen die internationale Gemeinschaft und ihre wirtschaftlichen und politischen Rezepte. Die Europäer kämpfen nicht um Demokratie, denn diese haben sie ja offiziell, sondern um die Anwendung demokratischer Grundsätze. Sie wollen selbst über ihr Schicksal bestimmen und die vorhandenen (intellektuellen und materiellen) Ressourcen im Interesse der Allgemeinheit nutzen.


      Angesichts dessen stellt sich die Frage: Müssen auch wir zuerst ein ähnliches Jammertal durchqueren wie Argentinien? Betrachten wir doch einmal die Etappen, in denen sich Argentiniens Schicksal vollzog, und vergleichen wir sie mit dem, was in Griechenland und den anderen PIIGS-Staaten passiert. Das ist schon deshalb wichtig, weil die Angst vor dem Pleitegeier heute auch in Europa umgeht.


      Die Krise Argentiniens nimmt ihren Anfang in den frühen neunziger Jahren, als die Regierung ihre Währung an den Dollar bindet. Eine Entscheidung, die Auslandsinvestments erleichtert und stabiler macht. Das Risiko der Abwertung ist ausgeschaltet, und tatsächlich beginnen argentinische Staatsanleihen zu boomen. Die internationalen Märkte sind bereit, Geld nach Argentinien fließen zu lassen, aber nicht in die anderen südamerikanischen Länder.


      Wie es Jahre später auch in Island passieren sollte, überschwemmen plötzlich junge Leute in dunklen Nadelstreifenanzügen Buenos Aires – ausgesandt von der Wall Street und der Londoner City. Argentinien ist das Mekka der globalisierten Finanzwelt. 1996 gibt Goldman Sachs einen Analystenbericht heraus, der den Titel trägt: A Brave New World. Darin wird Argentinien als Vorbild eines Emerging Markets präsentiert, dessen Erfolgsrezepte auch im restlichen Lateinamerika und in anderen Schwellenländern Anwendung finden sollten. Entscheidend ist dabei die Anbindung des argentinischen Peso an den Dollar, der mit einem Wechselkurs von eins zu eins notiert. Jedes Abwertungsrisiko ist damit ausgeschlossen!


      Doch für die heranwachsende Volkswirtschaft ist die Bindung des Peso an den Dollar ein echter Pferdefuß, denn das heißt, dass die Regierung nur dann Geld drucken kann, wenn sie dessen Gegenwert in Dollar besitzt. Die Regierung kann also weder abwerten noch mit dem Instrument einer kontrollierten Inflation arbeiten. Folglich muss jedes Haushaltsdefizit durch Aufnahme von Krediten am Kapitalmarkt gedeckt werden. An dieser Stelle sollten wir vielleicht ein paar Worte über das strategische Instrument der Abwertung einflechten und erklären, was es einem Land wie Argentinien, das bald hoch verschuldet ist, nutzen kann. Wird die Währung eines Landes abgewertet, so mag das zwar wenig ehrenvoll sein, doch es reduziert den Wert der Schulden in Dollar und verbilligt die Ausfuhren, was das Land wettbewerbsfähiger macht. Gleichzeitig steigt der Wert der Deviseneinnahmen. Daher ist Abwertung nicht immer negativ zu sehen.


      Dummerweise stecken auch die PIIGS-Staaten heute in dieser Art von Stahlkorsett. Der Euro hindert Griechenland daran, seine Währung abzuwerten. Auf diese Weise könnte auch Italien seine gigantischen Schulden reduzieren, und die spanische Tourismusindustrie würde wieder wettbewerbsfähig. Heute bleibt diesen Ländern allein der Weg der Kreditaufnahme. Doch mit den Krediten werden längst nur noch die Zinszahlungen getilgt. Die von der EU veröffentlichten Daten bestätigen dies: Von 2007, dem Beginn der Rezession, bis 2011 stiegen die italienischen Staatsschulden von 104 Prozent auf 120 Prozent des BIP, die spanischen von 36 auf 69 Prozent des BIP, die griechischen von 105 auf 148 Prozent, die portugiesischen von 68 auf 103 Prozent und die irischen von 25 auf 102 Prozent des BIP.


      Doch die Argentinienkrise hat ihre Wurzeln nicht nur in der eisernen Disziplin, die dem Land durch die Wechselkursbindung auferlegt wurde. Dem voraus ging eine extrem hohe Verschuldung, die vollkommen aus dem Ruder lief und auf das neoliberalistische Regulierungskorsett zurückzuführen ist, das dem Land von den Zentren des westlichen Finanzimperiums angelegt wurde. Dazu gehört unter anderem die Finanzialisierung der Wirtschaft. Der Schlachtruf nach Privatisierung hallte durchs Land, und die großen Banken standen dabei in vorderster Reihe.


      Unter dem Druck des IWF privatisierte der argentinische Staat die Altersvorsorge der Staatsdiener, die Pensionen. So entstanden riesige Pensionsfonds, die offiziell von Argentiniern geleitet wurden, de facto aber von den Bankern der Wall Street, die endlich das Nationalerbe des Landes in ihre gierigen Finger bekamen.


      Wie im Fall der PIIGS-Staaten strichen auch hier die großen Geschäfts- und Investmentbanken unglaubliche Summen als Provision ein. Zwischen 1991 und 2001 zahlte Argentinien angeblich 1 Milliarde Dollar nur für die Effektenemission zur Deckung der Staatsschulden. Denn der Staat bezahlte für jede Anleihenemission saftige Provisionen an die Banken, die sie auf den Markt brachten und platzierten. Die Käufer waren hauptsächlich Pensions- und europäische Investmentfonds, denn die Manager der amerikanischen Fonds trauten dem Frieden nicht und forderten höhere Zinsen. Und so wirkte sich die Argentinienkrise stärker in Europa aus als anderswo.


      Und genauso wie im Fall der PIIGS-Staaten gaben die Analysten der auflegenden Banken gleichzeitig Berichte heraus, denen zufolge die argentinische Wirtschaft wuchs und keinerlei Risiken aufwies. Ähnlich äußerten sich die Ratingagenturen, die die argentinischen Staatsschulden als hundertprozentig sicher werteten, wiederum wie bei den PIIGS-Staaten. Dieselbe Form des Interessenkonflikts führte 2001 zum Bankrott von Enron und 2002 zur WorldCom-Pleite. Beide Unternehmenspleiten betrafen etwa 400.000 Aktionäre. Bei Argentinien aber handelte es sich um die zweitgrößte Volkswirtschaft Lateinamerikas. So wie die PIIGS-Staaten ein ziemlich gewichtiger Teil Europas sind.


      Anders, als die internationale Finanzwelt verkündete, hatte der argentinische Staat von Anfang an Probleme mit der Finanzierung der Staatsausgaben. Das Pensionssystem Argentiniens zum Beispiel lag wie in Europa zentral in den Händen des Staates, zumindest vor der Deregulierung: Der Staat bezahlte die Pensionen mit den Beiträgen, die er von seinen Bediensteten kassierte. Doch sobald das System privatisiert war, flossen die Beiträge den Pensionsfonds zu, die im Übrigen bis heute noch keine Rendite erwirtschaftet haben. In der Zeit bis zum endgültigen Verfall aller Pensionsansprüche musste der Staat die Pensionen also selbst finanzieren. Und so legte man Staatsanleihen auf, die – wie wir gesehen haben – von internationalen Banken gezeichnet und an ihre Kunden weiterverkauft wurden. Argentinien wurde sogar ermutigt, weiter Schulden zu machen. Warum?


      Die merkwürdige Zusammensetzung verschiedener Marktindizes sorgt dafür, dass Investment- und Pensionsfonds in die Emerging Markets investieren müssen. Durch die Zeichnung argentinischer Staatsanleihen ließ sich außerdem das Jahresergebnis der Fonds scheinbar mit geringem Risiko deutlich verbessern. Ein weiterer Anreiz sind die Boni, die sich erhöhen, wenn besagte Indizes übertroffen werden. Risiko? Aber nein! Wer immer sich argentinische Staatsanleihen ins Portfolio legte und so die Staatsschulden des Landes vergrößerte, machte Gewinne, weil die Blase immer größer wurde. Daher erhielt Argentinien so mühelos Kredit. Als dann auch noch die Asienkrise ausbrach und der Rubel in die Knie ging, wurden die argentinischen Anleihen die einzig »sicheren« auf dem Bondmarkt der Emerging Markets. Das war der Gnadenstoß, denn dieser letzte Zufluss sorgte dafür, dass die Blase platzte.


      Doch kehren wir zurück in die Gegenwart bzw. jüngere Vergangenheit. Auch die Verschuldung der PIIGS-Staaten ruft die Finanzmarktakteure auf den Plan wie der Honig die Bienen. Die Sicherheit des Euro und der chronische Geldbedarf der Defizitländer sind einfach zu verführerisch. Wieder sind es europäische Banken und Pensionsfonds, die kaufen, denn die Amerikaner haben mit der Verbriefung ihrer ungesicherten Subprime-Hypotheken genug zu tun. Als Griechenland, Portugal und Irland unter dem Euro-Rettungsschirm Schutz suchen, scheinen italienische Staatsanleihen als beste Alternative auf dem Markt. Doch auch dies könnte für Italien den Gnadenstoß darstellen. Da sind zum einen die Attacken der Spekulanten auf Italien, die aus der Angst herrühren, das Land könnte die Wende vielleicht nicht schaffen. Andererseits werden italienische Staatsanleihen verstärkt auf den Markt geworfen, um diese Position im Portfolio zu verringern, da das Defizit des Landes zu hoch geworden ist. Und dieses Phänomen wiederholt sich.


      Die Leichtigkeit, mit der Argentinien sich in den neunziger Jahren mit Geld versorgen konnte, verführte die Regierung zur Verschwendung statt zum Sparen, Investieren und zur Förderung der wirtschaftlichen Entwicklung. Doch die Finanzierung der Pensionen über die Emission von Staatsanleihen erwies sich schon bald als nicht mehr länger haltbar, auch weil Argentinien eine sehr hohe Anzahl Pensionäre hat. Schließlich verschlangen die Ausgaben für die Pensionen 70 Prozent des Staatshaushalts. Natürlich hatten weder die Ökonomen des IWF noch die Regierungsbeamten diese Entwicklung vorhergesehen, als man sich entschied, das argentinische Pensionssystem zu privatisieren … Auch hatte niemand die Argentinier gewarnt, besser auf die Akkumulation der Staatsschulden zu achten. Ganz banal gesagt, hat offensichtlich niemand zwei und zwei zusammengezählt.


      Das wenig haushälterische Wirtschaften und die enorme Staatsverschuldung führten dazu, dass das Haushaltsdefizit in Argentinien von 29 Prozent des BIP 1993 auf 41 Prozent 1998 stieg. Auch in den PIIGS-Staaten sind, wie wir bereits gesehen haben, die Staatsschulden seit dem Euro-Beitritt angestiegen statt gesunken. Aus genau denselben Gründen.


      Die Privatisierung der argentinischen Wirtschaft folgte außerdem keineswegs den Grundsätzen des freien Marktes und echten Wettbewerbs, sondern wurde von Schmiergeldzahlungen und Korruption gesteuert. Am Ende kostete der Zugang zu so einfachen Dienstleistungen wie Telefon oder Strom den Bürger zehnmal so viel wie vor der Privatisierung. Nun verschuldeten sich auch die Privathaushalte, weil viele sich selbst grundlegende Dinge nicht mehr leisten konnten, aber auch weil der Zugang zu Krediten relativ einfach war. Also stieg nicht nur das staatliche Haushaltsdefizit, sondern ebenso die private Verschuldung. Eine Geschichte, die sich in Europa wiederholen sollte.


      Doch auf dem Papier sah immer noch alles bestens aus: Argentinien hatte ein Super-Rating. Es konnte seine Anleihen zu sehr viel niedrigeren Zinsen platzieren als die anderen lateinamerikanischen Staaten. Die Wirtschaft wurde vom festen Dollar-Wechselkurs gestützt und wuchs stetig. Doch das Ganze war ein Potemkinsches Dorf, die Wirklichkeit sah anders aus.


      Und wiederum bietet sich in den PIIGS-Staaten, wo Korruption, Steuerhinterziehung und Schwarzarbeit den Euro ein Jahrzehnt lang begleiten, das gleiche Bild. Die wenig gesunde Wirtschaft dieser Länder hält dem Ansturm des Virus nicht stand. Und das Virus kommt von weit her, ähnlich wie der Zusammenbruch Argentiniens in direktem Zusammenhang mit der Asienkrise steht.


      Eine Zeit lang hat man sich brennend für Argentinien interessiert, aber mit einem Mal ziehen die Investoren das Geld ab. Teils, um die Verluste aus den Asiengeschäften aufzufangen, teils auch, weil das Staatsdefizit langsam untragbar wird und man Gewinne sichern will. Wer sich in Asien die Finger verbrannt hat, will sich nicht in Argentinien auf den Grill legen lassen. Die Liquidität an den Märkten sinkt, und es wird für die argentinische Regierung immer schwieriger, das Defizit zu erträglichen Zinsen zu finanzieren.


      Im Jahr 1999 schließlich stürzt die Wirtschaftskrise im benachbarten Brasilien, dessen Wirtschaft mit der argentinischen eng verknüpft ist, das Land in einen teuflischen Strudel, aus dem es sich nicht mehr befreien kann. Das Wachstum reduziert sich, die Staatseinnahmen sinken, der Primärsaldo wird negativ, der Staat kann seine Schulden nicht mehr bezahlen, der Markt bricht ein, es kommt zur Rezession usw. Der IWF gewährt Argentinien einen Kredit von 14 Milliarden Dollar, doch diese reichen nicht aus. Um argentinische Staatsanleihen unter die Leute zu bringen, muss das Land nun 10,5 Prozent mehr Zinsen bezahlen als der amerikanische Staat für seine Treasury Bonds – das ist zu viel.


      Der letzte Rettungsversuch kommt von der Wall Street. Ein Konsortium von Banken und Finanzierungsgesellschaften schlägt einen Debt-Swap vor, bei dem die Laufzeit der Kredite verlängert wird, der aber noch mehr an Zinsen und Provisionen kostet. Mittlerweile sind Letztere auf 100 Millionen Dollar gestiegen. In Argentinien gehen die Menschen auf die Straße. Generalstreiks legen das Land lahm. Schließlich wird im Dezember 2001, im Hochsommer also, der Zahlungsausfall erklärt. Und Argentinien geht keineswegs einen kontrollierten Bankrott ein wie Island. Der Zusammenbruch lässt sich eher mit dem von 1929 vergleichen.


      Innerhalb weniger Tage wird der Peso um 70 Prozent abgewertet. Die Wirtschaft erlebt einen totalen Einbruch. Das Bruttoinlandsprodukt schrumpft um 20 Prozent, die Arbeitslosigkeit steigt auf 60 Prozent, Gehälter und Pensionen werden nicht mehr ausgezahlt, die Menschen stürmen die Banken und plündern die Supermärkte: Es herrscht pure Anarchie! Vielmehr: Wir erleben die moderne Version der Weltwirtschaftskrise von 1929. Der Zahlungsausfall Argentiniens wird der größte Staatsbankrott in der Geschichte: 141 Milliarden Dollar Staatsanleihen werden mit einem Schlag nahezu wertlos. Und doch: Letztlich umfasst dieser Betrag nur einen Bruchteil der italienischen Staatsschulden von 1938 Milliarden Euro im Jahr 2012.


      Die Wirtschaftskrise zog eine politische nach sich: Fünf Präsidenten innerhalb von zwei Wochen – das politische Establishment macht unbekannten und unverbrauchten Gesichtern Platz. Doch der Protest der Argentinier gegen eine Klasse, die mit dem Leben und dem Wohlstand zahlloser Menschen spekuliert hat, ist mehr als nur die politische Neuorientierung einer Nation. Denn der argentinische Staatsbankrott wird auf dem gesamten Kontinent zum Fanal des Ungehorsams. Er stößt eine Entwicklung an, in deren Verlauf in mehreren Ländern plötzlich Mitte-links-Regierungen an die Macht kommen: Lula in Brasilien und Morales in Bolivien. Der revolutionäre Gedanke breitet sich aus.


      Der argentinischen Revolte folgten die in Bolivien (2003) und in Ecuador (2005). Die Entwicklung setzte sich in Zentralamerika fort und erreichte schließlich auch Nicaragua und Honduras. So betrachtet, war das Jahr 2001 der Wendepunkt in der politischen Geschichte dieses Kontinents: Denn danach war nichts mehr so wie vorher.


      Der Übergang vom Konzept der »Regierung« (neoliberalistisch) zu dem der Governance (postneoliberalistisch) wird in einigen lateinamerikanischen Ländern gerade einem strategischen Test unterworfen: Brasilien, Argentinien, Peru sind die Zukunftswerkstätten der Welt. Es ist kein Zufall, dass ausgerechnet dort auch neue Methoden ausprobiert werden, um Krisen zu begegnen. Einige lateinamerikanische Länder erhöhen in Zeiten der Krise nicht ihre Sparanstrengungen, sondern die Ausgaben für die Sozialsysteme. Eine Rückkehr zu den Theorien von John Maynard Keynes mit einer Prise Marxismus gewürzt? Scheint so.


      Der Weg, den Argentinien beschritten hat, war wenig orthodox. Er lief allen Prinzipien und Ratschlägen des IWF und anderer internationaler Organisationen zuwider. Wir wissen, dass der Preis, gerade in sozialer Hinsicht, hoch war. Doch die Ergebnisse machen Mut. Da gerade die PIIGS-Staaten sich heute in einer Situation befinden, die der Argentiniens am Vorabend des Zusammenbruchs ähnelt, sollten wir uns durch den Kopf gehen lassen, wie sich das lateinamerikanische Land aus dem Klammergriff befreit hat. Denn dieses Beispiel kann uns zeigen, wie es geht.


      Der Kater, der Fuchs und der arglose Pinocchio


      Alle hier analysierten Finanzkrisen haben eines gemeinsam: die zentrale Rolle, die unverantwortliche Staatsführung und globalisierte Finanzwelt dabei spielen. Man könnte sich fast in Collodis Märchen von der Holzpuppe Pinocchio versetzt fühlen, in der Fuchs und Kater der naiven Marionette übel mitspielen. Als der faule Pinocchio seinem Schöpfer wegläuft, stößt er auf zwei Gauner, den Kater und den Fuchs. Arglos erzählt er den beiden, er habe Goldmünzen bei sich. Die beiden überzeugen ihn, er müsse sie auf einem nahe gelegenen Feld »aussäen«, damit sie zu großen Bäumen heranwüchsen, von denen er dann stets Goldmünzen ernten könne.


      In gewisser Weise verhalten sich die betrachteten Staaten wie Pinocchio. Immer wieder tappen sie in die Fallen, die Hochfinanz und Politik ihnen aufstellen: der scheinbar ideale Schleichweg zu mehr Wachstum und Entwicklung, auch wenn die angewandten Tricks noch so absurd sind. Das war so in Malaysia, wo die Immobilienblase dafür sorgte, dass die Immobilienpreise höher lagen als in New York. In Argentinien, wo man sich überreden ließ, die Altersvorsorge für die Beamten zu privatisieren, ohne sich darum zu kümmern, wie man die aktuellen Zahlungsverpflichtungen gegenüber den Pensionsberechtigten erfüllen könne. In Griechenland, das mit Hilfe der großen Geschäftsbanken seine Bilanzen frisierte. Und in Italien, wo man die Schulden des Gesundheitssystems so verbriefte, dass lediglich die Zinszahlungen in den Bilanzen auftauchten. All dies sind Notfallmaßnahmen, zu denen man nur in Krisenzeiten greifen sollte. Reich wird man damit nicht. Und doch werden sie immer wieder angewandt, einfach weil die Banken, die diese Papiere zusammenbasteln, unglaubliche Summen damit verdienen. Und weil die Käufer geradezu sträflich leichtgläubig sind. Dennoch handelt es sich um offenen Betrug. Wie der Kater und der Fuchs den armen Pinocchio allmählich einwickeln, so leimen Politik und Hochfinanz den Staat der Bürger. Denn die Bürger sind es, die von diesen Geschäften nicht das Geringste haben, aber am Ende dafür bezahlen.


      Mit Pinocchio geht es erst wieder aufwärts, als er für seine Fehler bezahlt hat. Der Fuchs, der Kater und alle anderen, die der armen Holzpuppe übel mitspielen, erleiden kein so schreckliches Schicksal wie er. Der Grund? Nun, in der Geschichte geht es nicht um sie. Die Hochfinanz spielt in der Geschichte des Staates eigentlich nur eine Nebenrolle. Die Staaten sind die Opfer, die Pinocchios der Schuldengeschichte. Daher bringt es nichts, die Finanzorganisationen zu strafen, die die Katastrophe herbeigeführt haben. Es sind die Staaten, die dazulernen müssen. Nur eine verantwortungsvolle Staatsführung kann ihre Bürger wirklich vor Gefahren schützen, auch vor den Sirenengesängen der Hochfinanz. Am Ende geht die Geschichte aus wie bei Pinocchio, der erst dann gerettet ist, als er sich in einen Jungen verwandelt, ein menschliches Wesen. Die Rettung ist nah, wenn wir alle Formen schlechter Regierungsführung beseitigen und eine verantwortungsvolle Staatsführung einfordern, die tatsächlich den Interessen ihrer Wähler dient.


      Nach diesen einleitenden Bemerkungen können wir nun Argentiniens Reaktion auf den Staatsbankrott genauer unter die Lupe nehmen. Die erste Entscheidung, die Argentiniens Regierung traf, war, den Einflüsterungen des IWF und der traditionellen Finanzinstitute kein Gehör mehr zu schenken und die starre Bindung des Peso an den Dollar aufzugeben. Natürlich stürzte die argentinische Währung zunächst einmal brutal ab. Die zweite Entscheidung war, sich nicht gegen die steigende Inflation zu stemmen, sondern eher auf steigendes Wirtschaftswachstum zu setzen. Was funktionierte.


      Was nicht geklappt hatte, war eben die Einführung des neoliberalistischen Wirtschaftsmodells der neunziger Jahre und damit einer antiinflationären Fiskalpolitik, die den argentinischen Peso fest an den Dollar band. Warum? Weil dadurch in ganz Lateinamerika das Wachstum verringert wurde. Von 1980 bis 2006 stieg das Bruttoinlandsprodukt pro Einwohner gerade einmal um 14 Prozent, von 1960 bis 1980 war es um 82 Prozent angewachsen.


      Mit der antiimperialistischen Wendung, die die Politik in Ländern wie Argentinien, Brasilien und Peru vollzog, wollte man sich nicht nur dem Einfluss der westlichen Finanzinstitute entziehen, der die Länder immer stärker zum Schuldenmachen nötigte. Vor allem mussten die Staaten ein Wirtschaftsmodell aufgeben, das sie vollständig oder beinah in den Ruin getrieben hatte. Vor die Wahl zwischen dem Anstieg der Schulden und dem Anstieg der Inflation gestellt, entschieden sie sich für Letzteres, weil so wenigstens ein gewisses Wirtschaftswachstum gewährleistet blieb. Von 2002 bis zur Wirtschaftskrise von 2008 war die argentinische Wirtschaft um 65 Prozent gewachsen. Im Jahr 2011 lag die Wachstumsprognose für Argentinien bei 8,3 Prozent jährlich, für Italien bei gerade einmal 1 Prozent. Dazu kommt noch, dass das Wachstum nicht auf Export oder hohen Preisen für Rohstoffe beruht, sondern auf der Binnennachfrage. Und auch die Vorhersage, die ausländischen Investoren würden sich zurückziehen, hat sich als nicht stichhaltig erwiesen. Zwischen 2003 und 2007 lag die Quote der ausländischen Investitionen bei 1,4 Prozent, was für eine Volkswirtschaft mit niedrigen bis mittleren Einkommen als normaler Wert gilt.


      Entscheidend für den Erfolg Argentiniens ist die Unnachgiebigkeit, mit der das Land bei der Verhandlung über seine Auslandsschulden aufgetreten ist. Ziel war, den Schuldendienst keinesfalls das Wirtschaftswachstum bremsen zu lassen. Am Ende waren die Kosten sehr viel niedriger als erwartet, weil die Gläubiger einfach keine andere Chance hatten. Paradoxerweise geht die Verhandlungsmacht nämlich in dem Moment auf den Schuldner über, in dem er Bankrott erklärt. Auch der Fall Island bestätigt dies.


      Argentinien setzte also auf Inflation und Wachstum, um aus der Schuldenkrise herauszukommen. Der IWF hingegen vertritt eine Sparpolitik, die letztlich zur Deflation führt. Ebendiese wird heute den PIIGS-Staaten aufgezwungen. Dazu muss gesagt werden, dass Argentinien mittlerweile auf die Hilfen des IWF verzichten kann, da es aufgrund eines Überschusses in der Handelsbilanz einen positiven Primärsaldo aufweist. Was das heißt? Dass die Verschuldung auf dem Kapitalmarkt nur dazu diente, den Schuldendienst zu leisten, nicht aber dazu, das Wirtschaftswachstum zu fördern. In Griechenland hingegen werden die Kredite dazu genutzt, die Staatsausgaben zu decken. In Italien jedoch ist nach den Sparmaßnahmen von 2011 ein leichtes Plus beim Primärsaldo zu verzeichnen.


      Zehn Jahre nach dem Staatsbankrott schreibt Argentinien also wieder schwarze Zahlen, auch wenn es weiterhin mit einzelnen Problemen zu kämpfen hat. Die Inflation ist zu hoch – einige Analysten geben sie mit 25 Prozent an, während die Regierung von 10 Prozent spricht. Und das Land hat immer noch 16 Milliarden Dollar Schulden bei ausländischen Investoren, Zinsen inbegriffen. Doch die Arbeitslosigkeit ist auf 7 Prozent gesunken, das Wachstum hat sich verstetigt, und die Staatsschulden betragen nur noch 35 Prozent des BIP, weniger als in Deutschland also.


      Die Erfahrung Argentiniens lehrt uns, dass kein Wirtschaftsmodell vollkommen und für die Ewigkeit bestimmt ist. Es braucht Mut, um damit zu experimentieren, vor allem wenn das aktuelle System nicht mehr funktioniert. Als Argentinien 2001 den beschriebenen Weg einschlug, erntete das Land von allen Seiten heftige Kritik. Es gab nicht eine Stimme, die sich zu seiner Verteidigung erhoben hätte. Dasselbe galt für Island, das sich für eine kontrollierte Insolvenz entschied. Heute zeigen Wirtschaftswissenschaftler wie der Nobelpreisträger Paul Krugman in der New York Times die Vorteile des argentinischen Modells auf.


      Vielleicht ist es an der Zeit, dass die PIIGS-Staaten die traditionelle ökonomische Ausrichtung aufgeben und sich in den Zukunftswerkstätten des lateinamerikanischen Kontinents nach Lösungen umsehen. Vielleicht müssen sie ihr eigenes Modell finden, das sie aus der Krise führt, ein Modell, das natürlich auch politische Konsequenzen nach sich ziehen wird. Doch genau das ist der Grund, weshalb keine der offiziellen Institutionen diesen Vorschlag bislang gemacht hat, obwohl sie anderenorts bereits funktioniert haben, obwohl sie uns, die Bürger, unseren Lebensstil, unsere Jobs retten könnten: Das einzige Gegenmittel gegen den ökonomischen Flächenbrand würde die existierende politische Klasse vernichten. Das geschah in Argentinien und in Island. So würde es auch hier ablaufen.


      Und das wäre gar nicht so schlecht. Eigentlich ist es genau das, was wir brauchen.

    

  


  
    
      


      Was wir daraus lernen können


      Seit Monaten hören wir, dass die Urheber der aktuellen Krise die Spekulanten sind. Ihnen schreibt man die ganze Verantwortung für die finanziell und wirtschaftlich desolate Situation zu, in die sich der westliche Kapitalismus hineinmanövriert hat. Die Empörten in Europa, Amerika, Afrika und im Nahen Osten, all jene, die sich den Protesten angeschlossen haben, haben einen anderen Verantwortlichen im Visier: die herrschende politische Klasse und ihre Eliten. Ihr Wirtschaftsmodell funktioniert nicht mehr.


      Paradoxerweise erhebt sich die Stimme der Börsen – dem Produkt der Deregulierung in den neunziger Jahren – im Gleichklang mit der der Protestierenden im globalen Dorf. Die Börsen reagieren auf die Erklärungen und Verzweiflungstaten der Politik nur mit Ablehnung. Im Sommer 2011, der in die Geschichte als jener Sommer eingehen wird, in dem italienische Politiker zum ersten Mal nicht in die Ferien fuhren, schrien die Märkte und die Demonstranten den Euro-Rettungspaketen gleichermaßen ihr Nein entgegen. Sie straften die Maßnahmen der Europäischen Zentralbank ebenso ab wie die italienischen, spanischen und griechischen Sparpakete, die Tobin Tax auf Finanztransaktionen usw.


      Anfang November 2011 hielt man einen G20-Gipfel in Cannes ab – ein Fiasko ersten Ranges. Der weltbekannte Analyst Nouriel Roubini meinte damals auf Twitter, der Gipfel sei ein »Non-Event« gewesen, auf dem alle sich gegenseitig die Schuld zugeschoben hätten. Die Chinesen sahen dem Geschehen phlegmatisch zu und reagierten nicht auf die Hilfeersuchen der EU-Länder. Auch die Emerging Markets zeigten sich dem Gebettel des IWF gegenüber eher spröde. Nicht einmal die unausgesetzten Gipfeltreffen von Staatsoberhäuptern und Finanzministern in Brüssel konnten die Märkte beruhigen. Und wäre es denn ein Wunder? Keineswegs. Denn die einzelnen Ereignisse ließen vor allem eines vermissen: Professionalität. Denken wir doch an die Slowakei, die zuerst der Auszahlung der letzten Tranche aus dem Rettungspaket für Griechenland durch ihr Veto Einhalt gebietet, nur um dies dann gleich wieder zurückzunehmen. Oder an die Volksabstimmung über die Sparpolitik, die Papandreou vorschlug, bis er sie auf Druck von Angela Merkel und Nicolas Sarkozy wieder kassierte. Und die Wachablösung in Italien: Blieben die vormaligen Regierungsmitglieder vorzugsweise in Diskotheken hängen, finden die jetzigen den Weg nicht aus der Bibliothek. Die Verteidiger des Euro flößen nun wirklich kein Vertrauen ein.


      Denn es stimmt einfach nicht, dass der Absturz an den Aktienmärkten nur auf die Praxis des Shortselling zurückgeht. Tatsächlich wurde der sogenannte »Leerverkauf«, bei dem man sich Aktien oder Anleihen gleichsam leiht und sie zu hohen Preisen verkauft, um sie dann nach einem erwarteten Kurssturz billiger wieder zurückzukaufen und den Gewinn einzustreichen, bis zum Sommer verboten. Den Spekulanten die Verantwortung zuzuschieben ist nur ein weiterer Trick der Politiker, um von ihrem eigenen Versagen abzulenken. Es sind Banken, Investment- und Pensionsfonds, die auf dem Sekundärmarkt Staatsanleihen der PIIGS-Staaten gekauft haben. Mit unseren Spargroschen. Kein Wunder also, dass die Manager sich vor der eventuellen Pleite schützen wollen. Sie fürchten, dass Italien, Spanien, Portugal und möglicherweise auch Irland bald in derselben Situation sind wie Griechenland und jede Anleihe nur noch zu 50 oder 60 Prozent ihres Nominalwertes zurückgezahlt wird. Da ist es doch besser, man reicht sie gleich an die Europäische Zentralbank weiter oder tauscht sie gegen gesicherte Anleihen ein.


      Tatsächlich kam es im Herbst 2011 zu einer besorgniserregenden Liquiditätsklemme im Bankensystem. Den europäischen Banken fällt es immer schwerer, Geld von institutionellen Investoren wie Pensionsfonds, Versicherungen und Kreditinstituten zu bekommen. Die einzige Liquiditätsquelle ist mittlerweile die EZB, die jedoch zur Absicherung lediglich bestimmte Formen der Anleihe akzeptiert wie zum Beispiel Staatsanleihen. Nur dank dieser Regelung können die PIIGS-Staaten ihre Anleihen überhaupt noch auf dem Markt platzieren.


      Gekauft werden sie durchweg von europäischen Banken, die sie sofort an die EZB weiterverkaufen. So umgeht diese das Verbot, direkt die Staatsschulden der Defizitländer zu finanzieren, das Deutschland gewollt hatte. Allein im September 2011 haben die Banken der Euro-Zone auf diese Weise 590 Milliarden Euro gegen Anleihen der PIIGS-Staaten eingetauscht. Zu den größten Schuldnern der EZB gehören der Bankensektor in Frankreich und Italien, die dort jeweils einen Kreditrahmen von 100 Milliarden Euro haben. Natürlich kann dieser Trick nur kurzfristig funktionieren, die EZB ist nicht stark genug, um das gesamte Staatsdefizit der Euro-Zone zu schultern. Italien beispielsweise muss im Jahr 2012 Anleihen für insgesamt 375 Milliarden Euro auf den Markt bringen. Nicht einmal der Euro-Stabilitätsfonds, den man auch als »Europäischen Währungsfonds« bezeichnet, hat Geld für eine weitere »Mission Impossible«.


      Der beste Indikator für das Misstrauen an den Märkten aber ist der Zinssatz, zu dem ein Staat sich Geld leihen kann. Bei den Herbstauktionen war der Spread, also der Zinsunterschied zu deutschen Staatsanleihen, schon enorm angewachsen. Italien und Spanien mussten in etwa dieselben Zinssätze bezahlen wie Ende der neunziger Jahre, als die Märkte von jenen Staaten, die die schlechte Gewohnheit hatten, des Öfteren ihre Währung abzuwerten, höhere Zinsen forderten. Der positive Effekt des Euro ist also weg, der negative aber bleibt: Die Zentralbanken der einzelnen Länder können weder abwerten noch die Notenpresse anwerfen.


      Der monetäre Souveränitätsverlust aber lässt das Misstrauen in Länder wie Italien, deren Staatsschulden mehr als 100 Prozent ihres BIP betragen, noch wachsen. Japan nämlich, dessen Staatsschulden mittlerweile bei über 200 Prozent des BIP liegen, hat diese Probleme nicht. Das Land kann Geld drucken, wenn nötig, und verfügt über eine Zentralbank, die die Rolle des letztinstanzlichen Gläubigers einnehmen kann.


      Märkte und Börsen signalisieren uns also längst, was offensichtlich niemand einsehen will: Wenn sich die Lage nicht ändert, sind für diese Länder so hohe Schulden nicht tragbar. Die wirtschaftliche und soziale Stagnation führt dazu, dass sich die Ansteckung schnell weiterverbreitet. Veränderung tut not. Dabei aber geht es nicht darum, dass wir die Bilanz aufhübschen, indem wir den einen Posten in den Staatsausgaben verschieben, den anderen streichen. Auch die Wachablösung in den Reihen der Politiker bringt uns hier nicht weiter. Der Mario-Monti-Effekt hat nicht einmal einen Tag lang gedauert. Die Wahl Mariano Rajoys in Spanien hat dem Land nur noch höhere Zinssätze eingebracht. Und Lucas Papademos konnte den Widerstand des Volkes gegen die Sparpolitik in Griechenland auch nicht dämpfen. Die Märkte fordern Wachstum von diesen Staaten. Und siehe da: Ausnahmsweise will das Volk dasselbe.


      Dummerweise blockiert der Euro Alternativen zur neoliberalistischen Politik, auf deren Grundlage er entstanden ist. Warum also verteidigen wir ihn auf Teufel komm raus, auch auf die Gefahr hin, dass wir gnadenlos verarmen? Weil wir immer noch davon überzeugt sind, dass der Euro uns Wohlstand gebracht hat. Vor etwa zwanzig Jahren, als Berlusconi 1994 in die Politik eintrat, hieß es, die wirtschaftliche Lage Italiens sei eine Katastrophe: Die Staatsschulden lagen bei 121 Prozent des BIP, der Zinssatz für zehnjährige Anleihen lag bei 9 Prozent. (Die Inflation betrug damals 4,2 Prozent, während sie heute bei 2,6 Prozent liegt.) Der Spread zu den deutschen Staatsanleihen variierte zwischen 300 und 450 Punkten. Die Ähnlichkeiten mit der heutigen Situation sind frappierend. Doch 1994 wuchs die italienische Wirtschaft jährlich um 2,2 Prozent, während das Wachstum 2011 0,5 Prozent betrug. Damals wies das Land einen positiven Leistungsbilanzsaldo von 1,2 Prozent des BIP auf, 2011 ein Defizit von 3,9 Prozent.


      Obwohl die italienischen Staatsschulden eine noch recht lange durchschnittliche Laufzeit von sieben Jahren haben, liegt der Zins dafür mittlerweile bei 6 Prozent. Würden wir so schnell wachsen wie China, wäre dies kein Problem, aber Italien hat kein Wachstum. 2011 betrug es magere 0,5 Prozent, doch es gibt zahlreiche Stimmen, die von einem Schrumpfen der volkswirtschaftlichen Leistung ausgehen. Als wäre das noch nicht genug, geht man auch für die nächsten drei Jahre von Preisstabilität aus, was bedeutet, dass das Land möglicherweise in die Deflation rutscht.


      Wie also sollten wir aus dieser Leistungsbilanz die 6 Prozent herausholen, um die Zinsen für unsere Schulden zu bezahlen? Indem wir die Staatsausgaben radikal drosseln, was Griechenland getan hat, mit den bekannten Ergebnissen. Leider haben weder Italien noch Griechenland die Wahl, einen alternativen Weg einzuschlagen: die eigene Währung abwerten, um den Wert der Schulden zu reduzieren, und Geld drucken, um der Deflation zu begegnen. Aber warum ist das so? Weil sie nicht mehr souverän über ihre Währung verfügen können.


      Mario Monti ist kein Zauberkünstler. Die Maßnahmen, denen er Italien jetzt unterwirft, sollen die Staatsausgaben drücken und das Steueraufkommen erhöhen. Das führt dazu, dass die volkswirtschaftliche Leistung sinkt. In der Folge steigt die Staatsschuld in Prozent des BIP, auch weil die Zinsen auf die Schulden hoch bleiben werden.


      Wer nun annimmt, die Lösung des Problems liege in den vielbeschworenen Eurobonds, täuscht sich. Was die Deutschen uns regelmäßig vorbeten, stimmt nämlich: Mit den Eurobonds verlagert man die Staatsschuld nur auf die EU, den Staatenbund. Ähnlich wie im Jahr 2008, als kurz vor dem Zusammenbruch von Lehman Brothers die Rettungsmaßnahmen des Staates die Schulden großer Finanzinstitutionen auf den Staat übertrugen. Da es keine gemeinsame Fiskalpolitik auf EU-Ebene gibt, die das Steueraufkommen der Mitgliedsländer in die Kassen der EU lenken würde, wer wird für die Eurobonds geradestehen? Die Antwort kennen wir alle: Deutschland. Aus diesem Grund wehren sich die Deutschen so vehement auch gegen die kurzfristige Auflage von Eurobonds.


      Um Wachstum zu schaffen, muss man wettbewerbsfähig sein. Das bedeutet, dass sowohl Kapital- als auch Arbeitskosten unter denen der Konkurrenz liegen müssen. Dass eine fortschrittliche Technologie erlaubt, zu niedrigeren Kosten zu produzieren als die Konkurrenz oder bei gleichen Kosten bessere Qualität zu liefern. Da die Kapitalkosten mittlerweile nahe null liegen, lässt sich darüber wohl kaum ein Wettbewerbsvorteil erzielen. Bleibt also nur das andere Element der kapitalistischen Gleichung: die Arbeitskosten. Dies ist der Grund, weshalb man in Italien und den anderen Defizitländern seit mindestens zwei Jahren versucht, diese um jeden Preis zu drücken. Doch die Kürzung der Löhne und Gehälter oder die Umwandlung fester Arbeitsplätze in Leiharbeit ist ein Bumerang, der sich letztlich negativ auf den Konsum auswirkt, das Steueraufkommen reduziert und damit die Situation nur verschlimmert, weil er das Wachstum hemmt.


      Wenn die Kürzung der Staatsausgaben nicht weiterführt, die Staatsschulden aber gesenkt werden müssen, gibt es letztlich nur einen Weg: die Abwertung. Schwebt also über dem Mittelmeer erneut das Schreckgespenst der Abwertung wie in den siebziger und achtziger Jahren, als die Länder des südlichen Europa regelmäßig diesen Weg einschlugen, um ihre Staatsfinanzen in den Griff zu bekommen? Nur dass die Dinge heute nicht mehr ganz so einfach liegen. Abwerten hieße, dass die PIIGS-Staaten aus der Euro-Zone ausscheren und Konkurs anmelden. Ebendieses Szenario wird uns stets als apokalyptische Vision präsentiert.


      Wäre es denn tatsächlich so schlimm?


      Das Beispiel Islands und Argentiniens hat uns gezeigt, dass ein kontrollierter Zahlungsausfall die negativen Effekte für die Volkswirtschaft abfedert. Wenn die Binnenschuld beglichen werden kann, stürzt das Land keineswegs in den Abgrund. Zu diesem Zweck müsste ein Land wie Italien 800 Milliarden Euro aufbringen, also etwas weniger als die Hälfte der Schulden der öffentlichen Hand, jenen Teil der Schulden also, die Banken und Bürger dem Staat geliehen haben. Der einzige Weg, an diesen Betrag zu kommen, ist eine einmalige einheitliche Steuer auf Vermögenswerte. Da 1 Prozent der Bevölkerung 45 Prozent der Vermögenswerte besitzt, ist klar, dass diese Steuer nicht den Hauptteil der Bevölkerung trifft.


      Die Auslandsschulden sind eine andere Sache. Sie müssten neu ausgehandelt werden. Hier allerdings kommt dann vermutlich ein Dominoeffekt zum Tragen. Da ein Großteil der ausländischen Schuldtitel bei deutschen und französischen Banken liegt, würde diese Länder der Schlag am härtesten treffen. Gehen nun auch die anderen PIIGS-Staaten den Weg des kontrollierten Zahlungsausfalls, bedeutet das für diese Banken den Bankrott. Dann würde der Konkurs der PIIGS-Staaten auch die reicheren Länder mit in den Abgrund ziehen. Das wollen Deutschland und Frankreich um jeden Preis vermeiden.


      Das Problem ist also recht komplex, denn so würden wir riskieren, in eine Abwärtsspirale zu geraten, bei der die Abwertung als Waffe im Kampf jeder gegen jeden genutzt würde. Daher kann solch eine Entscheidung nicht von einem Land allein getroffen werden. Die EU selbst müsste das zeitweise Ausscheren der PIIGS-Staaten aus dem Euro-System koordinieren, müsste die Abwertung der Einzelwährungen steuern, um die Unterschiede zwischen den einzelnen Volkswirtschaften im Euro-Raum auszugleichen. Noch besser wäre es, der Euro-Zone gleichsam zwei Geschwindigkeiten zu erlauben. Und für die Zukunft realistischere Kriterien für den Wiedereintritt der Defizitländer in die Euro-Zone zu definieren (und Kontrollen, die tatsächlich greifen).


      So ausgedrückt, hört das Programm sich relativ simpel an. Doch aus einer Reihe von Gründen ist es nicht ganz so einfach. Einer der wichtigsten ist die Auswirkung, die diese Entscheidungen auf Regierungen und Politiker hätten. Ganz banal gesagt: Die einzig tragbare Lösung wäre der Austausch eines Großteils derer, die uns heute vertreten. Wir würden auf G8- und G20-Gipfeln eine Menge neuer, unverbrauchter Gesichter sehen.


      Die Rettung Europas, ja vielleicht sogar des Kapitalismus, wie wir ihn kennen, die Reaktion auf das schwankende wirtschaftliche Gleichgewicht des Kontinents, erfordert dieses Massenopfer all jener, die uns mit unglaublicher Ruchlosigkeit bis heute in den Abgrund regiert haben.


      Ebendas fordern die empörten Bürger auf den Straßen Europas, ebendas wollen auch die Märkte.


      Wird es so kommen?


      Die Antwort weiß nur der Wind.

    

  


  
    
      


      Dank


      Als Carlo Alberto Brioschi mich fragte, ob ich nicht ein Buch über den Funken des Aufstands schreiben wolle, der von den revolutionären Bewegungen in der arabischen Welt ausging und langsam auf Europa übergreife, dachte ich zunächst nicht, dass mich dieses Thema so begeistern würde. Ich glaubte auch nicht, dass ich in der »Generation Praktikum« auf denselben Frust, dieselbe Wut und dieselbe Hoffnung treffen würde, die mich in meiner Jugend bewegt hat. In ihren Geschichten über prekäre Arbeitsverhältnisse, Arbeitslosigkeit und Unzufriedenheit erkannte ich mich wieder, wie ich damals in ein Flugzeug nach Washington, D.C., stieg, ohne mir über das Ticket für den Rückflug Gedanken zu machen. Die jungen Leute sehen in der Auswanderung ihre einzige Chance auf ein normales Leben, obwohl sie lieber in ihrem Land blieben. Das hat mich einmal mehr daran erinnert, wie hart es ist, das eigene Land verlassen zu müssen. Es ist nicht gerecht, dass die jungen Leute auswandern müssen, um ein normales Leben führen und eine Familie gründen zu können – damals wie heute.


      Diese wirtschaftliche Ungerechtigkeit hat mich dazu gebracht, den Protest der jungen Empörten in allen Ländern zu unterstützen. Nicht umsonst ist dieses Buch der Anthropologin und Autorin Martina Giuffrè gewidmet: Prototyp der jungen Menschen in ungesicherten Beschäftigungsverhältnissen. Sie lehrt an der Universität, ist unterbezahlt, wird hemmungslos ausgebeutet. Eine kluge, mutige Frau, die dem allgemeinen Trend, ins Ausland zu gehen, die Stirn bieten wollte. Die nach Italien zurückgekehrt ist und sich nun wie so viele ihrer Altersgenossen in der »Normalität« des Prekariats häuslich einrichten muss.


      Die lange Liste all jener, denen ich zu Dank verpflichtet bin, führen also Carlo Alberto Brioschi und meine Agenten Luigi und Daniela Bernabò an, die mir jahrelang zugeredet haben, ein Buch über die Jugend zu schreiben. Nicht zu vergessen die unermüdliche Michela Gallio, meine Lektorin, mit der ich in den letzten Monaten sicher öfter gesprochen habe als mit meinem Mann. Federico Bastiani, mein Assistent, hat wie immer mein Leben tadellos organisiert und ist dabei meinen Wünschen häufig zuvorgekommen. Er und Clara Mendez, meine spanische Assistentin, haben mir den Dialog mit den Indignados ermöglicht, der mich persönlich und beruflich bereichert hat.


      Meiner amerikanischen Agentin Diana Finch möchte ich danken, weil sie die Verlage überzeugt hat, mich zuerst dieses Buch schreiben zu lassen, bevor Maonomics in ihren Ländern erscheinen soll. Ein besonderer Dank geht an Per Axelsson, meinen schwedischen Herausgeber, und seinen Sohn Björn, der mit seinen dreißig Jahren ein höchst begabter Forscher ist, aber auch nur Zeitverträge bekommt. Sie haben mich ermutigt und ihr Vertrauen in meine wirtschaftlichen Analysen gesetzt. Danke an Björn und Matteo Ballero. Diese beiden jungen Wissenschaftler haben mir geholfen, das zweite Buch zu schreiben, das auf Englisch in etwa zur selben Zeit herauskam wie dieses: Ten Years that Shook the World. Ohne diese beiden hätte ich es nie geschafft.


      Natürlich gäbe es dieses Buch nicht ohne die Empörten Europas, ja im Besonderen Spaniens. All jenen, mit denen ich täglich über Twitter in Verbindung stehe, möchte ich meine Anerkennung aussprechen und mit ihr die Hoffnung, dass dieses Buch dazu beitragen möge, die Zivilgesellschaft zu der Erkenntnis zu bewegen, dass jetzt der Moment gekommen ist, um das System zu ändern.


      Dank an Sabrina Provenzano, die den gesamten Text gelesen und einige wichtige Änderungen angeregt hat. An Clementina Chieffo, die mir in puncto Staatsschulden ein Licht aufsteckte. Und an meinen guten Freund Vittorio Pignatti, der mir die Tricks der Hochfinanz erklärte. Wenn Menschen wie sie unser Land regierten, liefe alles viel besser.


      Wie immer danke ich auch meinen Kollegen beim Venerdì di Repubblica, beim Espresso und beim Caffè, die mir geholfen haben, dass die heißen Eisen, die ich schmiedete, auch wirklich heiß blieben.


      Natürlich muss ich mich auch bei Sabina de Luca und Antonio Guadalupi bedanken, mit denen ich während einer Reise zum Yellowstone Park im August eingehend über die wirtschaftliche Zukunft Italiens und Europas debattiert habe.


      Und wie stets danke ich meinem Mann Ron und meiner Familie, die mich mit ihrem Verständnis seit jeher unterstützen.
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